






Pressegruppe Reutlingen
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Straf-

befehle

für

Blockierer
Das Amtsgericht Münsingen hat in

diesen Tagen begonnen, Strafbefehle

gegen diejenigen zu verschicken, die

im Sommer 1982 den Zufahrtsweg zum

Atomwaffenlager bei Engstingen blok—

kiert haben und von der Polizei weg—

getragen wurden.

Die Mitglieder der Bezugsgruppen,
darunter auch einige Reutlinger,wur—
den größtenteils zu einer Geldstrafe

mit Strafvorbehalt in Höhe von 25

Tagessätzen verurteilt. Bei wenigen
fiel der Strafvorbehalt (ähnlich wie
Strafe auf Bewährung) weg. Manche

wurden freigesprochen, darunter die—

jenigen , die zum Zeitpunkt der Blok—

kade unter 21 Jahre alt waren. Bei

Einigen sind die Kriterien für die

Einstellung des Verfahrens nicht er—-

kennbar, zumal dies von der Staats—

anwaltschaft nicht einmal begründet
wurde. Die Höhe der Tagessätze rich—
tet sich nach dem Einkommen und

schwankt zwischen 5 und 90 DM.

Strafbefehle werden vom Gericht auf

Antrag der Staatsanwaltschaft erlas—

sen. Zahlt man das Geld, so ist der

Fall erledigt. Will man nicht zahlen,
fühlt man sich unschuldig, so muß

man innerhalb einer Woche Wider—

spruch einlegen. Dann kommt es zu

einer Gerichtsverhandlung, wo erneut

ein Urteil gefällt wird. Werden Straf—

befehle mit Strafvorbehalt ausgestellt

bombe .

—

so wie jetzt in den meisten Fällen
—

so bedeutet das, daß man sich in—

nerhalb einer bestimmten Frist (bei
den Blockierern 2 Jahre) nichts zu

Schulden kommen lassen darf. Die

Strafe wäre also erst dann zu be—

zahlen, wenn man sich innerhalb die—
ser Frist ein 2. Mal strafbar machen

sollte, was dann ein zusätzliches

Verfahren mit eventuell nochmaliger
Verurteilung zur Folge hätte. Auch

gegen solche Strafbefehle kann man

Einspruch einlegen. Das Urteil einer

folgenden Verhandlung kann höher

sein als das in den Strafbefehlen.

Anklagepunkt der Staatsanwaltschaft

ist das gemeinschaftliche Vergehen
der Nötigung. Den Blockierern wird

konkret vorgeworfen, sie hätten die

Bundeswehr daran gehindert, ins

Atomwaffenlager hineinzufahren und

sie damit genötigt, die Polizei zu

rufen.

Bekanntlich lagern in Großengstingen
sechs Lance—Raketen mit einer Reich—

weite von ca. 110 km und der zwölf—

fachen Sprengkraft der Hiroschima—

Auch deshalb war Engstingen
der Ort der Blockade. Eine Forderung
der Aktion war der Abbau

der Atomraketen in Großengstingen
und schließlich die Abschaffung aller

Massenvernichtungsmittel in ganz Eu—

Die Blockade wurde als Beitragropa.

fenlager

einer Kampagne für ein atomwaffen—

freies Europa verstanden. In diesem

Zusammenhang wird noch einmal an

den Aufruf zur Sommerblockade erin—

nert, in dem es heißt: "Wir werden

nicht eher ruhen, bis die Atomrake—

ten aus Großengstingen verschwunden

sind. Wir werden nicht nachlassen,
bis alle Atomraketen in West und Ost

abgeschafft sind. Dabei vergessen
wir nicht, daß letztendlich alle Waf—

fen menschenfeindlich sind und schon

jetzt durch Hunger und Rohstoffver—

schwendung töten .

"
. . . "Wir müssen

jetzt handeln und das abschaffen ,

was unsere Menschlichkeit , die Lie—

besfähigkeit in unserer Gemeinschaft

und schließlich alles Leben auf die—

ser Erde auf Dauer zerstört."

Von den Blockierern wird der Vorwurf

der Nötigung nicht akzeptiert. Deswe—

gen legen die meisten gegen den

Strafbefehl Widerspruch ein. Das

Blockieren der Straße zum Atomwaf—

(in den Strafbefehlen ver—

harmlosend als "Sondermunitionslager"
bezeichnet) wird nicht als rechtswi—

drig betrachtet. Die Atomwaffen, die
in Großengstingen stationiert sind,
sind Teil der Kriegsvorbereitung, der

Straftatbestand der Nötigung der

Bundeswehr ist unwesentlich im Ver—

gleich zur Notwendigkeit, sich gegen

Kriegsvorbereitungen zur Wehr zu

setzen.

Im Übrigen wird hinter dem Vorgehen
der Staatsanwaltschaft, die Geldbuße

mit Strafvorbehalt zu verhängen, der

Versuch gesehen, Leute vom Einspruch
abzuhalten und damit die Anzahl der

Prozesse so gering wie möglich zu

halten. Durch die Bewährungsfrist
soll erreicht werden, daß man kein

politisches Engagement mehr zeigt.
Fällt man nämlich nochmals auf, z.B.

bei einer unangemeldeten Demonstra—

tion, so kann es sein, daß man die

Geldstrafe bezahlen muß. Die ohne

Strafvorbehalt verhängten Geldbußen

werden als Einschüchterung bewertet.

Es soll gezeigt werden, daß die Jus—

tiz durchaus gewillt ist, auch harte

Strafen zu verhängen. Daß die Blok—

kierer auf dieses Vorhaben nicht ein—
gehen, zeigt der geschlossene Em—

spruch gegen die Strafbefehle.
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Sie stößt glücklicherweise auf Wider—

stand — die Volkszählung 83.

Denn was uns da im April als "Zäh—

lung" untergejubelt werden soll, geht
nun wirklich weit darüber hinaus!

In einem vierseitigen Fragebogen
wird uns die Angabe persönlichster
Daten und Lebensverhältnisse abver—

langt:
—

zur Wohnungsausstattung: ob mit

oder ohne Küche, Kochnische, Toi—

lette, Bad oder Dusche; wie be—

heizt; ob Telefon vorhanden; wie

groß die Quadratmeterzahl
—

zur Höhe der Miete
— nach dem vorwiegenden Aufenthalts—

ort
— _n_a_ch den benutzten Verkehrsmitteln

auf dem Weg zu Ausbildungsstätte
oder Arbeitsplatz sowie der darauf

verwendeten Zeit
— nach Schulabschluß und Berufsaus—

bildung
nach der Erwerbstätigkeit ein—

schließlich Angabe der Arbeitsstätte

Schule oder Hochschule

usw. .

Und die Antworten auf diese Fragen
bleiben nicht anonym:
sie müssen zu allen im Haushalt le—

benden Personen gemacht werden, de—

ren Name und Geburtsdatum ebenfalls

erfragt werden.

Zusätzlich sollen in dem ersten Form—

blatt Anschrift und soweit vorhanden

Telefonnummer angegeben werden.

WER FLIEGT HAUS ?

Setzt man nun alle diese Einzeldaten

miteinander in Beziehung, und dafür

werden die Angestellten der Statisti—

schen Landesämter, welche die Frage—
bögen auswerten, bezahlt‚so läßt sich

für die Befragten ein ziemlich kon—

kretes Bild ihrer persönlichen Le—

bensumstände gewinnen
— bis hin zu

einer groben Persönlichkeitsstruktur.

Fällt es nicht etwa auf, wenn

jemand mit Hochschulabschluß z.B.

als Gebäudereiniger arbeitet?

Oder finanziert ein Arbeitsloser eine

große und teure Wohnung etwa per
Schwarzarbeit? 001984
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Die Raster des Normalen , Recht—

mäßigen und gesetzlich Vorgeschrie—
benen nach denen all diese Daten
auf lokaler und regionaler Ebene ho—

rizontal und vertikal zugeordnet wer—

den können, existieren längst — und
so mancher fällt hindurch.
Vor allem die, die es sich nicht lei—
sten können:

Denn vor der eigentlichen statisti—
schen Auswertung sollen laut
59 Abs 1 des Volkszählungsgesetzes
(VG) die persönlichen Daten (Name,
Anschrift, Geburtsdatum
alle identifizierenden Angaben) mit
den Melderegistern der Gemeinden

verglichen werden.

Wer bislang erfolgreich die Melde—

pflicht umgangen hat, wegen der

vorgeschriebenen Rückversicherung
beim Vermieter eh schon ein Kunst—
stück, wird nun ordnungsgemäß re—

gistriert.
Ausländer werden noch einfacher ab—
zuschieben sein _

- 2.8. auch wenn

sie bei der Verlängerung ihrer Auf—

enthaltsgenehmigung oder dem Antrag
auf Familienzusammenführung die er—

forderliche QUfidratmeterzahl pro Per—
son von 12 m nicht nachweisen kön—

,

nen.

\ Für das Aufspüren nicht oder falsch

gemeldeter Ausländer erhalten die
über 600.000 ehrenamtlichen Zähler
in manchen Großstädten bis zu 5 DM

Kopfgeld!

DER STAAT ALS FORDERNDER "DIENER"

Dabei ist die BRD mit ihrem strikten
Melderecht im europäischen Vergleich
auch ohnehin sehon führend! In
Großbritannien z.B. existiert ein sol—
ches überhaupt nicht — dort wird nur

registriert, wer wählt!
Hier in der BRD sind wir alle mit
der Meldepflicht großgeworden. als
sei sie eine unhinterfragbare Selbst—
verständlichkeit menschlichen Zusam—
menlebens. Daß sich in ihr der An—

spruch staatlicher Behörden auf
'ihre' Bürger ausdrückt, wird auch
von Linken nur selten wahrgenommen.
Denn ordnungsgemäße Anmeldung öff—
net den Zugang zu sozialen Einrich—

tungen (Arbeitslosengeld , Wohngeld
...), die sich die etatistische sozial—
demokratische Arbeiterbewegung lieber
vom Staat garantieren ließ, als sie
in Selbsthilfe zu organisieren.
Auf der anderen Seite bedeutet sie
aber auch den staatlichen Anspruch
auf die Steuern. Nicht umsonst wer—

den die Steuerka‚rten von den Gemein—

deverwaltungen ausgegeben!

kurz:]

„„llllmlllll
Der Staat, der sich as "Diener an

der Gesellschaft" ausgibt, erwartet
eben seinerseits, daß sich die Gesell—
schaft ihm zuvor zum Dienst ver—

pflichtet. Sie ernährt damit das In—
strument ihrer eigenen Reglementie—
rung und Unterdrückung. —
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} RECHTLICHE UNSTIMMIGKEITEN

Der Abgleich mit dem Melderegister,
der im VG ermöglicht wird, befindet
sich aber im Widerspruch zu Rechts—
grundsätzen, nach denen Daten, die
für statistische Zwecke erhoben wer—

den, nicht für Verwaltungsmaßnahmen
verwandt werden dürfen.
Weiter fehlt im VG jegliche Strafan—

drohung. Dennoch wird denen, die
die geforderten Angaben verweigern,
nach 55 10 und 14 des Bundes Stati—
stik Gesetzes von 1980 (BStatG) mit

Bußgeldern bis zu 10.000 DM gedroht.
Abgesehen davon, daß sich die Buß—

gelder wohl tatsächlich zwischen 100
und 200 DM bewegen werden, ist die

Anwendung des BStatG auf das VG
inzwischen rechtlich mehr als um—

stritten .

Wenn sich die Ansicht zweier Bochu—

ist die Ver—

überhaupt

mer Anwälte durchsetzt,
weigerung der Angaben
nicht strafbar.

Sie meinen nämlich, daß das VG gar
kein Statistikgesetz im Sinne der
55 3 und 6 BStatG ist, da es durch
die zugelassene Weitergabe der Daten
dessen Rahmen sprengt sowie nicht
rein statistischen Zwecken dient.
Damit wäre aber auch eine Bußgeld-—

auf das VG über—

VERFASSUNGSMÄSSIGKE IT

Ohne sich der Illusion hinzugeben,
daß die Verfassung irgendwelche wei—
terreichenden Konsequenzen auf die
bundesdeutsche Rechtsprechung hätte,
muß doch darauf hingewiesen werden,
daß sich das VG zusätzlich im Wider—
spruch zum Grundgesetz befindet.
Zum einen verstößt es gegen Art. 1
und 2 GG, da es "den Menschen in
seiner ganzen Persönlichkeit regi—
striert und katalogisiert, und ihn
so zum bloßen Objekt degradiert. Dies
stellt einen Verstoß gegen die Würde.
des Menschen dar."
der Bochumer Anwälte)
Andererseits verstößt 514
(die Bußgeldandrohung)
Art. 103 Abs 2 GG, weil
konkret genug formuliert ist.
Hier wird eine Strafe für ein Verge—
hen festgelegt, dessen genauere Defi—
nition erst Jahre später erfolgt
— nämlich im VG. Dies erst führt ja
die konkreten Auskunftsbereiche an.
Solche Gesetzespraxis kennen wir
auch aus der Zeit des Nationalsozia—
lismus

(Rechtsgutachten

BStatG

gegen
er nicht

Sicherlich, die Orientierung auf das
Grundgesetz bietet wenig Aussicht
auf Erfolg. Wird doch die nebulöse
"Wirklichkeit der Verfassung" als
"Verfassungswirklichkeit" durch unser
eschätztes Verfassungsgericht defi—

niert!

Aussicht auf juristischen Erfolg könn—
te dagegen die erste Argumentation
haben, weil sie sich auf einen inner—
juristischen Widerspruch bezieht. Zu
Zeiten rein formaljuristisch orientier—
ter Rechtsprechung werden nur solche
Gründe akzeptiert —

unsere persönlichen Vorbehalte und

Überzeugungen sind je nach politi—
scher Konjunktur nicht "justiziabel".
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DATENSCHUTZ — M IßBRAUCH ALS ZWECK

entstehen mit der

Volkszählung an

Weitere Probleme

Durchführung der

der Frage des Datenschutzes. Waren

Behörden wie das BKA bislang immer

noch gezwungen, ihren Zugriff auf

die bei anderen öffentlichen Instituti—

onen angesammelten Daten (Banken,
Arbeitsämter , Krankenkassen . . . )

rechtlich abzusichern, wird das in

Zukunft nicht mehr möglich sein.

Liefern wir doch in der Volkszählung
unsere bislang verstreuten Daten jetzt
freiwillig gebündelt an die zentralen

Rechenzentren ab!

Dort kann sich dann jeder bedienen
— auch private Institutionen —, der

sich auf Aufträge der zuständigen
obersten Bundes— und Landesbehörden

beziehen kann! (ä9,2 VG)

Der zu befürchtende Mißbrauch wird

also die bezweckte Regel sein. "Ziel

der Übermittlung ist es, die mit ho—

hem Aufwand (ca. 370 Mio DM ! d.V.l

erhobenen Daten optimal zu nutzen",—

so Ministerialrat Pohl vom Bundesin—

nenministerium im Kommentar zum

Volkszählungsgesetz.
Der Datenschutz hat bei 19köpfigem
Personal auf Bundesebene gegenüber
300.000 Bundesbeamten in Behörden,

die mit Daten umgehen (SPIEGEL,

24.1.83), und den ohnehin dehnbaren

Datenschutzbestimmungen sowieso nur

Beruhigungs— und Alibifunktion.

Außerdem können die Datenschutzbe—

auftragten meistens nur dann in Ak—

tion treten, wenn eine konkrete Klage
gegen vermuteten Mißbrauch vorliegt
— also nach vollendeter Tat!

l “

VERWENDUNG DER DATEN

Sammlun—

gen statistischen Materials über die
Volkszählungen , staatliche

immer dann voll—

Staat vom Bürger
Bevölkerung werden

zogen, wenn der

etwas will.

Schon die Zählungen der Römer (auf

die diejenigen jetzt so gerne verwei—

sen, die das Ganze verharmlosen wol—

len) wurden einzig und allein zu

dem Zweck durchgeführt, um die tri—

butpflichtige Bevölkerung der erober—

ten Provinzen zahlenmäßig zu erfas—

sen und dann das von den Steuer—

pächtern einzutreibende Steueraufkom-

men festzusetzen.

Nicht etwa, um staunend auf die

"Schar alles Lebenden" zu blicken...

Heute sind Zählungen ausgerichtet
an den Verwaltungs— und Herrschafts—

interessen des Staates sowie den Be—

dürfnissen nach Planbarkeit und Ab—

sicherung wirtschaftlicher Investitio—

nen seitens der gesellschaftlich mäch—

tigen Unternehmerverbände.

Und durch die Methoden der Statistik

sowie die technische Entwicklung im

Bereich der Datenverarbeitung und

Speicherung lassen sich diese Inter—

essen auch heute weitaus wirkungs—
voller umsetzen.

So stehen die Fragebogenfragen nach

dem Telefonanschluß deutlich im Zu—

sammenhang mit der geplanten Verka—

belung
— ermöglichen sie doch der

Bundespost, sich einen prezisen Über—

blick über die noch zu verkabelnden

Haushalte zu verschaffen.

Konzerne können ihre Produktionsan—

lagen besser planen, wenn sie über

genauere Strukturdaten im Beschäfti—

”.

___—

7

Selbst künftige "Bedürfnisse" können

geplant werden, wenn man statistisch

berechnet, wo sie in welcher Form

auftreten könnten.

Fällt den Verfechtern nicht die struk—

turelle Ähnlichkeit zu den verteufel—

ten "Planwirtschaften" des Ostblocks

auf?

Der Staat und seine Behörden können

sich aus dem angehäuften Material

wie immer die dicksten Brocken her—

ausfischen:

auch Protest und Widerstand wird

aufgrund durchschaubarer Bevölke—

rungszusammensetzungen planbar
—

und damit natürlich auch die vorbeu—

genden Gegenmaßnahmen.
Das bedeutet dann nicht nur vorbeu—

gende Speicherung von Daten 'gefähr—
licher Randgruppen' sondern beinhal—

tet, auch die Möglichkeit, durch

strukturpolitische Maßnahmen deren

soziale Beziehungen aufzuweichen und

letztendlich aufzulösen; z.B. durch

bestimmte Formen des Wohnungsbaus
und der Regionalplanung usw. .

Gemeinsam können die kapitalistischen
Unternehmen mit dem Staat die Wirt—

schaftskrise planen, die in den näch—

sten Jahren auf uns zu kommt.

Wo muß bei welcher Arbeitslosenquote
welcher Einsatz erfolgen?
Mittels Computersimulationsprogrammen
läßt sich die Reaktion der Bevölke—

rung 'ausrechnen'.
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SCHÖNE NEUE WELT

Und damit wird deutlich, in welch

gefährliche Strukturveränderung un—

sere Gesellschaft bereits hineinglei—
tet:

Die staatlichen Verwaltungsapparate
erhalten verstärkte Macht gegenüber
allen demokratischen Instanzen, vor

allem der Legislative.
Die parlamentarische Demokratie wird
schrittweise ausgehöhlt.

Schon immer waren gesellschaftliche
Meinungsbildungsprozesse im Rahmen
der Parlamente eine Farce. Die Ent—

_scheidungen fielen in nicht—öffentli—
_chen Ausschüssen oder im Verwal—

tungsstab der Ministerien. Die Parla—

mentarier und ihr freies Gewissen —_

„dienten als hoch dotierte Abstim—_
mungsmaschinerie. Die betroffene Be—

völkerung selbst war nie beteiligt
-— ihr wurden Stets nur die Ergebnis—
se als Gesetze zugemutet

— Aufgabe
(der Abgeordneten war dann, diese
durch gezielte Propagandaaktionen
auch schmackhaft zu machen.
Jetzt aber wird selbst diese Farce

.. „ zunehmend außer Kraft gesetzt, schier

«,-„„,'„„fff‚« ’

„ überflüssig.
" '

“ '"
Und das geschieht schleichend, von

den Beteiligten kaum wahrgenommen
— wie so viele historische Prozesse,
von denen erst die Ergebnisse fest—

gestellt werden und dann mit der

ungläubigen Frage quittiert werden:

(; "Wie war das möglich?"
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Die Gefahr der Volkszählung 83 be— «?
ruht vor allem auf ihrem zeitlichen ”%,
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AUFBUF ZUM BOYKOTT

Natürlich läßt sich mit einem Boykott
der Volkszählung allein diese Ent—

wicklung nicht aufhalten. Aber sie
ist ein wichtiger Schritt:

Bedeutet sie doch, daß wir dem Staat

beispielhaft an einem wichtigen Punkt
den Zugriff auf unsere Person ver-—

weigern. Und sie wäre, wenn sich
maSsenhaft Menschen beteiligen, An—
laß zur Hoffnung darauf, daß die

Sensibilisierung für das bereits voll—

zogene Eindringen des Staates in un—

ser Bewußtsein wieder zunimmt!
Das Erbe des Faschismus, der uns

der kritischen Staatsopposition in
der Generation unserer Eltern brutal

beraubte, kann von uns überwunden
werden, wenn wir uns auf unsere

ureigensten persönlichen Rechte und
Bedürfnisse zurückbesinnen und sie
offensiv behaupten.

"Ich habe nichts zu verbergen; von

mir kann jeder'alles wissen.
Ich habe ein reines Gewissen!",
äußerte sich im Südfunk ein 'anstän—

diger Deutscher' in einer Diskussion
über die Volkszählung.

Wir haben alles zu verbergen —

nämlich uns selbst!
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An einem VoBo interessierten Genossen

geben wir gerne weitere Informatio—

nen.

Boykott vor:
_

das heißt Verweigerung, die Fragebo—
gen auszufüllen.

sammelt Bereitschaftserklärungen oder

Wir selbst schlagen den totalen

Am besten ist, man

die leeren Fragebögen, um so einen

ungefähren Überblick zu erhalten.
Die Adresse der Initiative in eurer

Nähe entnehmt ihr am besten der Ber—

liner 'tageszeitung'. Sie veroffent—
licht an jedem Freitag Listen auf

der
'

'wiese' .

Bundesweite Kontaktadresse ist:

Petra Weiss, c/o Autonomie

Thadenstr. 130 a

2000 Hamburg
— 50

Tel: 040/430 00 70

(mo, mi, fr 17—19 h)
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von FRANZ—JOSEF MARX

Seit einiger Zeit ist es häufiger zu

hören: Die Bundesrepublik soll verka—

belt werden. Was es damit auf sich

hat, wer daran beteiligt ist und

wer daran verdient, will ich in die—

sem Artikel versuchen, klarzustellen.

WIE FUNKTIONIERT "Kabelfernsehen"?

Kabelfernsehen, ein Bestandteil der

sogenannten "Neuen Medien", ist an

sich nichts Neues. Die Bedrohung,
die es mittlerweile für den Bürger
erhalten hat, liegt in seiner Verbin—

dung mit einem allumfassenden Com—

putersystem. Dadurch werden bei ei—

ner bundesweiten Verkabelung nicht

nur zigtausende Arbeitsplätze ver—

nichtet, sondern auch die elektroni—

sche Überwachung eines jeden Ein—

wohners, der ans Kabelnetz ange—
schlossen ist, ermöglicht. Technisch

funktioniert das so, daß jeder Ange—
schlossene über den Rückkanal mit

dem zentralen Rechner in Verbindung
treten kann. Hierfür notwendig ist
die gewaltige Übertragun‘gskapazität
des Breitbandkabels, welches den

Plänen der Regierung zufolge verlegt
werden soll und wofür der Bürger
dann vom Staat zur Kasse ‚gebeten
wird —

gefragt, ob er das denn über—

haupt will, wird er natürlich nicht,
um Widerspruch von vorneherein aus—

zuschalten (außer in vier fragwürdi—
gen Pilotprojekten).
Steht dann jeder Teilnehmer mit dem

zentralen Rechner in Verbindung,
so kann er von seinem eigenen Bild-

schirm aus sowohl Bestellungen auf—

geben , oder Fahrpläne abrufen , Rei-—

serouten ausarbeiten lassen , wie
auch Kontoüberweisungen ausführen

und ähnliche Dinge mehr. Dies hat
nun wiederum Auswirkungen auf die

ARBEITSPLÄTZE

Betroffen sind vor allem Arbeitsplätze
im Angestelltenbereich, der ja bisher
von größeren Rationalisierungen ver—

schont geblieben ist. Bei einer Breit—

bandverkabelung wird sich die Ar—

beitsmarktsituation aller Wahrschein—
lichkeit nach dahingehend ändern,
daß
— bei der Geräteindustrie zusätzliche

'
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Produktion

ent——
Arbeitsplätze durch die

von Kabelfernseh—Zusatzgeräten
stehen;
— bei Produktion

neuer Programme mehr

braucht werden, die

reits bei Zeitungen
"freigestellt" wurden.

Bestenfalls entstehen also bei einer

Vollverkabelung der BRD einige tau—

send neue Arbeitsplätze. Demgegen—
über stehen einige MILLIONEN von

Arbeitsplätzen, die beiWerka—

belung unsicher werden, die entweder

wegfallen oder gewechselt werden

müssen. Leider war bisher noch nicht

in Erfahrung zu bringen, wo die

eventuell neuen Arbeitsplätze entste—

hen sollen, und von welcher Qualität
sie sind — zumindest erhält man kei—

ne konkrete Antwort, wenn man es

wagt, danach zu fragen.
'

der und Sendung
Leute ge—

allerdings be—

und Verlagen

Die immense Anzahl von wegfallenden
Arbeitsplätzen ergibt sich dadurch,
daß es möglich wird, Dienstleistungen
elektronisch gesteuert zentral anzu—

bieten und abzurufen. Man braucht

nicht mehr zur Bank zu gehen, um

sein Geld abzuholen oder um Überwei—

sungen vornehmen zu können —

man

kann dies alles bequem zu Hause am

heimischen Bildschirm erledigen.Eben-—
so wird es möglich sein, Waren im

Einzelhandel per Computer zu bestel—

len; man braucht nicht mehr außer

Haus zu gehen, sondern läßt es sich

liefern. Das Prognos Institut schätzt

die Arbeitsplatzverluste auf jährlich
80.000.

Eine Studie der Firma Siemens "Büro

1990" sieht sehr große Arbeitszeitein—



sparungen durch die neuen Informa—

tionstechniken und elektronische Da—

tenverarbeitungssysteme (EDV) vor—

aus. Diese‘Einsparungen sind aller—

dings nicht dazu gedacht, die Ar—

beitszeit bei vollem Lohnausgleich
zu verkürzen, sondern es sollen da—

mit Arbeitsplätze vernichtet werden.

Im Bereich der Öffentlichen Verwalt—

ung sind ohne bereits vorhandene

EDV—Systeme noch 30 - 75 % der Ar—

beitsplätze wegrationalisierbar, an—

sonsten sind es 8 —- 25 %. Bei Klein—

und Mittel— sowie Großbetrieben wie

auch bei freien Berufen liegt die

mögliche Arbeitszeitersparnis bei ca.

25 — 38 %.
Gefährdet sind vor allem:

BANKEN

Sämtliche Zweigstellen einer Bank

werden an den Zentralrechner der

Bank angeschlossen, wo dann Konto—

führung, Überweisungen, etc. ohne

Personal ausgeführt werden können.

Das Personal wird überflüssig und

gehört nunmehr ebenfalls zu den Er—

werbslosen. Weiterhin können in den

Schalterstuben Automaten aufgestellt
werden, falls man noch nicht ans

Kabel angeschlossen ist. Diese können

auch Geld auszahlen, oder Überwei—

surigen vornehmen, kurz, sie können

das Schalterpersonal ersetzen.

EINZELHANDELSGESELLSCHAFTEN

Hierbei handelt es sich

um größere Ladenketten, wie z. B.

REWE, COOP, Plus, etc., wo die Käs—

sen mit Datenerfassungsgeräten aus—

gerüstet werden können, welche an

den Zentralcomputer angeschlossen
sind. Dieser kann nicht nur automa—

Nachbestellungen vornehmen, sondern

auch die Buchführung für das Ge—

vor allem

samtsystem _ erledigen, Werbefeldzüge
überwachen , Statistiken auswerten

und Lagerbestände’ kontrollieren .

Auch hier kann dann wieder entspre—
chend viel Personal freigesetzt wer-

den: 310.000 Arbeitsplätze insgesamt,
so die] Meinung von PROGNOS, können

im Bereich des Großhandels, der Ran—

delsvermittlung sowie im Einzelhandel

abgebaut werden.

KLEINERE NUTZER

Hierbei handelt es sich vor allem

um Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieur—
büros, welche durch Anschluß an den

Zentralcomputer ihr Hilfspersonal re—

duzieren können.

REISEBÜROS

Durch gezielten Einsatz des Rückka—

nals können Reisebüros völlig über-

flüssig werden. Nach Ansicht von

Friedhelm Farthmann, dem Arbeitsmi—
nister von NRW, wird es am Ende

des Jahrzehnts keine Reisebüros in

der Bundesrepublik mehr geben.(WAZ
Nr. 289/1980)

PROBLEME DES DATENSCHUTZES

DEN NEUEN MEDIEN

BEI

Immer mehr geraten Probleme des Da—

tenschutzes in die öffentliche Diskus—

sion, was dann auch dazu führte,
daß der Gesetzgeber sich seiner an—

nam. Wie üblich,kam auch hierbei

nicht allzuviel Konkretes heraus,auch
wenn das Land NRW den Datenschutz

zum Grundrecht erhob:

"Jeder hat Anspruch auf Schutz seiner

personenbezogenen Daten . Eingriffe
sind nur in überwiegendem Interesse

der Allgemeinheit auf Grund eines

Gesetzes zulässig.“

Dies hört sich zwar sehr schön an,

soll es wahrscheinlich auch sein (die

meisten unserer Grundrechte besitzen

lediglich Alibicharakter), ist aber

für die tägliche Praxis nutzlos —

denn die gesamte Datenschutzgesetz—
gebung ist dermaßen lückenhaft, daß

bereits heute nicht von einem wirksa—

men Datenschutz gesprochen werden

kann. Technisch wäre es mit den

"Neuen Medien" möglich, alles, was

bei ihrem Gebrauch an Daten anfällt,

zu speichern und an Interessierte

weiterzugeben, ohne daß dies dem

Betroffenen gesagt werden muß. Nach

5 12 (2),1 des Datenschutzgesetzes
gilt die Pflicht zur Veröffentlichung
nicht für

“die Behörden für Verfassungsschutz,
den Bundesnachrichtendienst, den mi—

litärischen Abschirmdienst sowie an—

dere Behörden des Bundesministers

für Verteidigung, soweit die Sicher—

heit des Bundes berührt wird,..."
Auch wenn der Betroffene durch Zu—

fall erfahren sollte, daß seine Daten

gespeichert wurden, erhält er auf

seine Anfrage hin nicht unbedingt
Auskunft:

"1. Wenn die Auskunft die rechtmäßi—

ge Erfüllung der in der Zuständigkeit
der speichernden Stelle liegenden
Aufgaben gefährden würde,

2. die Auskunft die öffentliche Si—

cherheit oder Ordnung gefährden oder

sonst dem Wohle des Bundes oder ei—

nes Landes Nachteile bereiten würde."

(5 13 (3).1.2 BDSG)
Diese Formulierung dürfte bereits als

Beispiel für Elastizität ausreichen.

Doch es kommt noch besser. Im nicht

öffentlichen Bereich kann die Aus-

kunft darüber, welche Daten über

jemanden gespeichert sind, bereits

dann verweigert werden, wenn

"das Bekanntwerden personenbezogener
Daten die Geschäftszwecke oder Ziele

der speichernden Stelle erheblich ge—
fährden würde und berechtigte Inter—

essen des Betroffenen nicht entgegen—
stehen,..."
Damit zeigt sich, daß ein echter Da—

tenschutz seitens der Politiker oder

seitens der Wirtschaft weder gewollt
noch praktiziert wird. War bei der



noch der Schimmer

was

vor—

handen, so kann dies von der neuen

Regierung mit "Old Schwurhand" (In-
nenminister Zimmermann) nicht be—

hauptet werden. Ein Beispiel dafür
ist die gefährdete Position des Bun—

desbeauftragten für den Datenschutz,
Bull, dessen Amtszeit jetzt ausläuft
und dem bereits seitens des Verfas—

sungsschutzes der Einblick in die
Daten verwehrt wird. Bedenkt man,
welche Unmengen an Daten anfallen

werden, wenn erst alles über den

Computer läuft, so wird man sich
vorstellen können, was es bedeutet,
wenn die Daten von allen möglichen

alten Regierung
einer entfernten Ahnung davon,
Datenschutz wohl heißen könnte,

Interessenten (Preisfrage: wer kann
das wohl sein?) abgerufen werden
können.

Ein Beispiel mag dies verdeutlichen:
man stelle sich vor, man sei an das

Bildschirmtextsystem (th) ange—
schlossen, lasse sein Bankkonto vom

Computer führen, den Zählerstand
für Strom und Gas fernablesen (d.h.
daß kein Zählerableser erscheint,
sondern daß der Zählerstand jeder—
zeit vom Computer abgefragt werden

kann), erledige seine Bestellungen
ebenfalls gemütlich vom Fernsehsessel

aus, beteilige sich am Pay—TV (Fern—

sehprogramme, die nur gegen Gebüh—
ren gesehen werden können) oder rufe
die aktuellen Nachrichten auf den

Bildschirm, anstatt sich den Krimi,
das Quiz oder sonst irgendetwas der—

gleichen anzusehen — bitteschön :

alle diese Daten könnten zusammen

mit den Daten der Sozialversicherung,
der Krankenkasse, des Einwohnermel—
deamts und anderer Institutionen
welche ebenfalls Datenbänke angelegt

haben, auf einmal abgerufen und

miteinander verglichen werden
— eventuell könnte man sogar auf

die Idee kommen, diese Daten an In—

teressierte zu verkaufen — entweder

als einmaliger Vorgang oder auch

im Abonnement — eine Horrorvision!

Ermöglicht wird dies durch die

totale Verkabelung, den Traum sämt—

licher Politiker, egal ob CSU/CDU/FDP
oder SPD. Uneinig sind sie sich nur

darin, ob jetzt mit Kupferkoaxial—
oder mit Glasfaserkabeln verkabelt

werden soll. Der jetzige Postminister

Christian Schwarz—Schilling setzt auf

Kupferkabel, die erst später durch

Glasfaserkabel ersetzt werden, was

aus seiner Sicht verständlich er—

scheint — deckt doch der SPIEGEL

vor kurzem seine privaten Geschäfts—

interessen hinsichtlich der Kupferka—
bel auf.

WAS SOLL DIE VERKABELUNG KOSTEN?

Der technische Direktor der Deutschen

Welle in Köln, Günther Boessler,
rechnete im Herbst letzten Jahres vor:

/
_

Die Verlegung der Glasfaserkabel/ /
/’wird zwischen 180 und 200 Mrd. DM‘ .

/‚/
„ ..

kosten —-

von der Post über die all—

Welche Kosten entstehen für den Ein—

zelnen? ‘-

Für jeden Bundfunkteilnehmer betra—f”
gen die monatlichen Kosten ab 1.7.83

16,25 DM .

Für die Teilnehmer des Kabelpilotpro
jektes in Dortmund werden sich die—

se Gebühren verdoppeln ! Hinzu kom-

men die einmaligen Anschlußgebühren
von 400,— DM

sowie 5.- DM monatliche Grundgebühr.
Nutzer von Bildschirmtext müssen

ebenfalls eine monatliche Gebühr von

5.— DM bezahlen. Das heißt, die mo—

natlichen Kosten werden

mindetens bei 40.— DM

liegen. Ein zusätzlicher Beschäfti—

gungsimpuls für die Fernsehgeräte
produzierende Industrie:

Fernseher, welche vor mehr als zwei

Jahren gebaut wurden, sind für Ka—

belfernsehen unbrauchbar, landen

auf dem Müll

BQQQEE£AEQEI.

Seitens der Politiker wird immer wie—

der behauptet:
Kabelfernsehen ist zurückzunehmen.

Für Dortmund gilt nach Aussagen von

Dortmunder SPD—Landtagsabgeordneten
allerdings nur eine "medienpolitische
Bückholbarkeit". Das heißt: was in

der Erde einmal an Kabeln verlegt
worden ist, wird nicht wieder her—

ausgebuddelt; sondern alles, was

bisher möglich war, wird auch mög—
lich bleiben — es wird lediglich da—

rauf verzichtet, das Ganze noch wei—

ter auszubauen.

Weiterhin: als in Düsseldorf und Ber-

lin Bildschirmtext—Pilotprojekte ge—

.......

v.
.

startet wurden , hieß es , diese Pilot—

projekte seien auf drei Jahre be—

schränkt , und man werde erst nach

Beendigung dieser Testversuche über

eine mögliche bundesweite Einführung
von th entscheiden. Genauso sollte

eine Begleitforschung stattfinden —

es scheint, als ob man hier einen

rückholbaren Bestandteil entdeckt

hätte. Jedenfalls beschloß die Regie—
rung Schmidt/Genscher, Bildschirmtext

nach Abschluß der Versuche in Berlin

und Düsseldorf bundesweit einzufüh—

ren.

/ _a/
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daß — egal
welche Regierung nach dem 6.3. eine
Es ist kaum zu erwarten,

Mehrheit haben wird
— Kabelfernsehn

rückholbar sein wird; welche Firma

wird denn schon inVestieren, wenn

ihr nicht zugesichert wird, daß das

Projekt lange genug laufen wird?

Völlig verständlich, daß der Rund—

funkbeauftragte der Berliner evange—

lischen Kirche dieses für eine "Au—

genwischerei, die man eigentlich Be—

trug nennen müßte", hielt. Es liegt
demzufolge nahe, von unten her

Druck dagegen zu entfallten und sich

auf keinen Fall anschließen zu las—

sen
— auch dann, wenn dies Schwie—

rigkeiten mit sich bringen sollte.

KABELFERNSEHEN UND MIETRECHT

Kabelfernsehen wird erst dann mög—
lich, wenn Breitbandkabel in jeder
einzelnen Wohnung verlegt werden.

Der Vermieter kann dies als Maßnah—

me zur Wohnwertverbesserung (Moder—

nisierung) ansehen, weshalb er die

Kosten für die Verkabelung auf die

Mieter umlegen kann.

Juristisch ist dies jedoch noch nicht

geklärt, weshalb der Vermieter im

Fall einer Klage einen Gerichtsbe—

scheid abwarten muß — das kann bis

zu 5 Jahren dauern.

Der Grund liegt darin, daß gemäß
5 541 a BGB ein Mieter Maßnahmen

zur Verbesserung der gemieteten Räu—

me nur ‚dann zu dulden braucht, so—

fern ihm dies zugemutet werden karTri.
Hierbei sollte besonders beachtet wer—

den, daß die FOLGEN DER MASSNAHME

bisher noch nicht. abzusehen sind.

WORAUF IST ZU ACHTEN ?

1. Gibt es überhaupt eine schriftli—
che Ankündigung des Vermieters?

2. Sind Art und Umfang der bauli—

chen Maßnahmen beschrieben?

3. Sind Kosten einschließlich der vo—

raussichtlichen Mieterhöhung auf—

geschlüsselt worden?

Zwischen schriftlicher Ankündigung
der Verkabelung seitens des Vermie—

ters und Baubeginn muß eine "ange—
messene Frist" vergehen, im allgemei—
nen zwei Monate.

Hat man an einer Verkabelung kein

Interesse, so sollte man Kontakt mit

anderen Mietern aufnehmen, und die

HANDWERKER AUF KEINEN FALL IN

DIE WOHNUNG LASSEN! AUF JEDEN

FALL SOLLTE MAN SICH RECHTLICH

BERATEN LASSEN!

SOZIALE AUSWIRKUNGEN DES KABEL—

FERNSEHENS

Da das Kabelfernsehen, wie bereits—

geschildert, die menschlichen Kontak—

te auf ein Mindestmaß reduziert, sind

die schlimmsten sozialen Auswirkun—

gen. zu erwarten. Wenn nämlich ein

großer Teil der Arbeit über den hei—

mischen Bildschirm als Computertermi—
nal abgewickelt werden kann, werden

Betriebsleitungen dies ohne Skrupel
machen, sofern sie damit Kosten spa—
ren können. Hierdurch entfallen dann

die Gespräche im Betrieb — jeder Ar—

beitet allein vor sich hin; die ge—
werkschaftliche Organisierung der

Angestellten‚die jetzt nicht mehr alle

zusammen in einem Büro sitzen, wird

erschwert, wenn nicht gar unmöglich
gemacht. Telefoniert man erst einmal

über Bildtelefon, so schwächt dies

möglicherweise auch den Wunsch nach

direktem menschlichen Kontakt ab
— man sieht den anderen ja, wenn

auch nur über Bildtelefon.

Ein Abnehmen der Kreativität — und

als Folge die Zunahme der Anonymi—
tät innerhalb der Gesellschaft werden

zu verzeichnen sein, genauso wie die

Arbeitsplätze, sofern überhaupt noch

vorhanden, noch stumpfsinniger wer—

den.

Ein anderer Gesichtspunkt,
ernsthaft erwogen wird,
liche Ferndiagnose.
möglich, daß Patienten ganz "indivi—

duell" untersucht werden — nämlich

zu Hause an ihrem Bildschirm!

Im Technokratendeutsch heißt dies

dann: "Koordination und Effektivie—

rung der Leistungen im Bereich der

sozialen Sicherung."
Welch eine Aussicht!

der heute

ist die ärzt—

Sie macht es

ANSÄTZE

MAN TUN ?

Laßt euch auf gar keinen Fall

schließen!

Beteiligt

der

Wahnsinns!

existiert,
Thema überall

WAS KANNZUR GEGENWEHR -

an—

euch durch eure Mitarbeit

nächsten Bürgerinitiative an

dieses geplanten
keine BI am Ort

eine! Bringt das

zur Sprache, egal wo

— es gibt praktisch keinen Bereich,
mit dem Kabelfernsehen nichts zu tun

haben wird, und sei es auch nur

durch Mittelkürzungen im öffentlichen

Bereich, wo Gelder dann für diesen

Irrsinn ausgegeben werden. Weist

darauf hin, daß die Grundlagen die—

ser Computertechnik im Militärbereich

liegen
— Computer wurden zuerst ent—

wickelt und eingesetzt, um die Flug—
bahn für Raketen besser steuern zu

können. Mikroprozessoren sind nicht

nur Arbeitsplatzkiller sondern auch

für Raketensteuerungssysteme a la

Cruise Missile zu gebrauchen!

***

in der

Verhinderung
Wenn

gründet

***

Wer daran interessiert ist, weitere

Informationen zu erhalten, kann sich

die Broschüre "Schöne Neue Medien—

welt?" für 3,50 DM in Briefmarken

oder gegen Rechnung kommen lassen,

Sie besteht aus 48 Seiten DIN A 5

und wird von uns, der BÜRGERINITI—
ATIVE STOP KABELFERNSEHEN heraus—

gegeben.
Für Dortmunder: die BL trifft sich

jeden Montag, 19.30 Uhr im Turmzim—

mer der Hl.—Kreuz—Gemeinde, Kreuz—

str./Ecke Liebigstr. .

Herzlich Willkommen!
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Bericht zum 6. Kongreß der

CNT

(zusammengestellt aus Le Monde

Libertaire und Revista A; von

Franz—Josef Marx/Wolfgang Haug)

BARCELON1

'“
“ —98:

Die CNT formierte sich im Dezember

1977 neu. Auf dem 1.Kongreß der

"Nach—Franco"—Ära in Madrid wurden
die Organisationsprinzipien der alten

CNT weitgehend übernommen; in den

Auseinandersetzungen darüber spal—
teten sich einige Gruppen ab und

bildeten 1979 u.a. die Autonomen Ar—

beiter Gewerkschaften (SAT) mit rein

syndikalistischem Programm.Die CNT

beharrte auf ihrem anarchistischen

Gedankengut.
1980 hatte sich die CNT ein zweites—

mal gespalten; konfliktträchtig war

vor allem die Frage, ob man sich

an einer Art Betriebsratswahl betei—

ligen solle, obwohl den Gewerkschaf—

ten im gleichen Gesetz in entschei—

denden Fragen die Hände gebunden
waren; z.B. durften "Betriebsräte"

nichts veröffentlichen was als "be—

triebsschädigend" ausgelegt werden

konnte.

Die Spaltung vollzog sich in die CNT—

Impugnadora oder CCT (oder "Valen—

cia—Richtung"), die sich weiterhin

anarchistischen Grundsätzen verbun—

den sieht, sich aber aus taktischen

Gründen an den Betriebsratswahlen

beteiligen wollte. International hatte

diese Richtung keinerlei Interesse

an "Papierorganisationen ideologi—
scher Art" und wollte nur noch mit

anderen gewerkschaftlich organisier—
ten Anarchosyndikalisten oder revo—

lutionären Syndikalisten in Kontakt

treten. An die Beschlüsse des 5. Kon—

gresses sah sich die Richtung der

CNT—CCT nicht gebunden. Schließlich

blieben unter dem alten Namen der

CNT diejenigen, die sich auch den

alten Prinzipien des Anarchosyndika—
lismus verbunden fühlen. Sie boykot—
tieren die Betriebsratswahlen und

setzen auf theoretisch verbotene Be—

triebsversammlungen. Diese Praxis

konnte jedoch nur dort verwirklicht

werden, wo die CNT auch tatsächlich

über eine Mehrheit unter den Arbei—

tern verfügte. Da sich 0000 (kommu—
_

‚__

_

nistisch), UGT (sozialdemokratisch), ‚

..

‚

USD (unabhängig—christlich) ohne
'

Widerspruch dem Gesetz beugten, bli—

eb die Politik der CNT zumeist un—

durchführbar. International ver—

folgte die CNT die Weiterführung der

alten IAA,d.h. sie ist an Kontakten

zu anarchistischen und anarchosyndi—
kalistischen Gruppen interessiert ,

auch wenn diese in vielen Ländern

zahlenmäßig sehr schwach sind und

keinen gesellschaftlichen Einfluß ha—

ben.

DER 6.KONGRESS IN BARCELONA (12.1.
bis 16.1.83)

Der Boykott der Wahlen hat während
der letzten drei Jahre zur weiteren

Schwächung der CNT beigetragen



(der derzeitige Mitgliederstand liegt
bei etwas mehr als 80 000), so daß

sich viele Mitglieder dafür ausge—
sprochen haben in Zukunft an den

Wahlen teilzunehmen; einige CNT—Kan—

didaten hatten sich sogar bereits

vor dem Kongreßentscheid zur Wahl

gestellt und waren auch gewählt wor—

den. Ihre Argumentation stützte sich
vor allem auf die veränderte Situa—
tion unter der neuen sozialistischen

Regierung. Die beiden größten Ge—

werkschaften und UGT hattenCCOO

die Gesetze der Regierung im Nach—

hinein jeweils angenommen und so

eine Situation geschaffen, in der die

Gewerkschaften ganz offiziell als Pa—

rodie der Regierung erscheinen. Die

UGT hatte sich zudem vor allem auf

den Wahlsieg der PSOE konzentriert,
so daß die Betriebsratswahglen zu—

meist von den kommunistischen CCOO

gewonnen werden konnten. Diese Ent—

wicklung verlief parallel zum Zerfall

der kommunistischen Partei Spaniens
und so schlug der Führer der CCOO

Marcelino Camacho, der UGT eine

Vereinigung vor. Die UGT lehnt je—
doch ab und spekuliert auf das Aus—

einanderbrechen der CCOO und den

Eintritt vieler Gewerkschafter in die

UGT. Die Pro—Betriebswahlgruppe der

CNT erhofft sich nun, daß bei einer

Beteiligung der CNT an den Betriebs—

ratswahlen viele Mitglieder der bei—

den Hauptgewerkschaften zur CNT

kommen, weil diese dann weder (wie

bisher) im Abseits bliebe, noch die

Regierungsgesetze einfach gut heißen

würde. Selbst wenn die CCOO als Ge—

werkschaft weiterexistieren bleibt,
erhofft sich dieser Teil der CNT

durch den Verfall der PCE eine Los—

lösung der Gewerkschaft von der Par—

tei und damit größere Handlungs—
spielräume für gewerkschaftliche Poli—

tik überhaupt. Unter der neuen Re—

gierung sind zudem neue Arbeitsge—
setze geplant, die vermutlich die

kontrollierenden Zwischenorgane zwi—

schen Arbeitern und Unternehmern

ausschalten dürften, was den reprä—
sentativen Gremien der Gewerkschaften

in den Betrieben größeren Einfluß

zukommen ließe.

Im Gegensatz dazu hat ein etwa

ebenso großer Teil der Delegierten
vertreten, daß jeder taktische Be—

schluß genau wie jede organisato—
rische Satzungsänderung an den

Grundprinzipien der CNT orientiert

sein müsse; speziell am Prinzip der

DIREKTEN AKTION. Da Wahlen für die

CNT intern abgeschafft seien, dürf—

ten sie auch kein Mittel auf der

äußeren Ebene sein; würden sie als

Mittel übernommen, würden sie anar—

chosyndikalistische Inhalte radikal

verändern.

Die Mitgliederwerbung, für die

sich beide Flügel aussprachen, soll

nicht zur Illusion führen, daß die

ganze Gesellschaft CNT—Mitglied wer—

den könnte, aber den sozialen Kräf—

ten klar machen, daß in der CNT

Vorbereitungen getroffen würden,eines

Tages die Emanzipation der Gesell—

schaft zu erreichen. Da viele Arbei—

ter die Hauptgewerkschaften verlas—

sen hätten und die CNT davon profi—
tiert hätte, sahen Juan Gomez Casas

(1.Generalsekretär) und José—Luis

Garcia Ruez (Granada) einen Beweis

dafür, daß die Strategie des 5.Kon—

gresses, die Wahlen strikt abzuleh—

nen, Erfolg gehabt hätte.

Trotz ausgiebiger Diskussion kon—

nte keine Einigung erzielt werden

und um eine erneute Spaltung zu ver—

meiden, wurde beschlossen in ca.

3 Monaten einen außerordentlichen

Kongress zu diesem Thema einzube—

rufen . Vermutlich wird eine Ent—

schließung Richtlinie werden , die

eine Beteiligung an den Betriebsrats——

wahlen davon abhängig macht, ob

die neue sozialistische Regierung tat—

sächlich ein neues Gesetz verabschie—

det, das den Gewerkschaften voll—

kommene Betätigungsfreiheit zubilligt.

URIINIENSTR 37

nun-fr IZ- IB /.Sb‘uenn30tk

‚'.

296
”

«

„//

nr III
ausgezehrte golierdon

hereusgeber: Herbert Lnrchek

pafistr 1

L1CC Lüchon)

4dm tal mm 45 %. Cft

_

im Frühjahr Heft 8

über

Kampf für die Anarchie
— aber plötzlich —

Flavio Costantini:

"The Art of Anarchy"
Programm der

Fédération Anarchiste (F)
Konferenz der

Amerikanischen Anarchisten

Anarchismus hider Schweiz

Skandinavischer Anarchismus

Rezensionen & Informationen

Probenummer gegen 2.—DM
in Briefmarken

TRAFIK — Peterson

LMuhrenkamp 42, 4330 Mülheim]
Internationales

Anarchistisches Journal\ /



___—__r
16

1

SOZIALISTISCHE

FRIEDENSPOLITIK

ZU DEN THESEN DES SOZIALISTISCHEN BÜROS von Siegbert Künzel

Gewalt ist ein zentrales Moment

der Sicherung von Herrschaft. Der
_

Abbau von innerer und äußerer Ge—
.

.—
--

"

_ >»N'}
walt hängt somit eng zusammen mit

.“ ‘ " "

der Suche nach Wegen zu einer Ge—

sellschaft frei von Unterdrückung und

Ausbeutung. Diese in der Einleitung
des Heftes formulierte These des Sozi—

alistischen Büros (fortan SB) macht

die Stellung des Themas Frieden als

festen Bestandteil einer sozialisti—

schen Politik deutlich. Die vorgestell—
ten Analysen der Kriegsursachen und

die darauf aufbauenden Wege zur

Friedenssicherung sind als Diskussi—

onsgrundlagen auch für andere Grup—
pierungen gedacht. Und ich .meine,
daß viele Einschätzungen und Wege
und Ziele mit denen der Anarchisten

ähnlich oder sogar identisch sind,

weswegen dieses Heftchen für eine

fruchtbare Diskussion innerhalb der

anarchistischen Bewegung Von Bedeu—

tung ist. Wird hier doch versucht,
nicht einfach platt für den Frieden

zu sein, sondern aufgrund einer grif—
figen Analyse der ökonomischen, ge—
sellschaftlichen , militärischen und

politischen Strukturen innerhalb der

beiden Blöcke zu einem qualifizierten
Urteil über Kriegsursachen, Friedens—

bedrohung und Schritte hin zum Frie—

den zu kommen.

Das Heft ist in zwei große Kapitel
unterteilt. Während das erste, in 4

Abschnitte unterteilte Kapitel der An—

alyse dient, wird im zweiten Kapitel
versucht, Grundsätze (meiner Meinung
nach nicht nur) sozialistischer Frie—

denssicherung aufzustellen und Krite—
„

_

| _ _ __

rien und Aufgaben der Friedensbewe—
'

" "
'

' -

‚
‚J.. _.

gung vorzuschlagen. Den Abschluß
‘ "

“

"

bilden drei Dokumente, die die Dis—

kussion um das vom SB vertretene

Konzept der "Defensivverteidigung"
als Übergang von atomarer Hochrüs—

tung zur sozialen Verteidigung wie—

derspiegeln sollen, und dieses Kon—

zept auch näher beschreiben.

Im ersten Kapitel "Entwicklungsten—
denzen von Friedensbedrohung" wird

zunächst auf die gesellschaftlichen
Strukturen der beiden Blöcke und erst

‘
_

.

»

dann auf militärische Aspekte einge--
1 ‘

'

"_ ;

gangen‚weil militärische Entwicklung—
‘

en erst auf dem Hintergrund gesell—
schaftlicher Prozesse, die sie tragen,
ihre volle Gefährlichkeit entfalten

können. Als Fazit der Analyse kann

festgehalten werden, daß beide Sys——
teme, realsozialistisches und kapita—
listisches, umfassenden Umstrukturier—

ungsprozessen ausgesetzt sind, die ;
_,

__

die Bipolarität in Frage stellen, die ‘ '—‘ 'A - ..:

von ökonomischer Krise und verstärk—

“

\\\\

«-..-.
..

....
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ter imperialistischer Konkurrenz ge—

kennzeichnet sind. Diese Prozesse ha—

ben eine globale Destabilisierung zur

Folge, die einerseits den Frieden ge—

fährdet, andererseits aber auch

Chancen für eine Aufweichung der

Blöcke ermöglicht.
In der Analyse der militärischen As—

pekte wird darauf hingewiesen, daß

die Abschreckungsdoktrin für die Zu—

kunft eher zum Unsicherheitsfaktor

geworden ist, als zum Garant nicht—

militärischer Konfrontation. Zum an—

deren wird der Politik—Verlust der

Militärpolitik bedauert, da, ähnlich

dem Siegfried—Mythos, die Möglichkeit
einer minimalen aber tödlichen Ver—

wundbarkeit die Analyse der politi—
schen Absichten des Gegners erstzt.

Eine realitätsgerechte Verarbeitung
der politischen Konflikte wird somit

fast unmöglich.
Ein längeres Kapitel wird auch den

militärstrategischen Differenzen zwi—

schen den Nato—Partnern gewidmet.
"Aus der gegebenen geopolitischen
und geostrategischen Situation heraus

drückt sich das grundlegende Dilemma

jeder Abschreckungsdoktrin für die

NATO so aus, daß das eigene Überle—

bensinteresse die USA vor allem zu

der Entwicklung glaubwürdiger Opti—
onen für eine begrenzte Kriegsführung
in Europa zwingt, was tendenziell

die Führung eines Krieges ermöglicht
und wahrscheinlich macht und damit

die Abschreckung unterläuft, während

das eigene Überlebensinteresse der

europäischen NATO—Staaten diesen ge—
bietet durch die Drohung mit der

schnellen Eskalation eines militäri—

schen Konfliktes in den globalen nu—

klearen Schlagabtausch Abschreckung
zu garantieren., was tendenziell die

Entwicklung glaubwürdiger Kriegsführ—
ungsoptionen ausschließt und dadurch

die Abschreckung ihrer Glaubwürdig—
keit beraubt,weil jede Abschreckungs—
politik die Fähigkeit zur Führung
eines Krieges impliziert , falls die

Abschreckung doch Versagt .

" (S . 27)
Als Beispiel dieser Interessensgegen—
sätze wird die Nato—Nachrüstung und

die damit verbundene Counter—Force—

Option genannt. Zusammenfassendes

Fazit der gesellschaftlichen und mili—

tärischen Strukturanalyse ist, daß

die politische Brisanz der gegenwär—
tigen Situation, die ja eine Kriegsge—
fahr für Europa einschließt, aus dem

Zusammenspiel von ökonomischen, ge—
sellschaftlichen und politischen Kri—

sen bei gleichzeitiger Destabilisier—

ung des Abschreckungssystems her—

rührt .

In diesem Sinne wäre es auch falsch,
sich auf die staatliche Rüstungskon—
trolle zu verlassen, da es hierbei

lediglich um die rhetorische Begleit—
musik von Aufrüstung handelt. Denn

nur durch sie kann im Rahmen der

herrschenden
‘

Abschreckungsmuster
die Destabilisierung der“ Doktrin auf-—

gefangen werden.

Im 5. Kapitel wird dargestellt, daß

Friedenssicherung nur ein Ziel der

Emanzipationsbewegung der BRD sein

kann. Frieden kann nicht getrennt
werden von der Forderung nach inne—

rer und äußrer Sicherheit,nach Frei—

heit, Demokratie und Lebensqualität.
Auch erfordert Frieden eine ökonomi—

sche Veränderung (Produktion, Roh—

stoffe, Konsum), um im internationa—

len Rahmen Konfliktursachen zu ver—

ringern und auch der dritten Welt

eine Chance zu einer positiven Ent—

wicklung zu ermöglichen. Dem Aspekt
des Internationalismus wird relativ

viel Raum gewidmet, da nach sozia—

listischer Ansicht der Internationalis—

mus dazu dienen kann, sich durch

gegenseitige Solidarität zu helfen und

die Bewegung zu stärken, aber auch

die Blöcke aufzuweichen. Gerade der

in der Analyse der realsozialistischen

Länder herausgearbeitete Punkt, daß

innere Konflikte vom Westen ausge—

nützt wurden und so zu Konflikten

zwischen den Blöcken führten, weist

ihm einen hohen Stellenwert zu.

Die letzten drei Kapitel halte ich

persönlich für die interessantesten,

da es hier um die Fragen einmal

nach alternativen Konzepten der Frie—

denssicherung, zum anderen um die

gesellschaftlichen Interessen, Ideolo—

gien und Bewußtseinsstrukturen, als

Ansatzpunkte einer Abkehr vom Wett—

rüsten und zum dritten um die Auf—

gaben der Friedensbewegung in der

BRD geht. Hervorgehoben wird, daß

es äußerst notwendig ist, alternative

realisierbare und konstruktive Vor—

Wlxy fun; {for Put:

anc‘ fin; \,‘or War '7

Use this phony momy
" in refuüng to pay

the? 60% of your Fedora!

tue: the! 9005 for war.

schläge zur Friedenssicherung zu un—

terbreiten. Diese dienen einmal der

Friedensbewegung dazu, Perspektiven
zu entwickeln, die sie vor Resignati—
on oder Verdrängung der Kriegsgefahr
schützen. Zum anderen verhindert

dies eine Integration in herrschende

Sicherheitskonzepte und zum dritten

wird dadurch ein Umdenkungsprozeß
in der Bevölkerung ermöglicht. Und

gerade die bewußtseinsbildende Arbeit

ist ja die Hauptaufgabe der Friedens—

bewegung. Denn ohne eine langsame
aber stetige Veränderung des Bewußt—

seins kann eine Änderung im Sicher—

heitskonzept nicht funktionieren, weil

die realen Ängste, der Antikommunis—

mus, autoritäre Sozialisationsstruktu—

ren usw. Stützen des herrschenden

Abschreckungssystems sind. So soll—

ten die vorhandenen Bewußtseins—

strukturen und die vielfältig existie—

renden Interessen nicht von der Frie—

densbewegung ignoriert werden, weil

dies einer Selbstbeschneidung der

Wirkungsmöglichkeiten gleichkäme und

einer demokratischen Erneuerung ent—

gegenstehen würde.

Für die konstruktiven Friedenssicher—

ungsvorschläge werden zwei Ziele for—

muliert, nämlich einmal speziell das

Vernichtungsrisiko für Mitteleuropa
zu senken und zum zweiten die

Kriegsgefahr ganz allgemein drastisch

zu reduzieren. Für diese beiden Zie—

le wird ein Kriterienkatalog aufge—
stellt, der zur Beurteilung solcher

Alternativen herangezogen werden

kann. Dieser Katalog wird erweitert

um Kriterien, die der Einbindung
der Friedensbewegung in gesellschaft—
liche Veränderungen gewidmet sind

und die die Alternativen nicht bloß

auf den militärischen Bereich be—

schränken.
Anschließend werden Wesen, Anforder—

ungen und Probleme einseitiger Abrü—

stung behandelt. Sozusagen als logi—
sche Fortsetzung der Abrüstung, wird

das Devensivkonzept des SB vorge—

stellt. Positiv anzumerken ist, daß

das SB auch die Probleme, die mit

diesem Konzept verbunden sind, offen

zugibt und auch dem kritischen Be—

trachter' Möglichkeiten aufzeigt, wel—

che positiven Innovationen von diesem

Konzept ausgehen‘ können. Eine Wei—

terentwicklung, hin zur Sozialen Ver—

teidigung sei anzustreben und schlie—

ße sich nicht gegenseitig aus. Der
Sinn eines solchen Konzeptes liegt
m. E. darin, daß der Bevölkerung
Zeit gegeben wird, ihre Sicherheits—

bedürfnisse und —ängste neu zu über—

denken und* so auch zu weitergehen—
den Schritten bereit zu sein.

this money ls cn phony
as the "security” OU?

"defense" dollar buys.

ISSUED BY CNVA‚

CNVA —WEST‚
AND

NEW ENGLAND CNVA

Kritik

waffenfreien

an der. Bewegung der "atom—

Zonen" wird deutlich,

weil hier, ebenso.wie bei Selbstbe—

schränkung auf die bloße Verhinder—

ung der NATO—Nachrüstung, weite Be—

reiche der Sicherheitspolitik nicht

behandelt werden.

Utopisch erscheint mir aber die An—

nahme, die NATO sei von innen her—

aus zu verändern. Ihr Ziel, damit

auch andere NATO—Bündnisgenossen
zur Umkehr zu animieren, ist zwar

lobenswert, aber ich glaube, daß

dies nicht unbedingt zwingend erfor—

derlich oder hilfreich ist, da hier

kräfteverzehrende Diskussionen ohne

viel Aussicht auf Erfolg zu erwarten

sind. Einen weiteren Bereich, an

welchem die Friedensbewegung anset—

zen kann, sind die hinlänglich be—
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dem sie individuelle Ansprüche der von Interesse sind, aufzuarbeiten

einzelnen an sich selbst von gesell— und in einen gesellschaftspolitischen
schaftlichen Lernprozessen unterschei— Rahmen zu binden. Was die Thesen

det." (S. 60) In diesem Sinne ist auch verdeutlichen, ist, daß wir\ es eine zentrale Aufgabe der Frie— selbst jede Menge Toleranz aufbrin—

densbewegung, keine Spaltung „zwi— gen müssen, anderen nicht unsere

schen Dogmatikern und "Beformisten" Gedanken, unser Bewußtsein aufzu—

zuzulassen. Die Frage nach den Mili— drängen.

«"
'

“<. \‘\\\

kannten Bereiche des militärisch—Öko—
nomischen Komplexes und der damit
verbundenen Arbeitsplatzproblematik.
Dieser Ansatzpunkt transformiert die
Friedensarbeit von der theoretischen
auf die praktische, alltägliche Ebe—
ne.

’

p—\

'

‘

\ \“ ,

,

J-‘ '

tanten bleibt in diesem Zusammen—

hang allerdings unbeantwortet - viel—

leicht gibt hier ja die grundsätzliche
Befürwortung der Ziel—Mittel—Einheit SOZIALISTISCHE FRIEDENSPOLITIK

eine Antwort. Thesen des Sozialistischen Büros

Insgesamt scheint mir der Versuch Verlag 2000, Postfach 591

gelungen, die wichtigsten Punkte, die 6050 Offenbach

für die Zukunft der Friedensbewegung Preis: 6,50 DM, 82 Seiten

Zum Abschluß will ich noch kurz auf

die Friedensbewegung eingehen. Ein-

leitend wird deutlich gemacht, daß

die Friedensbewegung einen langen
Atem braucht und massive Widerstän—

de zu erwarten hat.Die Verquickung
von individueller und gleichzeitig
auch gesellschaftlicher Veränderung ,

eingebunden in das alltägliche Le-

ben, sollte dazu führen, daß durch
‘ ‘

eine neue Wertorientierung ein lang—
samer Bewußtseinswandel in der Be—

völkerung erreicht wird. Der Abbau

von Feindbildern im Verbund mit dem

Aufbau von Realbildern nimmt hier

eine wichtige Stellung ein. Wichtig
erscheint mir die Forderung nach der

Organisierung von gewaltfreien Wi—

derstandsformen (Ziel—Mittel—Einheit)
und dem Aufbau eigener Kummunikaü_ Für eine gewaltireie, herrschaitslose Gesellschaft
onsstrukturen. Insgesammt bedarf es

einer dezentraler‘ Organisationsform,
' " ’

um Lernprozesse im vertrauten Umfeld bCIIChtCt Uber ThCOIIC
beginnen zu lassen und sie so gegen

Resignation und Verschleiß durch den ._

zu erwartenden Widerstand zu schüt— und Pf8XIS von
zen.

Gefahr droht der Friedensbewegung _ _

dadurch, daß interessengebundene
Gruppierungen sie zu instrumentali— gewaltfrelen dlrekten
sieren suchen, was einer Verbreiter—

ung der Bewegung entgegensteht und

innerhalb der Bewegung Konflikte bis Aktionen, Ok010gi6'
hin zur Spaltung verursachen könnte.

Auch wird vor einer allzu voreiligen .

Vereinheitlichung auf der Grundlage . und FrledenSbewegung
des so beliebten minimalen Konsens

.

(wie mal wieder beim Ostermarsch Einsenden an: Vertrieb Graswurlelrevolution, s„i„b‚uchwgg „„ 3500 Kassel.ße"enhausen

sehr offensichtlich zu beobachten
'

war!) gewarnt. weil dies zum Ab—
Ich möchte die 6 WR kennenlernen.

bruch des eigenen Lernprozesses und
Schicktmlr

somit zur Demotivation führen muß.

Der Lernprozeß wird aber ebenso o 9iflePf0benummer(bMS‚-inBriefmarken)
durch innere Feindbilder block1ert.

"Isolierung und Spaltung kann am“ 0 ein 3er Probiemaket (die letzten drei SWR-
von denen erwartet werden, die mit Nummern türDM5,-stattDM7‚-inßrietmarken)
großem Eifer sich für den Frieden

.

einsetzen, aber eine Reinheit der 0 em Abonnement (10 Nummern für DM 25‚-‚
Haltung von sich und anderen ver— Rechnungabwarten)
langen oder zur Vorbedingung ma—

chen, die nicht in der Friedensbewe—
.

gung und erst recht nicht in der Ge-— Name undAnschan

sellschaft nachvollzogen werden kann.

So faszieniernd Ideologien der Rein-

heit sein können, die Friedensbewe—

gung muß ihnen entgegentreten, in— Unterschritr



Der Aufschwung der Grünen und die

mit ihnen im Zusammenhang stehende

Debatte über den Stellenwert von au—

ßerparlamentarischer und parlamenta—
rischer Arbeit wird in vielen Diskus—

sionen der undogmatischen Linken

in der BRD in der Regel nur auf den

jetzigen Augenblick hin diskutiert.

Die Beschäftigung mit diesem Thema

ist in fast allen anderen europä—
ischen Ländern schon in den 60er

und 70er Jahren gelaufen. Es handel—

te sich hierbei um Organisationen
außerhalb der offiziellen kommunisti—

schen und sozialistischen Parteien,
die sich unter dem Eindruck der Mai—

ereignisse 1968 in Frankreich die

Frage stellten, wie die spontane Er—

hebung breiter Bevölkerungskreise
gegen bestehende Unrechtszustände

mit einer verbindlicheren und über

einen längeren Zeitraum bestehenden

Organisation zur Sicherung erkämpf-
ter Positionen unter einen Hut ge—
bracht werden könnte.ln Italien, Nor—

wegen, Dänemark, Niederlande, Portu—

gal und Frankreich entstanden eigen—
ständige linkssozialistische Parteien,
in denen trotzkistische, spontaneisti—
sche, maoistische, libertäre, linksso—

zialdemokratische und linkskommunis—

tische Gruppen mal mehr, mal weni—

ger Einfluß ausübten. In der BRD

blieben diese Parteien nahezu unbe—

kannt und es ist das Verdienst des

Junius—Verlages eine intensivere Aus—

einandersetzung zu diesem Thema mit

der Herausgabe des Buches "Linksso—

zialisten in Europa" möglich gemacht
zu haben. Es ist sicherlich nicht zu—

fällig,daß das Erscheinen dieses Bu—

ches in eine Zeit fällt, in der mit

den Grünen das herrschende Parteien—

system aufgebrochen wird. Allerdings
weisen die Linkssozialisten einige
Unterschiede gegenüber den Grünen

auf: Da sie größtenteils aus Abspal—
tungen der sozialdemokratischen oder

kommunistischen Parteien entstanden

sind, verstehen sie sich als Teil der

Arbeiterbewegung und sehen die Not—

wendigkeit, eine Verbindung zwischen

den verschiedenen sozialen Bewegun—
gen und den Arbeitern herzustellen.

Die linkssozialistischen Parteien sind

locker organisiert, lehnen Avantgar—
dismus ab und versuchen neuere sozi—

alistische Theorien mit emanzipatori—
schen Inhalt aufzugreifen. Parlamen—

tarische wie erklärtermaßen außer—

parlamentarische Arbeit wird gelei—
stet, wobei die zum Teil heftigen Dis—

kussionen hierüber entscheiden, wo—

rauf das Schwergewicht gelegt wird.

Libertäre Tendenzen gab oder gibt
es bei den Linkssozialisten in größe*
rem Ausmaß. Interessant ist, daß

dort, wo vor dem 2. Weltkrieg starke

anarchistische Bewegungen existiert

stellenweise,
schen den streikenden Arbeitern und

; sie einwirken.

beteiligten sich an den verschiedenen
'

/ gesellschaftlichen

haben, sich dies in den linkssozia—

listischen Parteien nach dem Kriege
niedergeschlagen hat, während die

eigentliche anarchistische Bewegung
fast von der Bildfläche verschwunden

ist.

Ein gutes Beispiel hierfür ist die

PSU (Parti Socialiste Unifé) in Frank—

reich, deren Entwicklung ich näher

darstellen möchte.

Die bis zum 1. Weltkrieg bestehende

große anarchosyndikalistische CGT

(jetzt ist sie allerdings kommunis—

tisch) hat dafür gesorgt, daß das

Mißtrauen gegen Hierachien und das

Wissen um die Wirksamkeit der direk—

ten Aktion als Kampfform auch in

neuerer Zeit bei vielen Menschen im—

mer noch eine wichtige Rolle spielt.
Schon während der Algerienkrise ar—

beiteten verschiedene sozialistische

Gruppen zusammen und gründeten
1960 die PSU. Für die einen sollte

mit ihr die Einheit der linken Kräfte

erreicht werden, während die anderen

in ihr die Möglichkeit zur grundsätz—
lichen Erneuerung der Linken sahen.

Bei den Wahlen erhielt die ca.16.000

Mitglieder zählende PSU 2,3 % der

Stimmen. Der sehr heterogen zusam—

mengesetzten Partei gelingt es 1968

eine Verbindung zwi—

den demonstrierenden Studenten her—

zustellen. Die PSU geht gestärkt aus

den Maiereignissen hervor; die Sozi—

aldemokratie hat mit 5 95 der Stimmen

ihr

Seite der extremen Linken haben sich

schlechtestes Wahlergebnis. Auf

strukturierte Gruppen
Maoisten...) gebildet,
in der Folgezeit auf

Die Mitglieder der PSU

starke , gut
(Trotzkisten ,

die zum Teil

Auseinandersetzun—

gen und lehnten eine zentralistische,
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fest organisierte Partei ab. Die Hin—

wendung zu dem recht bekannt gewor—
denen Selbstverwaltungskonzept kün—

digt sich an. 1973 bildet die PSU

zusammen mit Linkskommunisten und

Trotzkisten die "Verbindungskommitees
für eine sozialistische Selbstverwal—

tung". Ebenfalls in diesem Jahr fin—

det der wohl bedeutenste Arbeitskampf
der Nachkriegszeit statt: Die von der

Schließung bedrohte Uhrenfabrik Lip
in Besancon wird von den Arbeitern

besetzt, Produktion und Uhrenverkauf
in eigener Regie übernommen. Die

Sprecher der Arbeiter sind Mitglieder
der PSU, die Partei kann sich als

authentisches Sprachrohr der Beleg—
schaft profilieren und stellt ihre Or—

ganisationsstruktur den Erfordernis—
sen des Kampfes um Lip zur Verfü—

gung. Die ursprünglich linkskatholi—
sche Gewerkschaft CFGT unterstützt
— im Gegensatz zur kommunistischen
CGT — vorbehaltlos den Kampf der

Liparbeiter und macht sich die

Se]bstverwaltungsperspektive zu ei—

gen. In dieser Phase wird die PSU

von weiten Kreisen der Arbeiter stark

beachtet. Als 1977 die neugegründete
Sozialistische Partei mit Wahlerfolgen
aufwartet, gerät sie mehr und mehr

in die Isolation. Zunehmende Büro—

kratisierung und eine recht unkriti—

sche Haltung zum "Gemeinsamen

(Wahl——) Programm" der Kommunisten

und Sozialisten bewirkte ein Abwan—

dern von zahlreichen PSU—Mitgliedern.
Auch die Verbindung mit der Ökolo—

giebewegung im Jahre 1978 ergab für

die 3000 verbliebenen PSU—Mitglieder
keine neuen Perspektiven, sodaß die

Zukunft für die PSU heute ungewiß
ist.

BEWERTUNG DER PSU

der von der PSU gewähl—
ten Organisationsform stellten die

offenen Strukturen dar. Sie wurde

von den sozialistischen Gruppen mit

unterschiedlichen Arbeitsschwerpunk—
ten genutzt, um produktive Frage—
stellungen zu erarbeiten. Neben der

Kooperation innerhalb der __jeweiligen
Arbeitsfelder stellte man Überlegun—
gen an, wie die einzelnen scheinbar
voneinander isolierten Interessen in

eine Gesamtperspektive einmünden

können. Wenn sich auch die PSU —

besonders in ihrer späteren Geschich—

te — sich in einigen Fällen aufkom—

menden Bewegungen angepaßt hat,

so konnte sie doch viel sensibler und

flexibler auf veränderte Bedingungen
eingehen als andere Gruppen es ver—

Ein Vorteil

machten . Indem die PSU sich die

Selbstverwaltungskonzeption zu eigen‘
machte , konnten in ihrem Rahmen
verschiedene organisatorische Vorstel—

lungen in der theoretischen Ausein—

andersetzung sich miteinander mes—

sen, ohne daß dabei die sozialen Be—

wegungen zwischen die Mühlsteine
der verschiedenen reformistischen
oder parteikommunistischen Strategien
kamen. In dem Lip—Konflikt war es

sehr wichtig, daß es neben der kom—

munistischen und sozialdemokratischen

Partei noch eine 3. landesweit orga—
nisierte Kraft gab, die ihren Apparat
in die Hände der spontan aufkommen-—
den Unterstützungsbewegung legte
und auch durch den illegalen Uhren—
verkauf das Selbverwaltungsexpefi—
ment über Jahre hinweg möglich
machte . Indem in fast jeder Stadt
Frankreichs die Liparbeiter über or—

ganisierte Fürsprecher verfügten ,

konnte die weitgehend desinformierte

Bevölkerung mit authentischen Aussa—

gen der Betroffenen versorgt werden
und war nicht nur auf die Presse

angewiesen.
Während die maoistischen,
schen und kommunistischen Gruppen
mit dem Interesse, ihre eigene Orga—
nisation zu stärken an den Auseinan'

trotzkisti—

dersetzungen teilnahmen. setzte sich

in der PSU "zunehmend die Position

durch, daß die grundsätzliche Spa]—
tun.g in der französischen Arbeiterbe—

wegung nicht zwischen einer reformis—

tischen Massenbewegung einerseits

und einer revolutionären Strömung
(in der Arbeiterlinken) andererseits
verläuft. Entscheidend wird für sie

vielmehr eine Scheidelinie zwischen

einer Strömung, welche die Konzeption
einer dezentralisierten Selbstverwal—

tung anstrebt, hier und den Vertre—

tern eines politischen und gesell—
schaftlichen Zentralismus und eines

zentralistischen Staates dort." (8.120)

Diese Haltung wurde 1977/78 aber

nicht mehr konsequent durchgehalten,
da die Mehrheit der PSU das "Gemein—

same Programm" in Erwartung eines

Wahlsieges der Linken um eine radi—

kale Komponente bereichern wollte.

Die (wenn auch an Bedingungen ge—

knüpfte) Unterstützung eines Regier
ungsprogramms ließ die bisher domi»

nierenden Absichten der PSU—Mitglie-
der, selbstständiges und selbstbewuß—

tes Handeln und Experimentieren zu

fördern, in den Hintergrund drängen.
Dazu kam noch, daß bestimmte For-

derungen als zu weitgehend für ein

Regierungsprogramm gestrichen wur—

den und so radikalere Gruppen, die

einiges in Gang gesetzt haben, ‚nicht
mehr berücksichtigt wurden. Die PSU

degenerierte in der Folgezeit immer

mehr zum Korrektiv an der Politik

der beiden Linksparteien. Und da

sie dadurch nur noch das schlechte

Gewissen einer anderen Bewegung war

ohne etwas radikal neues zu wollen.

;

‘f#=_ .
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stellte sie keine eigenständige Kraft

mehr dar und ihre Basis schmolz

schnell dahin.

DIE HALTUNG DER ANARCHISTEN ZU

DEN LINKSSOZIALISTEN

Die üblichen Beurteilungskriterien
mit denen die Anarchisten bisher an

andere Organisationen herangegangen
sind ("Wer wird im Sozialismus die

Macht haben? Wahlbeteiligung ja oder

nein?") simulieren zwar eine politi—
sche Weitsichtigkeit vor, helfen aber

in der Realität nicht weiter, weil

von ihnen andere Organisationsansät—
ze nicht im besonderen Zusammenhang
der gesellschaftlichen Zustände, die

sie hervorgebracht haben, gesehen
werden, sondern unter dem Gesichts—

punkt der Abweichung von der "rei—

nen" Lehre. Die Abfizigung, an ge—
meinsamen Erfahrungsprozessen teilzu—

nehmen, sich in einen intensiven ar—

beitmäßigen Zusammenhang auch mit

denjenigen zu begeben, mit denen

sie nicht in allen Punkten einer Mei—

nung sind, hat dazu geführt, daß

die Anarchisten zur Aufbewahrorgani—
sation für revolutionäres Erbe verka—

men und eine Gruppe wie die PSU

zum Kristalisationspunkt der Selbst—

verwaltungsbewegung wurde.

Eine rein abstrakt—theoretische Beleh—

rung über die Unzulänglichkeiten
parlamentarischer Vertretungssysteme
bewirkte rein gar nichts. Wenn man

als selbsternannter "Spezialist für

freiheitliches organisieren" nicht in

der Lage war, akzeptable Vorschläge
zu praktischen und strukturellen Pro—

blemen in einen von verschiedenen

Meinungen beherrschten Entschei—

dungsprozess einzubringen. wirkt man

auf andere dazu noch unglaubwürdig.
Auch Anarchisten sind nicht im Besitz

von hochentwickelten Organisations—
vorstellungen, für die man nur noch

günstige Anwendungsbedingungen
schaffen muß. Deswegen geht es dar—

um, an den emanzipativen Bewegun—

gen in dem organisatorischen Rahmen

anzuknüpfen, in dem sie sich tat—

sächlich befinden, um dort dafür zu

sorgen, daß einmal erarbeitete liber—

täre Positionen nicht einfach durch

ein Abflauen der spontanen Bewegun—

gen verloren gehen können.

UND IN DER BRD:

Meiner Meinung nach dürfen sich in

der BRD die Anarchisten nicht mit

überzogenem Übereifer von anderen

undogmatischen Sozialisten abgrenzen,
um den eigenen Anhängern einfachere

politische Identifikationsmöglichkeiten
zu verschaffen. Denn die daraus ent—

stehende Lagermentalität mit ihrem

verengten geistigen Horizont wird uns

nicht in die Lage versetzen, produk—
tive Fragestellungen zu entwickeln

und weiterbringende Schlußfolgerun—
gen aus ihnen zu ziehen: Wie kann

ein freies Zusammenspiel möglichst
vieler Menschen gegen die existieren—

den ungerechten Gesellschaftsstruktur—

en möglich gemacht werden? Wie kön—

nen diese verschiedenen Kräfte dabei
in einen geistigen und praktischen
Lernprozeß eintreten, um, die Zer—

splitterung und Konkurrenz der ver—

schiedenen Interessensschwerpunkte
aufzuheben?

Wenn der Wählboykott heute mangels
boykottierender Masse realistischer—

weise von vielen Anarchisten abge—
sagt wird, um an seine Stelle das

Motto "Kämpfen statt wählen!" zu

stellen, spiegelt ein solches Vorgehen

im Grunde immer noch das gleiche
Dilemma wieder, indem sich die An—

archisten seit dem 2. Weltkrieg befin—

den: Das kämpferische Pathos ihrer

Worte kann ihre Ratlosigkeit gegen—
über den Anforderungen, die die ak—

tuelle Situation an sie stellt, nur

mühevoll übertünchen. — Und im Übri—

gen würde ich als außerparlamenta—
risch arbeitendes Bürgerinitiativmit—
glied in diesen Vorhaltungen großar—
tiger anarchistischer Binsenwahrhei—

ten eher eine Zumutung, denn eine

Hilfe sehen. Denn wer bisher "ge—
kämpft" und etwas zustande gebracht
hat, und wer hier der Papiertiger
war, dürfte wohl klar sein.

‘

Wenn wir Widersprüche und Unge—
reimtheiten in uns nahestehenden Be—

wegungen glauben entdeckt zu haben,

müssen wir uns auch dorthin bege—
ben, wo sie anzutreffen sind, um zu'

einer positiven Weiterentwicklung in

unserem Sinne beizutragen!

LINKSSOZIALISTEN IN
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AUFRUF ZUR GRÜNDUNG EINER LANDES-

AG

NRW:

Basisdemokratische Politik bedeutet

ANARCHIE/BASISDEMOKRA'I'IE

verstärkten Verwirklichung dezentra-

ler, direkter Demokratie. Wir gehen
davon ads, daß der Entscheidung
der Basis prinzipiell Vorrang einge—
räumt werden muß. ...Unser inneres

organisatorisches Leben und unser

Verhältnis zu den Menschen, die uns

unterstützen und wählen, ist das ge—
naue Gegenbild zu den in Bonn eta—

blierten Parteien... Wir sind deshalb

entschlossen, uns eine Parteiorgani—
sation neuen Typs zu schaffen, deren

Grundstrukturen in basisdemokrati—

scher und dezentraler Art verfaßt

sind, . . .

" (aus der Präambel unseres

Bundesp?ogramms .)

Vor allem bei Bundes— und Landes—

versammlungen, aber auch bei uns

auf Kreisebene hat sich gezeigt, daß

zwischen unserem basisdemokratischen

Anspruch und der Grünen Wirklichkeit

ein großer Gegensatz besteht. Äußer—
lich heben sich unsere Partei(l)—Tage
kaum noch positiv von denen der

Etablierten ab. Hinzu kommt das Ab—

bröckeln unseres fundamental—opposi—
tionellen Programmpunktes: "Wir wer—

den uns nicht an einer Regierung
beteiligen, die den zerstörerischen

Kurs fortsetzt." Diese wichtige Aussa—

ge wird unglaubwürdig durch das

Handeln Grüner Realpolitiker; wie

z. B. der Zustimmung der Grünen

Landtagsgruppe Hessen zum Vorschalt—

gesetz, und damit auch zu weiterem

U—Bahn— und Straßenbau.

Nachdem wir uns auf Bundesebene

im Gründungsjahr 1980 schwerpunkt—
mäßig mit Umweltpolitik beschäftigt
haben, 1981 mit Friedens— und 1982

mit Wirtschaftspolitik, wäre es konse—

quent uns 1983 vor allem mit der

Präzisierung und Umsetzung unserer

vierten Grundsäule, nämlich der Ba—

sisdemokratie, zu beschäftigen.
Einige uns bekannte Ansätze dazu

gibt es bisher in Köln , Münster,
Hamm, Solingen , Frankfurt , Wangen
und Dortmund.Da es jedoch zu diesem

Thema bisher keine überörtliche Ko—

ordination gab, konnten sich Anträge
von einzelnen Kreisverbänden zur Ba—

sisdemokratie auf Landes— und Bun—

desversammlungen der GRÜNEN kaum

Gehör verschaffen. So wurde z. B.

auf der Bundesversammlung in Sindel—

fingen der Antrag von KV Solingen
und Münster abgelehnt, Grüne Bun—

destagsabgeordnete nicht wie be—

IN

schlossen an Bundesversammlung und

Bundeshauptausschuß anzubinden,

sondern an basisnähere Gremien(unter

Berücksichtigung der nicht—parteige—
bundenen Alternativbewegung).
Allerdings sollte es nicht Aufgabe
einer Landes—AG Anarchie/Basisdemo—
kratie sein, mit Macht und geschick—
tem Taktieren auf Grünen Parteitagen
die innerparteiliche Basisdemokratie

verwirklichen zu wollen. Denn auch

wir, die wir uns als Anarchisten in—

nerhalb der GRÜNEN verstehen, haben

sicherlich noch nicht das Konzept
für eine basisdemokratiscl? Parteiar—

beit anzubieten. Vielleicht ist die

Realisierung von Basisdemokratie auf

parlamentarischem Weg auch gar
nicht möglich. Und wenn, dann nur

durch überzeugendes eigenes Vorleben

an der Basis.

Folgende Punkte fallen uns bisher

ein, die wir demnächst in einer Lan—-

des—AG Anarchie/Basisdemokratie be—

sprechen wollen:
* Erfahrungsaustausch der Anarchis—

ten/Basisdemokraten innerhalb der

Grünen.
* Wie läßt sich Basisdemokratie in—

nerhalb der Grünen verwirklichen?
* Welche die Gesamtgesellschaft be—

treffenden anarchistischen Modelle

gibt es?
* Überprüfen der anarchistischen

Theorien auf ihre aktuelle Gültigkeit
* Welche Kritik anderer anarchisti—

scher Gruppen gibt es?
* Erfahrungsaustausch mit anderen

basisdemokratischen Gruppen, 2. B.

der Graswurzelbewegung.
* Themen behandeln, die bei den

Grünen zu kurz kommen, z.B. Knast
* Anarchistisches Informationsmate—

rial für Kreis— und 0rtsverbände zu—

sammenstellen.
* Bildungsveranstaltungen zu Anar—

chie/Basisdemokratie organisieren
* Utopien erarbeiten und verbreiten,

die in der Realpolitik meist verges—
sen werden.
* Wie können wir den Sachzwang—Ar—
gumenten der Etablierten begegnen,
ohne dabei unsere Fundamentalopposi—
tion aufzugeben?
* Urabstimmung über bundesweiten

Arbeitsschwerpunkt "Basisdemokratie"

beantragen?

Wer mitarbeiten will., melde sich bei:

Karl-Heinz Meyer, Ostenberg 101/238,
46 Dortmund 50, Tel.: 02131/751834



22

C”4|LfE—'  .
.3«

:.

neun

'

„A ‚W

Jahre “““k’.f

Diktatur
'

‘

”
'

und

neue

Formen

des
 .„ „

.

W i d e r _

‚ .DHIHIIMDBE-ZD

standeg gp.„„„ / ‚„
von Jorge Rojas Hernandez .

und Wilfried Gaum

O

\

“M,

ES IST RUHIGER GEWORDEN UM CHILE. HIN UND WIEDER TAUCHT DER NAME DIESES LANDES AUF, WENN ES UM BEISPIELE
FÜR DIE PRAXIS DER ”CHICAGO-BOYS” GEHT. UNLÄNGST HAT COSTA GAVRAS MIT SEINEM FILM ”VERMIBT” ANHAND

DES PUTSCHES IN CHILE 1973 AUF DIE INTERNATIONALE PRAXIS DES TERRORS UND DER FOLTER GEGEN ANDERS-

DENKENDE HINGEWIESEN.

DIE EHEDEM SO STARKE LINKE CHILE-SOLIDARITAT ABER IST HIERZULANDE AUF DEM HUND. ES EXISTIEREN NOCH

VERSTREUT ARBEITSKREISE‚ FINDEN SEMINARE STATT‚ WERDEN AUF FESTEN CHILENISCHE TEIGTASCHEN‚ ”EMPENA-
DAS”, VERKAUFT. ABER DIE REFLEXION ÜBER DEN EHEDEM VON EINIGEN SEKTOREN DER LINKEN SO GEFEIERTEN

”CHILENISCHEN WEG ZUM SOZIALISMUS” IST ABRUPT ABGEBROCHEN WIRDEN‚ BESONDERS NACHDEM SICH NEUE OB-
JEKTE LINKER IDENTIEIKATIONSBEGIERDEN ANBOTEN. DAS HAT LEIDER DAZU GEFÜHRT‚ DAB SEHR INTERESSANTE

ENTWICKLUNGEN INNERHALB DES WIDERSTANDES GEGEN DIE MILITÄRDIKTATUR AUCH VON DER LIBERTÄREN LINKEN
NICHT WAHRGENOMMEN WERDEN.

HIER SOLL EINE MATERIALSAMMLUNG ÜBER DIE WIRTSCHATLICHE UND SOZIALE SITUATION DES VOLKES NEUN JAHRE
NACH DEM PUTSCH GERADEE DIE WIDERSTANDSARBEIT AUFZEIGEN‚ DIE SICH ABSEITS DER EMIGRANTENPARTEIEN
UND TRADITIONALISTISCHEN GEWERKSCHAFTEN ENTWICKELT HAT.

BEI DEM ERSTEN ARTIKEL HANDELT ES SICH UM EINE STARK GEKÜRZTE ANALYSE‚ DIE EIN CHILENISCHER GENOSSE
FÜR DAS HANNOVERSCHE KOMITEE FÜR POLITISCHE GEFANGENE UND VERFOLGTE CHILENEN GESCHRIEBEN HAT. WIR

HABEN IMNMNI DIE KÜRZUNGEN VERSUCHT‚ DIE WESENTLICHSTEN ASPEKTE DER WIRTSCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG
HERAUSZUSTELLEN.

DER ZWEITE BEITRAG IST EIN BERICHT ÜBER DIE DISKUSSIONEN EINES SEMINARS‚ DAS SICH AUCH MIT DEM HI—
DERSTAND IN CHILE BEFABT. DIESER BERICHT IST AUS LIBERTÄRER SICHT VERFAßT WORDEN UND SOLL AUCH AUF

DIE WENIGER SPEKTAKULÄREN AKTIONEN VERWEISEN.

DIE DANACH FOLGENDEN BEITRÄGE SIND DOKUMENTE BZW. AUSZÜGE AUS ARTIKELN‚ DIE ALS WEITERES MATERIAL
DIENEN KÖNNEN.
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Bankrott des

chilenischen

Wunders

"Chilereisender Dr. Ottmat Em—

minger, ehedem Präsident der

Bundesbank, registrierte: ‘In Chi—

le wird das Prinzip der Freien

Marktwirtschaft heute mehr prak—
tiziert als bei uns

— und einiges,
was man erreicht hat, grenzt ans

Unglaubliche.‘ Gleiche Eindrücke

dürfte Wirtschaftsstaatssekretär

Dr. Otto Schlecht gewonnen ha—

ben, der die Andenrepublik offizi—

ell visitierte: Die Deutschen, die

aus politischen Gründen lange
abseits standen, bekunden nun

wieder Interesse für das südame—

rikanische Wirtschaftswunder,
nach Amerikanern und Japanern.
In der Tat scheint Chiles Aufstieg
unglaublich. Die Chilenen zimmer—

ten sich eine Wirtschaft nahezu

nach Schweizer Vorbild. Das Land

ist mittlerweile Hort internationa—

ler Kapitalanlage, es hat eine

hohe Quote an Dienstleistungen
und offeriert eine verfeinerte Pro—

duktionspalette."
aus: Capital , 1/82

So wie ein Märchen aus Tausendund—

einenacht begann der Bericht in

"Capital", Sprachrohr der deutschen

Unternehmer . . .

Januar 1982, Farbfotos,
lende Gesichter der Henker des chile—

nischen Volkes, so schilderte

der deutschen Öffentlichkeit all

Wunder" des Modells und bedauerte

gleichzeitig die Nichtanwendung der

Friedmannschen Rezepte in der bun—

desrepublikanischen Wirtschaft. Wahr—

scheinlich will man das vor allem

mit dem Verweis auf das "chilenische

Wunder" erreichen.

Genau zum Zeitpunkt der Veröffentli—

chung dieses Artikels gerät das

"Wunder in eine vertiefte und ver—

schärfte Rezession. Dazu einige kon—

krete Angaben: 1981 meldeten 500 Fir—

men Konkurs an, bis Ende September
des Jahres waren es noch weitere

587. Hinzu kommt eine Auslandsver—

schuldung, die gegenwärtig 19 Mrd.

US Dollar beträgt. Auch die Privat—

wirtschaft ist hoch verschuldet. Bei—

spielsweise war der Agrarsektor bis

Ende April d.J. mit 2,8 Mrd. US Dol—

"jene

lar verschuldet (650 Mio. US Dollar

mußten davon sofort an die Banken

zurückgezahlt werden); der Handel

freudestrah—
”

man 7’

war mit 3,329 Mrd. US Dollar ver—

schuldet, die Industrie mit 2,938
Mrd. US Dollar. Hohe Zinsen, Produk—

tionsrückgang, Wechselkurspolitik,
Rückgang der internen Nachfrage
zwingen diese Sektoren zu Umschul—

dungsverhandlungen bzw. zu Fusionen

oder schlichtweg zum Konkurs. Einige
landwirtschaftliche Sektoren sind so—

weit getroffen, daß sie drohen, den

Banken ihre Schulden nicht zurückzu—

zahlen. Trotz dieser "Bemühungen"
zur Überwindung der Krise haben be—

stimmte Maßnahmen keine positive
Wirkung erzielt; alsBeispiel sei hier

die Lage im Textil \ektor angeführt:
im Januar 1981 schlossen sich Yarur,
PANAL und Caupolican zusammen, "um

Arbeitsplätze zudie erhalten" . Sie

beschäftigten insgesamt etwa 6000

Arbeiter. Nach der Fusion behielten

sie knapp 2500, schließlich mußten

auch sie Konkurs anmelden. Carlos

Galleguillos, Präsident des Einzelhan—

delverbandes, erklärte, daß "in den

Großstädten etwa 2800 Geschäfte kurz

vor der Schließung stehen" (Zeit—
schrift HOY, Santiago, 26.5.—1.6.82).
Laut offiziellen Berichten erlitt die

Industrieproduktion im Jahr 1982 ei—

nen Rückgang Von 17%. Gleichzeitig

?zu können.

etwas zu suchen,

Kochtopf füllen kann.

? wird
\ geteilt .

"

weist die Staatskasse ein Defizit von

1,2 Mrd. US Dollar auf, die Zah—

lungsbilanz im Jahr 1981 ein Defizit

in Höhe von 3,5 Mrd. US Dollar.

ANSTIEG DER ARBEITSLOSIGKEIT UND

SENKUNG DER LÖHNE

Wie immer sind es die Arbeiter, die

die zerschlagenen Teller der Bour—

geoisie bezahlen. Laut Bericht der

Wirtschaftwissenschaftlichen Universi—

tät von Santiago erreichte die Ar—

beitslosigkeit in Santiago Ende 1982

eine Quote von 26,0%. Derselben Quel—
le ist zu entnehmen, daß ein starkes

Anwachsen der Arbeitslosigkeit zu

verzeichnen war, da die Arbeitslo—

sigkeit im Vergleich dazu im Mai 1981

noch 11,3% betrug.
Der Bericht hebt das unglaublich
schnelle Anwachsen der Zahl der Ar—

beitslosen im Bausektor hervor: 49,9%.

Zu dieser Zahl müssen noch die 5%

addiert werden, die im Minimalbe—

schäftigungsprogramm FEM eingestellt
sind (sie verdienen monatlich unge—

fähr 33 US Dollar). Der offiziellen

Quote müssen noch weiter Formen ver—

steckter arbeitslosigkeit hinzugefügt
werden. Daher kommt man im heutigen
Chile ohne weiteres auf eine Arbeits—

losenrate zwischen 30 und 35%.

Dieses gigantische Anwachsen der

Beschäftigungslosigkeit ist eine di—

rekte Konsequenz der Krise, die das

diktatorische Wirtschaftsmodell heute

durchläuft. Das alles sind sehr deut—

liche Anzeichen eines Bankrotts

— des Zusammenbruchs dieses Wun—

ders.

Die Lage der chilenischen Arbeiter

ist geradezu dramatisch, undenkbar

und unvorstellbar für viele. Eine

chilenische Zeitschrift (BOY, Santia—

go, 9.—15.6.1982) berichtet, daß es

zum alltäglichen Straßenbild Santia—

gos gehört, ganze Familien — Frauen,

Kinder, Alte — zu sehen, die um Al—

mosen bitten oder singen, um essen

Auch erzählt man den

Fall von 21 Metallarbeitern, die von

der Firma ARCO entlassen worden wa—

ren, die jeden Morgen mit ihrer Fa—

milie das Haus verlassen, um irgend—
mit dem man den

Sie erklären:

"Wenn uns irgendein Käfer über den

Weg läuft, fangen wir ihn, und alles

innerhalb unserer Gemeinschaft

Das Elend ist das deutlich—

ste Resultat des "Wirtschaftwunders".
Trotzdem wächst die Solidarität in

einigen der betroffenen sozialen Sek—

toren.

Unter dem Vorwand der wirtschaftli—

chen Rezession üben viele Unterneh—

mer Druck auf die Arbeiter aus. Mit

Konkursdrohungen haben sie Tausende

von Arbeitern gezwungen, niedrigere
Löhne zu akzeptieren. Im Grunde ge—
nommen haben sie die Löhne jedoch
mit Unterstützung der Diktatur ein—

fach gekürzt. Zynisch sprechen sie

von der "Inflexibilität der Lohnko—

sten" als einem der wichtigsten Kri—

senfaktoren :

"Es gibt Arbeiter, die die Lohn—

kürzungen nicht akzeptiert haben,

und sie sind heute noch arbeits—

los. Daher haben wir eine höhere

Arbeitslosigkeit als notwendig,
dank dieser Verbohrtheit oder die—

ses Erfahrungsmangels und der

Unfähigkeit zur Umstellung.
Diese Leute werden durch bittere

Erfahrungen lernen, wenn sie die
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Der

Kürzungen nicht akzeptieren.
In dem Maße in dem diese Perso—

nen nicht kapieren, daß sie ihre
Sicherheit im Betrieb nur durch

geringeren Lohn erkaufen kön—

nen, setzen sie sich der Arbeits—

losigkeit aus."

(Miguel Kast,
tralbank, in:

26.5.—1.6.1982)

Präsident der Zen—

HOY , Santiago ,

Markt ist der große Diktator,
der über das Schicksal des Einzelnen
entscheidet. Darüberhinaus planen
die Unternehmer - mit ihren Generä—
len an der Spitze - selbst das Mini-—

malgehalt abzuschaffen:

#

" Ich würde es (das Minimalge—
halt, Anm.) graduell abschaffen;
denn die Personen, die am meisten
durch das Mindestgehalt geschä—
digt werden, sind die Jugendli—
chen, die Alteren und die Hilfsar—

... ..» ALZA£»
Attennt

‘?

heiter. Man sieht jetzt, daß es

Leute gibt, die bereit sind, für
1300 Pesos monatlich im PEM (Mi—
nimales Beschäftigungsprogramm,
Anm.) zu arbeiten. Wenn einer
ein Mindestgehalt von 5000 Pesos

verlangt, ist es von daher mög—
lich, daß viele Personen nicht
bereit sind, diese Summe zu zah—

len; denn gleichzeitig gibt es Ar—

beiter, die bereit sind, für nie—

drigere Löhne zu arbeiten (unter
dem Mindestlohn)."

(Genaral Luis Danus, Wirtschafts—
minister, in: BOY, Santiago,
26.5.—1.6.1982)

Sicherlich fallen die

Militärs, der Minister,
sönlichkeiten, Berater, Folterer, Si—

cherheitskräfte etc. nicht unter die
Kriterien des Generals, der einer der

prominenten Schüler der Chicago—Boys
ist. Außerdem kann man

seinen Erklärungen entnehmen, daß

Gehälter der

leitender Per—

'grauen des 5.

es die beste Lösung wäre, die Chile—

nen im PEM gleichzuschalten. PEM

wäre somit nicht länger eine Art"Aus—

nahme", sOndern würde die Regel
darstellen.

ANSTEIGEN DER UNTERDRÜCKUNG

Die Unterdrückung hat vehement zuge—
nommen. Die grausame Ermordung von

Tucapel Jimenez, Präsident der ANEF

(Gewerkschaft der Angestellten im

Öffentlichen Dienst) im Frühjahr 1982,
ist ein Zeichen dieser Verschärfung.
Wirtschaftskrise und Unzufriedenheit

der Bevölkerung zwangen die Dikta—

tur, die Unterdrückung zu verstär—

ken. Der Ausnahmezustand wurde neu—

erlich verlängert. —— Neun Jahre Be—

lagerungszustand ohne Freiheiten!

Unter dem Vorwand des Kampfes ge-

gen das "Verbrechen" werden in den

Elendsvierteln Razzien durchgeführt.
Die regimenahe Zeitung El Mercurio

schreibt am 10. Juni 1982, daß allein

in den letzten fünf Tagen des' Mai

2.255

21.775

en. Die

Tercera

Personen festgenommen und

Wagen durchsucht worden sei—

Tageszeitung Santiagos La

berichtet, daß im Morgen—
Juni 3.000 Personen

"kontrolliert", 500 Fahrzeuge "durch—

sucht" und 250 Personen festgenommen
worden seien. Am 30. Dezember 1982

wurden in der Pohlacion "Nuevo

Amanecer" (Siedlung "Neuer Aufgang")
1.500 Personen verhaftet sowie in

derselben Zeit der Vorsitzende und

Generalsekretär der "Nationalen Ge—

werkschaftskoordination" ausgewiesen.
Dies alles geschah nur in Santiago.
Meistens handelt es sich um Razzien

in Elendsvierteln wie Los Nogales,
La Feria, La Bandera, Pudahuel,
Jose Maria Caro etc. Die Drohungen
gegen Gewerkschaftsführer werden

fortgesetzt. Gewerkschaftsführer (z.B.

Torres, der neue Vorsitzende der

Kupferarbeiter; Bios von der UDT,
der neue Vorsitzende der ANEF etc.)
werden im Morgengrauen in Polizei—

fahrzeugen in die Untersuchungsge—
fängnisse transportiert, wo der Poli—

zeichef sie anklagt, weil ihre Treffen

und Aktivitäten "politischen" Charak—

ters seien. Unbeschadet dessen setzen

die Funktionäre jedoch ihre Aktivi—

täten fort, und die Öffentlichen De—

monstrationen zeigen, daß die Unter—

drückung das Volk nicht zum Schwei—

gen bringt. Die Morddrohungen ge—

genüber allen gewerkschaftlichen
Führern, willkürliche und massive

Festnahmen sowie Versammlungsverbo—
te für gewerkschaftliche Organisati—
onen in den letzten Monaten zeigen
deutlich, daß die Regierung durch

eine Verstärkung der Unterdrückung
eine explosive Situation zu vermeiden

sucht.
‚

Es ist nicht sicher, daß diese neuen

"Rettungsversuche" die heruntergekom—
mene chilenische Wirtschaft wiederhe—

leben können. Die oben genannten
Faktoren bewirken eine Verengung
des innländischen Marktes. Doch wie

immer wird die Politik "der automa—
tischen Anpassung" darauf zielen,
einen Ausgleich zwischen dem mathe—
matischen Kalkül des Monetarismus
und der Schärfe des Bajonetts herzu—
stellen, also die staatlichen Sozial—

ausgaben noch weiter zu vermindern,
obwohl sie ohnehin schon sehr knapp
bemessen sind. Aufgrund dieser Maß—

nahmen sank der Reallohn 1982 um

20 % gegenüber 1981.

Die Privatisierung wird weiter voran—

getrieben, wobei man das Land (viele
kleine Inseln, Wälder etc.) verstei—

gert. Die neueste Erfindung betrifft
die Kinder: von 42 Kinderheimen, die
unter staatlicher Verwaltung standen,
wurden 33 privatisiert. Den neuen

Privatverwaltern zahlt der Staat zwi—
schen 7.000 und 10.000 Pesos pro
Monat und Kind (das entspricht 8

PEM—Löhnen).Die Verwaltung geschieht
unter kommerziellen Gesichtspunkten
und mit militärischer Disziplin (Kin—
der werden geschlagen, leben einge—

‘r—i
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—
sperrt; wegen irgendwelcher Kleinig—
keiten wird ihnen das Essen entzogen
etc.)
Parallel dazu werden auch andere

Betriebe privatisiert: die chilenische

Elektrizitätsgesellschaft, die chileni—

sche Telefongesellschaft und die In—

terozeanische Schiffahrtsgesellschaft.
Die Einfuhren sind gesunken. Wahr—

scheinlich werden sie als Folge der

Abwertung des Peso noch weiter sin—

ken. Die Exporteure werden mit teu—

ren Dollars Gewinne machen. Durch

die neuen Maßnahmen gingen die Ein——

fuhren zurück, sodaß die Diktatur

ihr Handelsbilanzdefizit verbessern

konnte. 1982 gab es einen Überschuß
von etwa 100 Mio. US Dollar, obwohl

die Handelsbilanz im Durchschnitt

weiterhin negativ bleibt.

Die Wirtschaft wird sich nicht so ein-—

fach wiederbeleben lassen.lhre struk—

turellen Probleme werden nicht ver—

schwinden.

Neuere

Entwick-

lungen
des

Wider-

standes

Bis zum Putsch am 11. September 1973

besaß Chile eine starke und gut or—

ganisierte Arbeiterbewegung und Lin—

ke. Das Spektrum reichte von der

Kommunistischen, Sozialistischen Par—

tei bis hin zu Organisationen wie

der "Movimiento Izquierda Revolutio—

nario" (MIR), das den bewaffneten

Kampf propagierte. Die chilenischen

Gewerkschaften waren über lange Jah—

re gewachsen und hatten 1973 940.810

Mitglieder, organisierten retwa ‚ein

Drittel der Beschäftigten. Die Militär—

diktatur räumte mit dieser relativen

Stärke der Arbeiterorganisationen
auf, blutiger Terror und die uns be—

kannte Verfolgung aller linken Akti—

vitäten zerschlug die Struktur der

traditionellen Organisationen.
Trotz des Wachstums der Arbeitsfähi—

gen und Arbeitslosen betrug so die

Gesamtmitgliederzahl in den Gewerk—

schaften 1977 nur noch 916.569. Dabei

muß berücksichtigt werden, daß die

ehemals einheitlich organisierte Ge—

werkschaftsbewegung GUT zerschlagen
und zerfallen ist und Organisationen
verschiedener Orientierung und Stärke

miteinander konkurrieren. Dies ist

aber nicht allein der Grund für die

Schwächung _

des traditionalistischen

Konzepts: die Zahl der tatsächlich

Beschäftigten ist mittlerweile um 10

Prozent zurückgegangen und die Bin—

dung insbesondere der jüngeren Ar-

beiter an die alten Formen der Klas—

senauseinandersetzungen ist stark

gelockert: Unidad popular, GUT u.

ä. sind für diese nur noch Geschich—

te. Man kann also den Schwund der

Macht der Gewerkschaften nicht allei—

ne auf die Repression des Regimes
zurückführen. Besonders augenfällig
wird die Entwicklung im Bereich der

ehedem gut organisierten Landarbei—

ter:

Partei und in ihrem Kielwasser auch

der ehemals linksradikale MIR setz—

ten neben den Fraktionen der zer—

splitterten Sozialistischen Partei Sal—

vator Allendes ihre traditionelle Po—

litik fort: publikumswirksame Bünd—

nisse schmieden, politizistisches tak—

tieren, jeden Monat neue Aufrufe,

neue Parolen, die Organi$ation des

bewaffneten Kampfs mit zweifelhaften

Ergebnissen. Aber diese Politik trifft

zunehmend auf Ablehnung. Das chile—

nische Modell tritt ökonomisch und

politisch in eine neue Phase, sodaß

auch neue Organisationsformen des

Volkes notwendig werden.

Der Staat -zahlt nicht mehr Sozialleis—

tungen, wie bescheiden auch immer,

die Probleme der Arbeitslosen, des

Lebens in den Stadtteilen, der Ge—

sundheitsversorgung, der Erziehung
und der sozialen Sicherung interes—

sieren Pinochet und seine Generals—

und Bürokratenkaste nicht mehr. Der

Staat läßt breite Sektoren der Gesell—

schaft freiwillig im Stich, weil sie

im kapitalilstischen Sinne unproduk—
tiv sind, keinen Mehrwert und also

Gewerkschaft] iche Orga_n_iygsgt_i_qp_flgderüfbandarb_ei tergewerkschaften

!!3f93. „Q91‚_Gewer_lf__sshaf t

Libertad

Ranquü
Triunfo Campesino
Unidad Obrera Campesina
Federacion Sargento Gandelaria

Gesamt

Differenz

Ende 1973 zählte die GUT 130 Einzel—

gewerkschaften in ihren Reihen, wo—

von 97 ein aktives gewerkschaftliches
Leben — was immer das heißen mag—-

aufzuweisen hatten. 35.000 Vertrau—

ensleute und Funktionäre waren ak—

tiv. Heute’ gibt es nur noch 51 Ein—

zelgewerkschaften, die sich zudem

noch in verschiedenen Dachorganisati—
onen zusämmengeschlossen haben: Co—

ordinadora National Sindikal, Union

Democratico de Trabaladores, UNTRACH

usw. usf. Dabei ist die Verbindung
der Dachorganisationen mit den Ba—

sisorganisationen sehr unsicher, die

Strukturen gewerkschaftlicher Ent—

scheidungen nicht klar. Dazu kommt

die Zersplitterung der Arbeiter, der

Verlust von 35.000 organisierten ge—

werkschaftlichen Vertrauensleuten,

die sich nicht mehr betätigen durf—

ten, verschwanden, ermordet oder

durch regimetreue Funktionäre ersetzt

wurden. Mit dem Putsch war auch

die historische Kontinuität gewerk-'-
schaftlichen Selbstbewußtseins, daß

auch stark syndikalistisch gefärbt
war unterbrochen,es fehlte die Kraft,

die die GUT sozial und politisch im

Leben des Landes gespielt hatte.

Dazu kam eine nüchterne Kritik der

Fehler, die von der traditionalisti—

schen Linken und auch den Gewerk—

schaften gemacht worden waren. Der

Zentralismus, die ideologische Bin—

dung an Parteien und Parlamentaris—

mus, das Vertrauen auf die Führun—

gen, all das geriet mehr und mehr

in das Fadenkreuz einer scharfen

Kritik. Sicher, die Kommunistische

Zahl der Mitglieder
1972 1980

43.798 16.150

132.294 20.000

62.073 24.162

39.675 18.000

2.989 2.000

280.289 80.132

200. 157

Ohneabwerfen.

ohne parlamentarische Vertre—

ohne Parteien und

starke Gewerkschaften sind ganze so—

auch keinen Profit
Staat ,

tungskörperschaft ,

ziale Schichten gezwungen, ihr Uber—

leben selbst zu organisieren und da—

bei neue Formen des Zusammenlebens

zu begründen. Dabei wird aus Not

Stück für Stück das Territorium‘des

Staates besetzt durch regionale und

örtliche Organisationsstrukturen, die
selbstständig funktionieren, weil Sie

funktionieren _

müssen: Arbeitslosen—

gruppen, Obdachlosengruppen, Grup—

pen für Strom— und Wasserzahlungs—

boykott , Kulturorganisationen , Ju-
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gende]ubs,christliche Basisgemeinden.
Organisationen der indianischen Urbe——

völkerung Mapuches. Lebensmittelko»

operativen. Einkaufgenossenschaften,
Kindergartenkollektive. Streikküchen,

Gesundheitsläden, gewerkschaftliche
Selbsthilfe. Frauengruppen. Menschen—

rechtsgruppen. Gruppen für Gewerk--

schaftsfreiheit, Gesellschaft. der Fami»

lienangehörigen der Inhaftierten‚usw.

usf.

Die gewerkschaftliche Organisation
findet mittlerweile an der Basis

statt. Durch em Gesetz, in dem die

Diktatur 1979 die überregionalen Ge—

werkschaften treffen wollte, sind be——

triebliche Tarifverhandlungen vorge—

sehen. Dadurch ist die Organisations—
form der Betriebsgewerkschaften ge—

stärkt worden. eine Form, in der

sich militante Arbeiterkämpfe schlech—

ter kontrollieren lassen als durch

stark zentralistische Gewerkschafts—

bünde.

Diese Betriebsgewerkschaften sprechen
sich untereinander bei Wahrung ihrer

Selbstständigkeit ab und föderieren

zu Territorialorganisationen. wie z.

B. in Vienna Mackenna, einem Indu—

strieviertel von Santiago de Chile

ein Zusammenschluß "Solidaridad"

in Anlehnung an die polnische "Soli—

darnose" stattfand. Die Arbeiter

scheinen trotz der unterschiedlichen

Ideologien, mit denen sich die Dikta—

turen verkleiden, den Wesenskern

dieser auch symbolisch in der Na—

mensgebung ihrer Organisation aus—

drücken zu wollen: gegen die Dikta—

tur hilft nur die Solidarität. Diese

Gewerkschaftsgruppen verbinden sich

mit den oben erwähnten Stadtteilor—

ganisationen, man gibt gemeinsam
Flugblätter heraus und deckt so alle

wichtigen Bereiche des Lebens durch

eigene Organisationen ab. Die er—

wähnte Gewerkschaft "Solidarität" ar—

beitet nach klassisch syndikalisti—
schen Prinzipien: An erster Stelle

steht die Autonomie des gewerkschaft—
lichen Handelns; und die Zielperspek—
tive — die Einheit der Arbeiter.Währ—
end eines Streiks in einem Betrieb

namens PANAL wurde die Betriebsge—
werkschaft nicht nur von den umlie—

genden Schwesterorganisationen unter—

stützt. sondern auch von Kupferarbei—
tern aus Chuquicamata, die einen
Teil ihres Lohnes spendeten, durch
eine Textilarbeiterföderation, Jugend—
gruppen. Gruppen aus Slums, kirch—

liche Einrichtungen. Die Arbeiter von

Maipu, einer anderen lndustriezone

Chiles, schlossen sich am 7. August
1980 zusammen, Betriebsgewerkschaf—
ten aus 11 Großbetrieben nahmen teil

und man erklärte, daß man für die

Einheit und die Zusammenarbeit aller

gewerkschaftlicher Organisationen ar—

beiten wolle, das diese stark würden

und das die Basis in ihnen aktiv

teilnehmen könne, um die Rechte der

Arbeiter von Maipu zu verteidigen.
Im Februar 1982 bildete sich eine

Comission de Henovacion Sindical

(Kommission für gewerkschaftliche
Erneuerung — CBS), die es sich zum

Ziel gesetzt hat, eine soziale Kraft

und eine Alternative zur Macht der

Tyrannei aufzubauen, deren Autonomie

von den politischen Parteien respek—
tiert wird. in freier Entwicklung und

ohne Konkurrenz zu anderen gewerk—
schaftlichen Körpern.
Das alles sind neue Töne für die chi—
lenische Arbeiterbewegung. Man muß

dazu wissen, daß der GUT trotz sei—-

ner syndikalistischen Wurzeln in den

50er und 60er Jahren die Führungen
nach dem Parteienproporz wählte.

Die traditionellen Beziehungen zwi—
schen Parteien und Gewerkschaften,
die für die klassische Sozialdemokra—
tie immer Transmissionsriemen für
den "wissenschaftlichen Sozialismus"

waren, werden infrage gestellt. Der

wichtigste Grundwert der neuen Gene—

rationen chilenischer Widerständler

ist die Demokratie von der Basis.

Der ehemalige Vorsitzende der "Frente

Unitario de Trabajadores"(FüT), die

mittlerweile den chilenischen Christ—

demokraten (entspricht der hiesigen
rechten Sozialdemokratie) nahe steht,
Carlos Frez, hat dies für einen Ge—

werkschaftsführer bemerkenswert klar

erkannt: er sprach in einem Inter—

view vom 6. Januar 1982 davon, daß

gegen die Macht der Militärs nur die

selbständige Kraft der Arbeiter als

Bremse wirken könne. Alle Sektoren

des Widerstandes, Arbeiter, Frauen,

Jugendliche. Slumbewohner (poblado—
res). die Kooperativen, sollten sich

zu einer einzigen Macht verbinden,
um der Diktatur entgegenzutreten.
Die politischen Parteien besäßen kei—

ne wirkliche Macht, sie hätten kein

von der herrschenden Macht wirklich

unterscheidbares alternatives Projekt
und seien der Vergangenheit verhaf—
tet, hätten keine Antwort auf die

Fragen der Gegenwart und erst recht

nicht für die Zukunft. Man müsse

die Gewerkschaften auf Örtlicher Ebe—

ne stark machen und in den Kommu—

nen Einfluß gewinnen durch die

selbstorganisierten Föderationen der

Bewohner, der Jugend.
Diese Bewegung steckt noch in den

Anfängen, aber sie scheint Beachtli—

ches zu leisten. Wo Militär, Bürokra—

tie und Kapital die Versorgung und

Organisierung des gesellschaftlichen
Lebens aufgeben , weil es keinen im

Sinne kapitalistischer Rationalität

messbaren Nutzen gibt, gebiert die

Not die gegenseitige Hilfe. Und mit

der Erfahrung, daß die Parteien und

Gewerkschaften des alten Typus bei

der Organisierung der Erziehung,
der Beschaffung lebensnotwendiger
Milch für die Kinder, von Medikamen—
ten und Freizeitaktivitäten entbehr—

lich sind, wächst auch ein neues Be—

wußtsein. Zunächst in Wendung gegen
das auch in Chile stark ausgeprägte
paternalistische Bewußtsein linker

und studentischer Kader hat sich ein

im Kern antiautoritäres Potential ent-

wickelt, das erheblich zur Überwin—

Militärdiktatur

Auch wenn den chilenischen

Widerstandskämpfern der Erfahrungs—
schatz libertärer Theorie und Praxis

dung der

könnte.
beitragen

nicht zur Verfügung steht, so kann

man doch sagen, daß sich hier — in

der Dritten Welt —— endlich ein eman—

zipatorisches Potential entwickelt,
das mit den traditionellen Konzeptio—
nen der Sozialdemokratie und des Le—

ninismus bricht . Dieses Potential

durch materielle Hilfe zu stärken

sollte für den , wenn auch kleinen

Kreis der deutschen Libertären eine

Ehrensache sein.
* * *

.„__‚_
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COMISION DE RENOVACION SINDICAL

—CRS—

Kommission für gewerkschaftliche Er—

neuerung in Chile

Natur und Perspektiven:

. Die CBS ist eine Organisation, die

die Erneuerung der Arbeiterbewegung
mit der Perspektive sucht, daß jeder
Arbeiter sich in eine reale Hauptper—
son verwandle und an der Errichtung
einer autonomen Bewegung teilhabe.

Sie erneuert und ist nicht dogma—
tisch .

. Die CBS will den gewerkschaftlichen
Basisorganisationen Hilfe anbieten,
ohne ihren kommunalen, provinzialen,
nationalen oder regionalen Organisa—
tionen, denen sie angehören könnte,

zu schaden; denn gerade dort werden

die Bedingungen geschaffen, um eine

große gewerkschaftliche Erneuerung-s—
bewegung entstehen zu lassen, orga—

nisch, als höhere Basis des Kampfes
und auf dem Weg, die autonome, or—

ganisierte, soziale Macht der Arbei—

ter zu bilden.

. Die Autonomie muß der GBS gestat—
ten, ihre eigenen ideologischen Ge—

danken, Strategien und Taktiken zu

schaffen, ohne eine andere Begren—
zung als die, die sich aus ihren in—

ternen Basisstrukturen determinieren

und in dem Dienst der Arbeiterklasse

stehen.

. Nicht dogmatisch in dem Sinne, daß

die CBS jeden Versuch der Hegemonie
und der Herrschaft durch die indu—

strialisierten Länder zurückweist.

In diesem Fall handelt man aus der

Perspektive der Dritten Welt.

. Erneuert bedeutet, fähig zu sein,

die aktuelle Situation der Arbeiter—-

klasse besser zu interpretieren und

Anstrengungen zu unternehmen, die

sie aus ihrer tiefen Krise herausfüh—

ren.

. Wir lehnen politische und gewerk—
schaftliche Dogmen innerhalb der Ar—

beiterklasse ab und proklamieren die

Notwendigkeit, daß sich die Arbeits—

vorhaben der aktuellen Realität an—

passen.
ist die Zusammenarbeit

mit den anderen politischen, gewerk—
schaftlichen Organisationen sow1e

den Massenorganisationen vorgesehen,
die die Perspektive haben, eine auto—

nome, organisierte, soziale Macht der

Arbeiter zu bilden. Hinweisend auf

die Errichtung einer neuen Gesell-

schaft, Produkt der Kreativität, des

Kampfes und der Entschlossenheit der

Arbeiter.

CHILE .
1982

. Als letztes

***

"Die Erfahrungen von Pudahuel Norte

haben einen ziemlich großen Einfluß

gehabt. Zur Zeit gibt es fünf oder

sechs Basisgemeinden, in denen 'ge—
meinsames Einkaufen' organisiert
wird. Dabei kommen viele Familien

eines Viertels zusammen, die entwe—

der Mitglieder der Basisgemeinden
sind oder auch nicht — aber die Ba—

sisgemeinde stellt den Versammlungs—
raum. Sie sparen jeden Monat ein

bißchen Geld, bis sie soviel zurück—

gelegt haben, daß sie einige Dinge
kaufen können, z._ B. einen Sack

Zucker , 20 Liter 01 , einen Karton

Erbsen, einen Karton Reis usw. Sie

bilden sozusagen eine Einkaufskoope—
rative. Jedes Mitglied bezahlt einen

mönatlichen Betrag,
sation zu erhalten. Sie kaufen die

Waren zum Einkaufspreis, denn wenn

man heute ein Kilo Zucker auf dem

Markt kauft, kostet es 36 Pesos, aber

wenn man einen Sack voll kauft, be—

kommt man das Kilo für 30 Pesos.

Da nun die Kooperative weder Ausla—

gen noch Ladenmiete noch sonstige
Dinge hat, kann jedes Mitglied zwei

Kilo Zucker für 60 Pesos nach Hause

tragen
— im Handel müßten sie dafür

72 Pesos bezahlen. Auf die gleiche
Art und Weise bekommen sie Nudeln,

Öl, Beis. So sparen die Familien mo—

natlich 3000 Pesos. Es gibt Einkaufs—

um die Organi—

kooperativen , die heute schon zehn

Säcke Zucker , zehn Kartons voll

Reis , ja sogar Gegenstände für die

Schule kaufen. Sie kaufen Stoffe, um

und die FrauenSchürzen zu nähen,

treffen sich, um diese Arbeit gemein—
sam zu machen.

Das 'gemeinsame Einkaufen' trägt
dazu bei, Kosten zu sparen, aber

es führt auch dazu, daß die Leute

erkennen, daß der Zusammenschluß

von mehreren Familien helfen kann

— und sie teilen miteinander. Die So—

lidaritä—t, die im chilenischen Volk

niemals ganz erloschen ist, beginnt
sich wieder zu entwickeln. Das ist

eine schöne Erfahrung, die auch an—

dere Bereiche ergreift."
aus: Esperanza Godoy, die Vor—

stellung mehr wert zu sein; zur kul—

turellen Konterrevolution und alltäg—
lichen Not. In: Evers, Meschkat u.a.

Lateinamerika — Analysen u. Berichte

6, Berlin, 1982



SOZIALSTAATSDEMONTAGE

Gibt es eine anarchistische Perspek—
tive in der Krise?

1.Analyse der gegenwärtigen Lage

Die CDU—Regierung führt konsequent
fort, was die SPD—Regierung zaghaft
schon begonnen hatte: Demontage des

Sozialstaates, d. h. höhere Beiträge
und Steuern bei geringeren Leistun—

gen, weniger Arbeitslosengeld, mehr

Willkür des Arbeitsamtes, weniger
Renten, weniger medizinische Versor—

gung; gleichzeitig aber Investitions—

hilfen für die Reichen, sowie Beseiti—

gung von Schranken bei Preissteiger—
ungen (z. B. im Falle der Mieten).
Eine solche Politik heißt "regessiv"—
Umverteilung von unten nach oben.

Zur regessiven Sozial— und Wirt—

schaftspolitik zwingt angeblich die

Ökonomische Krise, konkret: die lee—

ren Staatskassen. Dabei wird weder

von der CDU noch von der SPD bei

den Sparmöglichkeiten eine Kürzung
der Rüstungsausgaben auch nur in

Betracht gezogen. Es sind jedoch ge—
rade die Rüstungsausgaben, die weit

davon entfernt sind, Arbeitsplätze
zu schaffen oder zu sichern, vielmehr

ein wesentliches Element der Krise

darstellen. Zwar produzieren in der

Rüstungsindustrie Kapital und Arbeit

etwas, aber das ist (ausgenommen
im Krieg) nicht konsumierbar. Daraus

folgt, daß jede in der Rüstungsindu—
strie verausgabte Mark, jede in der

Rüstungsindustrie gearbeitete Stunde

unmittelbar weniger Konsum mit sich

bringt. Und da die Reichen und

Mächtigen in unserer Gesellschaft

nicht so reich und mächtig wären,
wenn sie zu Verzichtsleistungen be—

reit wären, wird der Konsum bei den

"kleinen Leuten" gespart: Das ist

die Bedeutung der Sozialstaatsdemon—

tage.

2. Die SPD und die etatistische Linke

Angesichts des massiven Abbaus von

Sozialleistungen hat sich eine breite

Protestbewegung gebildet. Seit die

SPD nicht mehr regiert, versucht sie,
in dieser Protestbewegung Fuß zu

fassen. Die etatistische (staatsorien-
tierte) Linke kritisiert diesen Versuch

mit dem durchaus zutreffenden Argu—
ment, die SPD werde, wenn sie wie—

der regiert, keineswegs eine "pro—
gressive" Sozial— und Wirtschaft3poli—
tik, d. h. eine Umverteilung von

oben nach unten betreiben. Wir müs—

sen uns aber darüber hinaus fragen,
ob denn die sozialdemokratischen, und

staatssozialistischen Maßnahmen über—

haupt erreichen,was sie versprechen.

3. Regessiver Charakter der Finan—

zierung von Sozialleistungen
Zunächst ist zu fragen: Wer finan—
ziert gegenwärtig die Sozialleistun—

gen? Tragen die Reichen wirklich zur

Verbesserung der Lage der Armen

bei? Ganz klar liegt der Fall bei

Kranken—, Arbeitslosen— und Renten—

versicherung. Es handelt sich, wie

der Name zwar sagt, was aber häufig
vergessen (bzw. nur in Sonntagsreden
erwähnt) wird, um Versicherungen;
also tragen die Begünstigten selbst

die Last. Wenn diese Versicherungen
in Schwierigkeiten kommen, ist das

eindeutig der staatlichen Mißwirt—

schaft zuzuschreiben (etwa benutzt

die Regierung Gelder aus den Versi—

cherungen zur Begleichung anderer

Staatsausgaben), und der Leistungs—
abbau ist Betrug. Regressiv an den

Sozialversicherungen ist, daß Staats—

bürokraten an ihnen verdienen, wäh—

rend die Beitragszahler die Verluste

tragen müssen. Die freilich sehr ge—

ringen echten Umverteilungsleistungen
(Sozialhilfe, Wohngeld, BAFÖG usw.)
können auf dreierlei Art finanziert

werden, so daß sie nach Ansicht eta—

tistischer Linker progressiv wirken:

STEUERPROGRESSION . Das bedeutet ‚‘
daß nicht jeder Bürger den gleichen
Prozentsatz seines Gehaltes an den

Staat gibt, sondern Kleinverdiener

wenige (oder gar keine) Steuern zah—

len, während gut Verdienende einen

hohen Prozentsatz zahlen müssen. In—

dem die Progression verstärkt wird,
sollen — wie Willy Brandt sagte -—

"starke Schultern mehr" zur Lösung
der Krise beitragen als schwache

Schultern. Im letzten SCRWARZEN FA—

DEN habe ich gezeigt, daß die Steu—

erprogression bestenfalls eine Illusi—

von Stefan Blankertz

on ist, jedoch in der Praxis die Ten——

denz hat, regressiv zu werden. Zur

Erinnerung die Zusammenfassung des

Hauptarguments: Die Industrie kann

ihre Steuern auf die Preise aufschla—

gen, ebenso wie es die besser Verdie—

nenden leichter haben , ihre Steuer—

zahlungen durch Einkommensverbes—

serungen auszugleichen , was eben—

falls auf die Preise schlägt. Letztlich

bezahlt jeder proportional zu seinem

Konsum Steuern. Da die weniger Ver—

dienenden einen größeren Teil ihres

Einkommens verkonsumieren (während
besser Verdienende auch sparen und

investieren), zahlen sie prozentual
trotz Steuerprogression sogar mehr

Steuern. Für die Finanzierung der

wenigen echten Umverteilungsleistun—
gen, d.h. Leistungen, welche die Em—

pfänger nicht mit den eigenen Steuer—

zahlungen finanzieren, bedeutet das,
daß sie von den Mitbürgern getragen
wird, die so eben über die Runden

kommen, nicht von den Reichen. Die

Masse der Bevölkerung, die genug
verdient,um keine (bzw. nur geringe)
staatliche Vergünstigungen zu bekom-

men, aber dabei keineswegs reich

ist, die Arbeiter und Angestellten
u. dergl., bezahlen mehr Steuern,
als sie Leistungen vom Staat erhalten.
Die viel Verdienenden dagegen erhal—
ten viel mehr vom Staat, als sie
Steuern abführen. Die ganz Armen
erhalten manchmal und mit etwas

Glück, sowie unter Inkaufnahme von

entwürdigenden bürokratischen Proze—

duren ein wenig mehr, als sie durch
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Besteuerung verlieren; denn selbst

wenn sie gar keine Steuern zahlen,
müssen sie über die Preise die Steu—

ern der Industrie mittragen.
INFLATION. Sozialdemokratische Öko—

nomen meinen, wenn der Staat das

Geldangebot so ausweitet, daß die

Konsumenten (angeblich die schlechter

Gestellten, obwohl in der Realität

das selten erreicht wird) mehr Geld

zum Ausgehen bekommen, dann würde

die Nachfrage gesteigert und so der

Krise ein Ende gesetzt. Ohne hier

auf die komplexe Diskussion um die

Inflation einzutreten, sei das histo—

rische Faktum festgehalten, daß in

noch keiner Inflation die Arbeitslo—

sigkeit dauerhaft bekämpft und die

Armen reicher geworden sind. Das

genaue Gegenteil ist der Fall. Was

auch immer die Theorie sagt, die

Wirtschaftsgeschichte zeigt, daß In—

flation regressive Auswirkungen hat.

RÜSTUNGSKÜRZUNGEN. Daß ausgerech—
net die DKP mit der Parole "BAFÖG
statt Pershing" auf die Möglichkeit
der Kürzung von Rüstungsausgaben
zur Finanzierung von Sozialleistungen
aufmerksam macht, gibt dieser For—

derung leider den Anschein von Heu—

chelei. Unabhängig von der DKP—

Heuchelei ist die Forderung nach

Rüstungskürzung aber, wie im ersten

Abschnitt angedeutet, nicht nur für

“den Frieden, sondern auch für die

Wirtschaft gut. Dennoch bleibt, weil

ja auch in der Rüstungsindustrie
steckende Gelder aus Steuer— und In—

flationseinnahmen besteht, das zu—

grundeliegende Faktum, daß die So—

zialleistungen regressiv finanziert

werden. Es ist natürlich besser,

wenn statt Panzer Krankenhäuser ge—

baut werden; aber es wäre auch bes—

ser, wenn der Staat statt zu rüsten

das Geld verfeuern würde — alles ist

besser als Rüsten. Eine Umverteilung
von unten nach oben jedoch ist auch

mit einer Kürzung der Rüstungsausga—
ben nicht allein zu bewerkstelligen.

bleiben :

-‘ Ende er mehr verdient,

4.Regressiver Charakter der Verwal—

tung von Sozialleistungen
Einen entscheidenden Faktor

die sozialdemokratischen

des Sozialstaates fast völlig außen

vor, nämlich die Kosten der Verteil—

ung. Durch den regressiven Charakter

der Steuererhebung haben nicht nur

die von den Sozialleistungen Begün—
stigten meist die Zuwendungen voll—

ständig selbst bezahlt, sondern auch

noch einen großen Verwaltungsappa—
rat. Verwaltungsangestellte verdienen

mehr als die Empfänger von Sozial—

lassen

Verfechter

leistungen; also hat die Verwaltung
von Sozialleistungen einen zusätzli—

che regressiven Effekt . Die Kosten

der Verteilung steigen mit zunehmen—

der Komplexität der Regeln für die

Verteilung. Da der Sozialabbau

hauptsächlich über eine Verkompli—-
zierung der Verteilungsregeln (wer
wann warum auf was Anspruch hat)

läuft, wird einerseits der regressive
Effekt verstärkt, _während anderer—

seits die realen Einsparungen minimal

bleiben. Darüber hinaus sinkt mit

steigender Komplexität der Verteil—

ungsregeln die Anzahl der wirklich

Bedürftigen, die an die Zahlungen
herankommen (Stichwort: Sprach—
barrieren), und steigt die Anzahl

derjenigen, die durch Tricks und

"Beziehungen" unberechtigt an Gelder

gelangen. Auch das wirkt regressiv.

5.Regressiver Charakter der Verteil—

ung von Sozialleistungen

Daß die Sozialleistungen selbst in

ihrer heutigen Form stark regressiven
Charakter haben, kann nicht mit ei—

ner allgemeinen Überlegung bewiesen

werden, sondern nur an konkreten

Beispielen; im Folgenden ist das öf—

fentliche Bildungswesen als Beispiel
genommen.
Das kostenlose Öffentliche Bildungssy—
stem soll -— glaubt man den Reden

der Etatisten — Bildung Armen wie

Reichen gleichermaßen zugänglich und

Bildungschancen vom Elterneinkommen

unabhängig machen. Dieses Argument
kann nur solange einleuchten, wie

folgende Faktoren unberücksichtigt

(a) Alle Bürger bezahlen mit ihren

Steuern das Bildungswesen; wegen
des regressiven Charakters der Steu—

ererhebung bezahlen die weniger Ver-

dienenden prozentual mehr als die

Großverdiener. Aber nicht alle Bürger
beanspruchen das Bildungswesen im

gleichen Maße.Überspitzt ausgedrückt:
Die Masse der schlecht Verdienenden,

die auch in absoluten Zahlen den

größten Anteil am Steueraufkommen

hat, "schenkt" etwa dem Zahnarztstu—

denten eine Ausbildung, an deren

als die mei—

sten seiner "Finanziers" es sich träu—

men lassen können. Dies ist die im

ökonomischen Sinne regressive Auswir—

. kung des Öffentlichen Bildungswesens.

,(b) Nur Spitzenverdiener können es

sich angesichts der hohen Steuerlas—

ten überlegen, ob sie ihre Kinder

zu einer anderen als einer öffentli—

gchen Schule oder Universität schick—

en. Das Geld, das Normalverdiener

für die Bildung ihrer Kinder aufwen—

den könnten, ist mit der Steuererhe—
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bung vom Staat monopolisiert. Dies

ist im sozialen Sinne regressiv: Rei—

che haben eine größere Wahlmöglich—
keit, während die Armen nehmen müs—

sen, was ihnen der Staat vorsetzt.

Darüberhinaus kostet nicht nur der

Ausbildungsplatz etwas, sondern auch

der Lebensunterhalt in der Zeit der

Ausbildung muß gewährleistet sein.

Ist das in einer Familie nicht der

Fall, kann sie das — auch mit ihren

Steuergeldern finanzierte — öffentliche

Bildungsangebot über die Schulpflicht
hinaus nicht wahrnehmen. Um diesem

Manko abzuhelfen, wurde das BAFÖG

eingeführt. Das BAFÖG selbst hat a—
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ber sowohl ökonomisch als auch sozi—

al gesehen regressiven Charakter:

ökonomisch, weil dadurch Individuen

privilegiert werden (sie bekommen

eine Zeitlang einen Zuschuß zum Le—

bensunterhalt, um später überdurch—

schnittlich verdienen zu können);
außerdem weil die Zuweisungsregeln
so komplex sind, daß gewitzte Leute

sich unberechtigt Gelder verschaffen

können, während viele an sich Be—

rechtigte durch das Verfahren abge—
schreckt werden. Sozial, weil das

BAFÖG Anpassung honoriert. Hinter

dem BAFÖG steht die Vorstellung, daß

zwar die Masse der Armen zurecht

arm ist und wenig verdient, aller—

dings einige wenige Individuen au—

ßerordentlich "begabt" seien. Diese

sollen dann gefördert werden.

/

6.Zusammenfassung der Kritik

Möglichkeit von Alternativen

und

Im Vorangegangenen konnte ich zei—

gen, warum trotz jahrzehntelanger
Umverteilung sich an der sozialen

Hierachie "in diesem unserem Lande"

nichts Wesentliches geändert hat. Al—

lerdings kann nicht bestritten wer—

den, daß die Sozialleistungen indivi—

duelle Not bisweilen gelindert haben

und weiter lindern. Diese Individuen

sind vom gegenwärtigen Sozialabbau

stark betroffen. Berechtigter Weise

führen sie einen Abwehrkampf und

lehnen die Versprechungen über die

Gleichheit nach der Revolution ebenso

ab wie Katastrophenvisionen Rudolf

Bahros, der über die Massenarbeits—

losigkeit den Industrialismus über—

winden will (hier liegt wohl ein Miß—

verständnis vor, d.S.). Andererseits

kann der Abwehrkampf, der sich aus

pragmatischen Gründen an der Sozial—

demokratie orientiert, nur die Neu—

auflage des regressiven Sozialstaates

erreichen; weil den regressiven Cha—

rakter des Sozialstaates immer mehr

Menschen erkennen und spüren, führt

der sozialdemokratisch geführte Ab—

wehrkampf gegen den Sozialabbau

zur Entsolidarisierung der Bevölker—

ung. Schon heute ist es so, daß ein

Teil des Wahlvolkes auf die Halb—

wahrheiten der SPD hereinfällt und

ein anderer Teil auf die Halbwahr—

heiten (??,d.S.) der CDU. Die ganze
Wahrheit würde beinhalten die Er—

kenntnis, daß die hohen Rüstungsaus—

gaben krisenauslösend sind, daß der

Sozialstaat einen regressiven Charak—

ter hat und daß die sozialen Ver—

hältnisse grundlegend geändert wer—

den müssen.

Eine freiheitliche Perspektive in und

trotz der Krise muß einerseits ebenso

einfach möglich sein, wie es der so—

zialdemokratische Sozialstaat ist, und

darf andererseits den Weg in eine

bessere (staatenlosere) Zukunft nicht

verbauen. Um den Kampf gegen den

Sozialabbau aus der sozialdemokrati—

schen Umklammerung zu befreien, muß

der Anarchismus das Abenteuer des

Reformismus eingehen, aber im Sinne

Malatestas zwischen solchen Reformen

unterscheiden, die in Wahrheit den

Herrschenden dienen und die wirkli—

che Verbesserungen für die breite

Bevölkerung bedeuten.

7.Eine Alternative: Jugendgehalt oder

Erziehungsgutscheine statt öffentli—

chem Bildungssystem

Eine Vorstellung von der Möglichkeit
einer Reform, die keine anarchisti—

sche Revolution voraussetzt, vielmehr

im Rahmen des heutigen Staates zu

verwirklichen wäre und doch in die

anarchistische (antistaatliche) Richt—

ung weist, will ich geben, indem ich

das Beispiel des öffentlichen Bil—

dungssystems aufgreife.
Anstelle des öffentlichen Bildungssy—
stems könnten Familien mit geringem
Einkommen direkte Beihilfen bekom—

men. Am besten wäre es, wenn die

Kinder und Jugendlichen ein bestimm—

tes Gehalt für eine gewisse Zeit be—

kämen und selbst völlig frei über

die Verwendung entscheiden könnten.

Auf dem Weg zu dieser freiheitlichen

Lösung gäbe es folgende reformeri—

schen Zwischenstationen:
- Anstelle des heutigen komplizierten
Verteilungssystems tritt ein einfaches

System, indem die Bezugsberechtigung
aus einer Kombination von Bruttolohn

und Kinderzahl definiert wird. Über—
dies werden die vielen verschiedenen

Berechtigungen auf mehr oder weniger
geringe Beträge zusammenge—

legt zu einem einzigen Betrag. Damit

werden die Verteilungskosten redu—

ziert, den Betroffenen kann mehr

ausgezahlt werden. Außerdem würden

alle Berechtigungen, die heute unver—

ständlicherweise unabhängig vom Ein—

kommen bestehen (etwa Kindergeld)
wegfallen.
— Anstelle des kostenlosen öffentlichen

Schul— und Universitätsbetriebes wird

der reale Preis berechnet, jedoch er—

halten Familien in Abhängigkeit von

Bruttolohn und Kinderzahl Erzieh—

ungsgutscheine. Damit wird die Sub—

ventionierung der Ausbildung der

Reichen abgeschafft.
— Anstelle des einheitlichen staat-

lichen Bildungssystems werden für

alternative Schulen und Universitäten

die Voraussetzungen geschaffen, ins—

besondere dadurch, daß Erziehungs—
gutscheine auch in anderen als den

öffentlichen Einrichtungen einlösbar

sind.

;: NHS),

wurden .

__
in England den Reichen

'

ihrer medizinischen Versorgung,

Zunehmend
müßte die staatliche Aufsicht über

die alternativen Einrichtungen ver—

ringert werden und zunehmend müßten
die Kinder selbst entscheiden dürfen,
welche Einrichtung sie besuchen wol—

len; bis hin zu der Freiheit, statt

Schulbesuch andere bildende Tätigkei—
ten mit den Gutscheinen zu finanzie—
ren (etwa Reisen).
— Am Ende dieser Reformen stünde
dann das Jugendgehalt, das der Staat

zwar noch auszahlt, womit er aber

keinerlei Aufsicht über die Verwen—

dung oder das Bildungssystem mehr

verbinden könnte. (Darüber hinaus

ginge nur noch die Revolution, die
den Staat ganz abschafft.)
Zur Finanzierung: Keiner der vorge—
schlagenen Reformschritte verlangt
mehr Staatsausgaben, als auch ge—
genwärtig für Bildung und die Unter—

stützung bei der elterlichen Erzieh—

ung ausgegeben wird. Im Gegenteil
sind diese Reformen letztlich sogar
billiger als das heutige Verfahren.
Vor allen Dingen aber sind sie so—

wohl effektiver in der Herstellung
sozialer Gerechtigkeit als auch geeig—
neter, der Verbürokratisierung entge—
genzuwirken.

8.Umverteilung von unten nach oben

am Beispiel der englischen öffentli—

chen Gesundheitsfürsorge

im letzten Ab—Genau umgekehrt als

schnitt vorgeschlagen, ist im engli—
schen Gesundheitswesen verfahren

worden. Eine Zeitlang bezahlte der

englische Staat den Armen die Arzt—

rechnungen, so wie es analog in be—

zug auf Erziehung im letzten Ab—

schnitt dargestellt wurde. Dann wur—

de der "National Health Service"(NH5)

eingerichtet. Durch ihn wird kosten—

lose Behandlung für jeden zur Verfü—

gung gestellt. Das sieht nach einer

egalitären Maßnahme aus. In der

Folge dieser Maßnahme stieg die To—

desrate von über 55—jährigen aus den

untersten Einkommensgruppen, währ—

end die Todesrate von den über 55—

jährigen der höchsten Einkommens—

gruppen sank. Offensichtlich nahm

die medizinische Versorgung bei den

Armen ab, während sie bei Reichen

zunahm. Der wichtigste unter den

Faktoren, die dieses Paradox hervor—

bringen, ist: Besser gestellte Fami—

lien, die nach der Nationalisierung
ebensoviel Geld für medizinische Be—

handlungen ausgeben wie vorher,kön—

nen einerseits die kostenlosen Dienste

des NHS als Basis benutzen und ihr

ganzes dafür vorgesehenes Geld für

private Spezialbehandlungen aufwen—

den. Arme Familien hingegen bekom—

men keine solchen Spezialbehandlun—
gen mehr bezahlt (es gibt ja den

sondern müssen mit dem Mas—

senbetrieb vorlieb nehmen, den der

NHS zur Verfügung stellt. Selbstver—

ständlich ist der NHS im ganzen teu—

rer als das vorherige Unterstützungs—
system, obwohl in den ersten zehn

Jahren nach der Einrichtung des NHS

keine neuen Krankenhäuser gebaut
Derart “schenkten" über das

regressive Steuersystem die Armen

einen Teil

wäh—

rend gleichzeitig die Qualität ihrer

eigenen medizinischen Versorgung ab—

nahm. Zugenommen hat der Vorteil

der Reichen und — die Macht der

staatlichen Bürokratie.
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Alles nichts neues, nur besser ver—

packt, oder an die Grünen, aber

nicht an deren Funktionäre

— 1873: Die sozialdemokratische

Arbeiterpartei betrachtet die

Reichstagswahlen nur als Agita—
tionsmittel und Prüfstein für die

Verbreitung ihrer Prinzipien;
jeder Kompromiß mit anderen

Parteien wird abgelehnt. (Eise—
nacher Kongreß)
— 1917: Die Revolution hat uns

damalige Parteileute wie die tör—

ichten Jungfrauen des Evangeli—'
ums schlafend überrascht.

(Mstislawski )

— 1982: Wir verstehen uns als

ein Bestandteil der außerparla—
mentarischen Emanzipationsbewe—
gungen, deren Widerstand und

Ziele wir auch ins Parlament

tragen wollen ...(Programm der

GAL Hamburg)

1995: Es war mir unmöglich zu

einer internen Sonderfraktions—

sitzung unseres ökologischen
Wirtschaftsreferats zu gelangen,
da durch einen nicht vorausseh—

baren Generalstreik sämtliche

Wege blockiert waren.

(Jo Leinen)

Einhundertzehn Jahre später — zwi—

schenzeitlich aber immer wieder mal

in Erscheinung getreten geht es um—

her im Bundesdeutschen Lande; das

Gespenst des Neoparlamentrismus.Jetzt
kommt es daher im grünen, alternati—

ven oder bunten Gewande und ver—

kündet die Mähr von der gesell—
schaftlichen Veränderung durch akti—

ves Engagement in den Parlamenten.

Schon einmal ging ein Gespenst um,

damals in Europa. Dieses wollte der

Kapitalistenklasse das Fürchten lehr—

en. Und heute ist es beim perfekten
Ausbau eines Polizei— und Überwach—

ungsstaates a la Orwell zu besichti—

gen.
Nach einer Phase der unterschiedlich-

sten Formen außerparlamentarischen
Widerstandes (von Wyhl bis Startbahn

West) taucht das Gespenst, das Par—

lament als Tribüne und Orientierung
politscher Aktions— und Durchsetz—

ungsmöglichkeiten aus dem Nebel

deutscher Nichtvergangenheitsbewäl—
tigung wieder auf.

von der

pel1tiVen
Gruppe "Libertär Autonomer
Vulkan—Ausbruch (Lava)"

Was ist das eigentlich für eine Insti—
tütion, das sie für ”uns" altanaive
scheinbar immer wichtiger zu werden

beginnt? Eine Institution die mit der
Herrschaft der Bourgeosie notwendig
wurde, um in der bürgerlichen Ge—
sellschaft die nicht homogenen Inter—
essen der Kapitalfraktion auszufech—
ten. "Um sie auszufechten, entstanden
die Parteien, die ihre Repräsentanten
und Akteure in die Parlamente ent—

sandten. So wurde das Parlament zum

Forum für alle Kämpfe um die wirt-
schaftliche und politische Macht
(Otto Rühle)
Wie kommt es, daß wir Interesse dar—
an verspüren, uns in eine Instituti—
on wählen zu lassen, die Mensch vor

nicht allzulanger Zeit sehr treffend
mit Ausbeuterparlament umschrieben
hat?

Was läßt viele zu der Überzeugung
kommen, aktiv an diesem bürgerlich
—parlamentarischen Rummel teilhaben
zu müssen, und damit subjektiv und

objektiv das bürgerlich—parlamenta—
rische System anzuerkennen. Streben
wir etwa auch, um es mit "Birne"

21ANS
voici votre
builetin de

0TE

,...‘I'

Minderjährige Hier sindEure Stimmzettel!
Plakate aus dem Mai ’“

auszudrücken nach "Herrschaft auf

Zeit"?

Wenn Mensch sich die letzten 10—15

Jahre anschaut, so waren diese immer

mehr gekennzeichnet davon, daß sich
über die unmittelbare Betroffenheit
und Erfahrung Gruppen auf regiona—
ler Ebene zusammengefunden haben,
um gemeinsam ihren Protest und Wi—

derstand zu artikulieren. Große Teile
dieser Bürgerinitiativen etc. leiste—
ten jahrelang aktiven Widerstand der

sich nach Ausschöpfung der unter—

schiedlichsten Widerstandsebenen (Öf—
fentlichkeitsarbeit , Bürgerbegehren ,

Demos, Gerichtsurteile...) punktuell
in basisdemokratischen Strukturen
auch zu radikalisieren begann. Sämt—
licher Widerstand, ob Straße oder

Petition, führte kurzfristig nicht zu

einer Verhinderung der zerstöreri—

schen Großtechnologieprojekte.
Wenn wir glauben das sich an dieser
Stelle einer von vielen Schnittpunkten
befindet: der Frust, die Resignation
vieler und eine Perspektivlosigkeit
angesichts kaum bzw. nur wenig
sichtbarer Erfolge drängen nach

neuen oder anderen Formen von Wi—

derstand. — So, und jetzt kommt sie,
natürlich wiedereinmal eine Erklärung
die wiedereinmal alles zu erklären

versucht...

Diese andere Form, wurde und wird
unserer Auffassung nach schon seit

einigen Jahren , manchmal auf

Schleichwegen , ein anderes mal ganz
offen , durch eine geschickte Umar—

mungsstrategie der Sozialdemokratie

und anderer reformistischer Strömun—

gen der Realpolitiker in Richtung
parlamentarischer, also systemkonfor—
mer Konfliktaustragung gelenkt! So

stehen jetzt schon an den Spitzen
der unterschiedlichen Initiativen die

Trittbrettfahrer der Sozialdemokraten,
zumindest aber deren Steigbügelhal—
ter. Mensch werfe nur einmal ein

paar genauere Blicke auf den BBU—

Vorstand (z.B. Jo Leinen) oder in

diverse Grüne Präsidien.

Interessant ist außerdem, das früher

der bürgerliche Parlamentarismus

noch Jahre brauchte um neuen, ihrem

Anspruch nach revolutionäre Parteien,

Spielregel aufzuzwingen und sie an—

zupassen. Heute dauert dieser Prozeß

der Verinnerlichung parlamentarischer
Sachzwänge nur wenige Monate ,

manchmal auch nur ein paar Wochen

und eine Anpassung an die sogenann—
te "Koaliationsfähigkeit", und den

"Konsens der Demokraten" findet

schon im Vorfeld statt.



Nun ja, alle geschichtlichen Ereignis——
se ereignen sich sozusagen zweimal,

das an—

stimmt
"das eine Mal als Tragödie,
dere Mal als Farce." (Marx,
aber trotzdem)
Es kann ja wohl nicht anders als

eine Farce bezeichnet werden, wenn

Petra Kelly in ihrem offenen Brief

an Willy Brandt schreibt, daß "offene
und ehrliche Gespräche nicht geführt
werden können, wenn Sie (Willy)
weiterhin meinen, daß man unserer

Absage an die Gewalt nicht glauben
kann." (FR 16.11.82)
Eine bessere Anerkennung des staat—
lichen Gewaltmonopols ist ja schon
fast nicht mehr möglich!
Läßt sich nicht hier schon fragen,
ob Mensch die neue Partei der Grünen
mit den gleichen Worten, mit denen
Otto Rühle 1920 die Sozialdemokratie
zurechtwies, einordnen kann?

"Sie kehrt ins Parlament zurück.
Sie beugt sich unter die demokra—
tische Verfassung. Sie macht Frie—
den mit der herrschenden Macht.
Sie stellt sich auf den Boden der
realen Machtverhältnisse. Sie nim—
mt teil am Werke der nationalen
und kapitalistischen Restauration.
Sie kritisiert,anstatt zu negieren
Sie opponiert, anstatt zu revo—

lutionieren. Sie verhandelt, an—

statt zu handeln. Sie schwätzt,
anstatt zu kämpfen."

Bleibt aber immer noch die Frage,
warum solche sozialdemokratischen
"Brüderküsse" auf derart offene Lip—
pen fallen.

DAS SYSTEM MACHT KEINE FEHLER,
ES IST DER FEHLER!

Diskussionen sind wir
von der Einschätzung ausgegangen,
daß das, was sich in den letzten

Jahren an allen möglichen und unmö—

glichen Ecken als aüßerparlamenta—
rischer Widerstand entwickelt hat,

grundsätzlich auf dem Standpunkt
steht, daß das System Fehler ge—
macht hat, die es zu bekämpfen gilt.
Betroffenheit/Widerstand hat sich in

dieser Logik am Beispiel unmensch—

licher Projekte einer punktuell kran—

ken Gesellschaft entwickelt.Der Blick
für die "systembedingten Notwendig—
keiten" solcher Technologien etc. war

u.E. auf breiter Ebene nicht vor—

handen. Das Bewußtsein darüber‚daß
das System keine Fehler macht son—

dern selbst der Fehler ist, konnte

sich nicht mehrheitlich durchsetzen.
Der Arzt konnte aus selbigem Grund

In unseren

dann auch nur eine Fehldiagnose
stellen. Die Verhinderung der AKWs
etc. gelang nicht, und durch die
fehlende anti—kapitalistische Grund—

einstellung großer Teile der Bürger—
initiativbewegung konnte sich in vie—
len Köpfen eine durch SPD u.a. ge—
schickt transportierte "Neue Heilme—
thode" der parlamentarisch ausge—
richtete "Widerstand" langsam durch—
setzen . Geschichtlich absolut nichts

neues, und die Sozialdemokratie
weiß ja diesmal auch, wovon sie re—

det, denn sie hat sich dieser Gehirn—
wäsche vor längerer Zeit schon selb—

st unterzogen.
Wir gehen davon aus, daß sich in
diesem Prozeß der Integration,schär—
fer ausgedrückt,des sich Integrieren
lassens, eine Menge "kaputter Bedürf—
nisse" eine wesentliche Rolle spielen
— als da wären:

* der schon angeschnittene Frustau—

ßerparlamentarischer Aktion
* die Verlockung angesichts ökonomi-

scher und politisch—persönlicher
Perspektivlosigkeit nach Sicherheit
und persönlicher Anerkennung (Sta—

tussymbol)
'

* der Glaube, keine Angst vor direk-
ter staatlicher Repression haben

zu müssen, da Parlamentsarbeit

ja legal ist
* latenter bis offener Geltungstrieb

nach Macht
* die zwar geschichtlich widerleg—

bare Hoffnung, taktisch im Rah—
men seines Engagements im Parla—
ment doch vielleicht wesentliches
verändern zu können

* die Gewohnheit,Interessen von sich

weg zu delegieren, anstatt sie
selbst in die Hand zu nehmen

* die gedankliche Verbindung/Legi—
timation sich selber gegenüber;
Macht und/oder gesellschaftliche
Anerkennung damit zu kompensie—
ren, indem Mensch sich ja vor—

macht, für humanistische Ziele ein—
zutreten. —

.

* sowie einer durch die deutsche ge—
schichtliche Kontinuität vermittel—
ten Taktik, die sich unter dem

Schlagwort der "Eroberung der

politischen Macht" zusammenfassen
läßt.

Nicht vergessen sollten wir die eige—
nen Schwierigkeiten und zerwürfnis—
se in unseren Reihen. Anarchos, Au—

tonome und Antiimps— das geht noch

auf der Straße zusammen. Ansonsten

werden die Gruppen eher immer klei—

ner, bekämpfen sich gegenseitig und

treten auf der Stelle bei der Formu—

lierung von Gemeinsamkeiten. Bisher



ist es jed'enfall's‘wnicht‘ gelungen,
über engere Scenekreise hinaus Hand—

lungsperspektiven zu formulieren,
die für breitere Teile akzeptabel wä—

ren. Vielleicht sind auch unsere Sce—

ne—Zusammenhänge derart abgedich—
tet,daß sich die Leute lieber irgend—
wo anders orientieren? ODER!!!

Nachdem wir jetzt wiedereinmal, na—

türlich mit solidarischer Genugtuung
seitenweise' alles kritisiert haben,
können wir uns beruhigt im Sessel

zurücklehnen. In der Negation alles

Bestehenden sind wir ja öfter füh—

rend. Eine Kritik der bestehenden

Versuche ist auch einfacher.

Wenn wir davon ausgehen, daß die

Parteienbildung ‚

aus den Bürgerini—
tiativen heraus gleichbedeutend ist

mit der Abkehr von direkten selbst—

bestimmten Aktionen, in diesem Falle

zur Verhinderung von großtechnolo—
gischem Wahnsinn und zweitens die

Parteienbildung das Arrangement mit

der vorgegebenen bürgerlich—poli—
tischen Ebene unter dem Verlust der

Machtmittel der einzelnen Parteimit—

glieder darstellt, so muß es uns da—

rum gehen, deutlich zu machen, wie

und auf welche Weise Mensch ohne

die Selbstaufgabe gesellschafts—poli—
tisch handlungs—,widertsands—und le—

bensfähig ist.

Ob das nach dem Satz noch möglich
ist???

Eine Partei kann keine Lebenszusam—

menhänge entwickeln oder die Viel—

falt dezentraler Strukturen, Gemein—

schaften und Arbeitsbereiche zusam—:

menfassen, im Gegenteil, sie ist,
durch ihre Struktur ein hervorragen—
des Instrument, um Leben zu regle—__
mentieren. .Soziale Veränderung, der }"
Aufbau anderer Lebensstrukturen

'

läßt sich nicht per Gesetz erlassen,
sondern der .verbürgerlichte Alltag „;
muß von jedem selbst,soweit es sein ,33."_ü';-ai
Bedürfnis ist, enteignet werden.

"DIE FAST UNLÖSBARE AUFGABE BE—

STEHT DARIN, SICH WEBER VON DER

MACHT DER ANDEREN NOCH VON DER

EIGENEN OHNMACHT DUMM MACHEN ZU

LASSEN .

" (Adorno)

Dies erfordert, und das sollten wir

Wirtschaftswunderkinder auch mal

auf die Reihe kriegen,die ganze Per—

son. Egal in oder auf welcher Stufe

unserer Gesellschaft sie lebt und

vielleicht auch Widerstand leistet.

Denn wir leben in dieser Welt nicht

zum Vergnügen, weil diese Welt uns

um alle Vergnügungen bringt und

es kann folglich nur darum gehen,
alles das zu beseitigen, was uns da—

ran hindert, ganz zu leben.

Das richtige Leben in einer fälschen—

den Gesellschaft ist genauso unerträ—

glich wie ein fälschendes Leben in

einer richtigen Gesellschaft. Beides,
das Leben und die Welt, müssen ver—

lassen und neu erfunden werden. Da—

zwischen bleibt keine Wahl. Bisher

konnten wir unsere Kräfte nur unter—

schiedlich erproben, es kommt aber

‚darauf an, sie zu gebrauchen, will

man sie nicht weiterhin nur ver—

schieden interpretieren, wie bisher.

Bye—Bye,kleines Glück!

Fahr zur Hölle, Gleichlauf!

Erledigt die synthetische Zeit!

Bombardiert die Vororte des Schlafs!

Sprengt die City des Traumes!
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Hinter jeder Utopie verbirgt sich im—

mer auch die Vorstellung von einem

Territorium; allerdings ist dieses

Territorium nicht "hier" —— es ist ein

Gebiet weit entfernt, auf Abstand von

der unmittelbaren Realität, räumlich

wie auch zeitlich.

Zeitlich, wenn die Utopie die Vergan—

genheit wie etwa das Goldene Zeital-

ter zurückfordert, oder in Hoffnung
und Treue auf die Zukunft setzt.

Räumlich, wenn sich die Utopie auf

ein Land oder eine ferne Insel be—

zieht, eine Räumlichkeit, die mehr

oder weniger unbekannt oder imagi—
när ist. Die große geographische Ent—

fernung, die die Eigenschaft inselar—

tiger Isolation beinhaltet, ist die

beste Garantie für die mögliche Exi—

stenz der Utopie. Die Werke von Marc

und Campanella spiegeln dieses Her—-

kommen und diese Auffassung wieder.

Während jedoch die zeitliche Uto—

pie mehr oder weniger zur idealisier-

ten Geschichte wird, sieht die räum—

liche Utopie von jeder kausalen Ge—

schichtlichkeit ab. Durch die Entfer—

nung und das Exotische, welche sich

daraus ergeben, läßt sich die zwin—

gende Beurteilung jeglichen Vorgangs
vermeiden: oder die Utopie dient da—

zu, gegenüber den unabwendbaren

Gesetzen die Veränderung zu provo—

zieren.

Dieser nur scheinbar 'historische'

Charakter der räumlichen Utopie, un—

abhängig von aller Prozeßhaftigkeit
und Kausalität, erklärt den großen
Reiz, den das vorgestellte Bild eines

weit entfernten "gelobten Landes" auf

die menschliche Seele ausübt.

Die Emigration ist immer eine Art

von Flucht gewesen aus der histori—

schen Bestimmung in die mögliche
räumliche Utopie, ohne sich der An—

strengung unterwerfen zu müssen ,

die Umgebung in der man lebt, einer

umwälzenden Veränderung zu unter—

ziehen. Jede menschliche Existenz ist

eine potentielle Emigration. '.leder

Mensch nähre insgeheim den Traum

Fernando AINSA ist ein

scher Schriftsteller, der im Spanien
des Bürgerkriegs geboren wurde und

später einige Jahre in Paris lebte.

Der Titel seines zuletzt veröffentlich—

ten Buches lautet: Los buscadores

de la utopia (Die die Utopie suchen).
Der vorliegende Beitrag wurde 1981

während des UTOPIE —- KONGRESSES

in Mailand als Beitrag gehalten.

Uruguayi—
"

oder die Utopie des 'gelobten Landes'
— schrieb Salim Abou (l) -— die Utopie
von einem Ort, an dem sich ohne

Hindernisse einfach aussteigen lasse,
um zu "sein" oder auch nur um zu

meinen, einfach zu "sein"; von einem

Ort, an dem die eigene persönliche
und kulturelle Entwicklung ohne

Zwang stattfinden könne.‘

Das Verlangen und die Sehnsucht,
eine riesengroße Distanz zwischen

den Ort des täglich vertrauten Wohn—

Sitzes und den entfernten utopischen
Raum zu setzen , ist verknüpft mit

der menschlichen Situation der Be—

klemmung , welche keine andere Mög—
lichkeit zur Flucht aus dem eigenen
geschichtlichen Kreislauf sieht.

U T () Pl E

GELOBTES

LAND,

EMIGRATION

und

EXIL

ZU DEN PROBLEMEN

VON AUSWANDERERN

von FERNANDO AINSA

Dieser Kreislauf oder Umstand kann

entstehen aus der unterdrückenden

Atmosphäre des Dorfes , aus der

strengen Tradition der Familie, durch

Armut oder Tyrranei im Lande; durch

das Schema der untergeordneten Klas—

sen oder durch intollerante Religio—
nen. Im Grunde handelt es sich im—

mer um eine Flucht, mit einer kraft—

vollen Gebärde und entschlossen ,

über die Grenzen der eigenen kleinen

Existenz hinauszugehen, deren Linien

vorgezeichnent sind; oder sie kristal—

lisiert sich als Ausstieg aus der

sozialen Schicht zu der man gehört,
— um den Weg in das unbekannte

Land zu betreten, in dem eine Form

dessen konstruiert werden soll, was

das verweltlichte Paradies auf Erden

wäre.

In einer solchen Situation idealisiert

der Emigrant das erwählte Land im—

mer — selbst wenn er es nicht kennt.

Er hat in Verbindung mit jenem Ort

immer die Zufriedenheit und das

Glück gesehen, was er hier nicht

antrifft. 'Kein Prophet ist in der

Heimat anerkannt' , besagt eine

Volksweisheit, und gerade dies er—

klärt auch den Wunsch zu emigrieren.
Oft hängt er zusammen mit der Be—

reitschaft zu Abenteuer, Risiko, der

Illusion eines besseren Lebens. So

kann das "gelobte Land" für einen

Bauern, der einer reaktionären Aus—

beutung unterworfen ist, die Groß—

stadt sein; oder es kann ein entfern—

tes Land sein, von welchem durch

andere Menschen erzählt wird ( und

zwar ebenso subjektiv, wie die Ereig—
nisse von den jeweiligen Individuen

auch subjektiv aufgenommen werden).

Oder es ist ein absolut unbekanntes

Land, in dem "alles möglich ist",

das Land der unbegrenzten Möglich—
keiten, in das der Emigrant sich

seine Wünsche und Hoffnungen nach

Maßgabe der Realität einschmieden

kann.

Übersetzug aus dem Italienischen:

Roland Meerbrey
Überarbeitet von Friederike Kamann

fi——_
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Durch den Entschluß zu emigrieren
entsteht im Grunde unverzüglich im

einzelnen Menschen ein Riss, gemischt
mit unverhältnismäßig hohen Hoffnun—

gen auf die Wende in dem neuen

Territorium. In der Regel kommt der

Emigrant aus der Misere, aus Unter—

drückung und Kargheit (Armut) und

geht in ein "Land der Zukunft", ein

"Schlaraffenland", ein "Paradies",
so wie es die Emigranten nach Kana—

da, den Vereinigten Staaten, nach

Argentinien oder nach Brasilien be—

zeugten.

Diese Idealisierung des "gelobten
Landes" kann den Charakter einer

Religion annehmen, wie die Emigra—
tion d_es hebräischen Volkes unter

Führung von Moses in der Bibel

zeigt, oder den Charakter einer

Offenbarung , wie die Legende, die

am Anfang dieses Jahrhunderts in

den armen Gemeinden des östlichen

Polens kursierte. Dort wurde gesagt,
daß die Jungfrau Maria für die pol—
nischen Bauern den Nebel, der die

Erde von Paranä bedeckte, aufgelöst
hat und damit dieses entfernte Stück

Erde für sie in ein Paradies verwan—

delt habe und ihnen bestimmte. (2)

EMIGRATION UND EXIL

Der Emigrant setzt mehr oder weniger
freiwillig auf dieses "gelobte Land".

Im Unterschied zu dieser Einstellung,
auf das Ungewisse und das Abenteuer

zu setzen, hat der politisch Ver—

bannte keinerlei Alternative als sich

ein anderes Land auszuwählen, um

sich der Verfolgung zu entziehen,
oder der Gefangenschaft oder gar dem

Tode, welcher ihn in seinem Land

erwarten könnte.

‚ .

»'/'45.“‚
«vH/%

Der Emigrant sucht ein "gelobtes
Land" — der politisch Verbannte oder

Verfolgte läßt die Hoffnung zurück,

mit welcher er sein eigenes Land in

Richtung auf seine Utopie formen

wollte oder zu verändern suchte.

_
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Die Einen sind motiviert durch den

Glauben in die Zukunft, die anderen

in das was sie hatten und was war.

Der Emigrant sucht die Utopie im

Raum, der Verbannte suchte sie in

der Zeit und wurde dabei niederge—
schlagen. Darum haben der Emigrant
und der Verbannte eine unterschiedli—

che Einstellung bei ihrer Ankunft

in dem "gelobten Land".

Jedoch und trotzdem — die anfänglich
unterschiedlichen Einstellungen, die

offene Hoffnung für den Emigranten,
die bittere Niederlage für den Ver—

bannten, beide neigen dazu, sich

Stück für Stück miteinander zu ver—

mischen- DIE ENTTÄUSCHUNG
In dem gelobten Land angekommen
findet der Emigrant ständig Hinder—

nisse, genauso wie der Verbannte:

Sie bekommen beide die Ablehnung
der Gesellschaft zu spüren, welche

sich schon lange vor ihrer Ankunft

dort gebildet hatte und von der sie

immer ausgeschlossen bleiben, bis

sie nach einigen Generationen durch—

lässig wird.

Die Enttäuschung darüber ist mehr

oder weniger abgestuft, — muß der

Emigrant doch seine bisher erlebte

Wirklichkeit mit seiner "Neuen Welt"

und seinen Träumen und Hoffnungen
vergleichen. Diese Enttäuschung
nähert sich der des Verbannten an.

Die Welt, in der beide gelandet sind,
— für wieviele Möglichkeiten sie auch

offen schien —, ist immer schon von

anderen bevölkert, die sich schon

lange vor ihrer Ankunft dort nieder—

gelassen hatten. Eine andere Spra—
che,. andere Gesetze, andere Klei—

dung, eine andere Kultur, ein ande—

res Klima, andere Dimensionen — die

Eigenschaften anderer Zeichen ist

unvermeidlich die erste Enttäuschung.

= Beide , Emigrant
= ihrer Unfähigkeit ,

oder danach

sie neigen dazu,

und politischer
die Utopie in ihre eigene gebürtige Welt,.

in die

in die Nostalgie; deutlicher formuliert:

Kleinigkeiten aus der vergangenen
lität wiederherzustellen und festzuhalten.

Ethnische Quartiere in den Großstädten,
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Die Spannung zwischen den ver-—

schiedenen Kulturen ist für alle Aus—
wanderer bezeichnend, verdeutlicht
etwa im 18.—19. Jahrhundert im jung-
fräulichen Amerika anhand der Kämp—
fe gegen die farbigen Eingeborenen
oder anhand der Auseinandersetzun—

gen zwischen den Puertoricanern und

Iren um den Lebensraum in der West

Side von New York, oder auch am

Beispiel der algerischen Arbeiter in

Paris "banlieu".

In diesem ersten Ringen verwirren
sich Emigrant und politischer Flücht—

ling. Beide versuchen, sich in der

neuen Realität einzuordnen; aber kei—
ner gibt sich die Mühe, sich von

der eigenen kulturellen Identität zu

lösen.

Ihre Welt —

so sagte bereits Sa]im

Abou — teilt sich in zwei Gebiete:

hat der Emigrant einmal seine ur—

sprünglichen emotionalen Beziehungen
des familiären Kreises und seiner

ethnischen Gruppe verlassen, so wird

nun die Gemeinschaft als eine Neben—

sächlichkeit angenommen, und enthält

für ihn nur noch Bedeutung in Bezug
auf geschäftliche Angelegenheiten.
Ausgehend von dieser Trennung be—

gnügt er sich bei dem Einlassen auf

das neue Land mit Modellen zu Fra—

gen des politischen und öffentlichen

Systems und bewahrt daneben unver—

sehrt die Art und Weise seines ererb—

ten Denkens und Fühlens aus der ur—

sprünglichen Kultur.

Das was er in der familiären und

ethnischen Umwelt sucht, ist eine

effektive feste Stütze, welche es ihm

erlaubt, ohne viel Beklemmung den

ablaufenden Konflikt in Angriff zu

nehmen. Im Gegensatz dazu ist es

aber dringend erforderlich, diese He—

rausforderung anzunehmen, um für

eine neue Kultur aufgeschlossen zu

werden, gerade wenn er sich in einer

inneren Zuengssituation befindet. (3)

Flüchtling, neigen mit

“neue Welt" einzuarbeiten, zur Flucht

Rea—

von Chinesen, Ita—

.. lienern, Afrikanern, Arabern vereinigen sich zu "Klein Ita—

Anmerkungen :

"

lien", China Town, zu Ghettos, zu "medine", oder zu Sied—
(1) Sa]im Abou, Mito y realidad en .-- lungen in deren Name sich der ihrer ursprünglichen Städte
la emigration (Mythos und Realität

_

wiederholt — Barcelona, Valencia, New York, Neu Granada
in der Emigration), in: Culturas, _oder umfassen ganze Gebiete, Länder, Plätze, welche dann
Vol. II, N 2, UNESCO, Paris 1980,S.80
(2) W.I.Thomas/Z.Znaniecki‚ The Po—
lish Peasants in Europe and America,
New York 1958, 8.147
(3) Sa]im Abou, Analyse d‘une accul—
turation (Analyse der kulturellen An—

gleichung)fl_in:y_g__Etudes, 1978, S 366

utopische Namen tragen: Florida, Antillen, Brasilien, Peru,

Lateinamerika, Puerto Alegre, Ciudad Paraiso, Puerto

Eden.Die spanischen Zentren vermehrten sich mit einer das

Herz zerreißenden Rückwärtsgerichtetheit in dem Teil Arne

rikas, in dem die spanischen Asylanten aufgenommen wur—

den, ebenso wie die Zentren von Uruguay, Argentinien oder

Chile sich jetzt in den europäischen Ländern vermehrten,
welche die Sturzflut von Flüchtlingen aus Lateinamerika

unlänst aufnahmen.

“



Alle versuchen, auf diese oder jene Art in der neuen Ge—

sellschaft etwas aus ihrem Heimatland zu erhalten, um

nicht, wenn sie schon anders und unterschiedlich sind,

ständig das Gefühl der Feindseligkeit und völligen Fremd—

heit spüren zu müssen.

So ist es in beiden Fällen: wenn die Utopie "dort" nicht

möglich war (Flüchtling) oder ”hier und jetzt" nicht mög—
lich ist (Emigrant). Da bleibt nicht anderes übrig, als

der Versuch der Integration. Aber — 'die Integration geht
ihren Weg nur über die Neutralisierung der Enttäuschun—

gen" ASYL

Die Neutralisierung der Enttäuschung ist für den Asylan—
ten sehr viel schwieriger, weil der Emigrant stärker moti—

viert ist, sich an die Wahlheimat anzupassen. Er ordnet

sich stärker zu und ist stärker bereit, sich durch die Sit—

ten und Gebräuche der Wahlheimat verführen zu lassen.

Für den Asylanten dagegen ist der Verzicht auf sein ur—

sprüngliches Projekt der Utopie, wegen dessen Niederlage
er in das Exil gedrängt wurde, in aller Regel seht hart.

Der Asylant flüchtet sich in ein kulturelles und politisches
Ghetto, in welchem er die ihn umgebende Gemeinschaft ab—

lehnt. Er flüchtet sich damit in eine unbewegliche Ge—

schichte in der Zeit (in die Zeit der Niederlage des utopi—
schen Projekts und des Zerreißens seiner ursprünglichen
Umwelt) und er verzichtet auf neue Projekte in dem Land,

das ihn aufnahm. weil er ständig die Hoffnung besitzt,
daß alles an was er glaubt in seinem Ursprungsland doch

noch möglich wird und seinen Vorstellungen entspricht.
Diese Hoffnung, daß alles wieder so wird, wie es einst

sein solte, ist dieselbe, wie sie für den ausgewiesenen
Serben oder Bulgaren existiert, der die alte abgelegte Mo—

narchie zurückwünscht. So auch für den spanischen Flücht—

ling, der 40 Jahre lang auf den "bevorstehenden" Sturz

von Franco gewartet hat. Oder für den Chilenen, der immer

dann mit Inbrunst von dem Zusammenbruch des Pinochet—

Regimes träumt, wenn er eine kurze Zeitungsmeldung in

fremder Sprache liest.
_

Die Enttäuschungen zu neutralisieren, zu integrieren, ist

nur möglich zu Lasten von vielen Zugeständnissen, die da—

durch das letzte Stückchen Bezugnahme auf die Utopie ver—

lieren. Trotzalledem, wie sehr sie sich auch integrieren
und einlassen, der Emigrant und der Asylant können sich

dennoch nie voll und ganz akzeptiert und von der "neuen

Welt" anerkannt fühlen. Hinter allen Ereignissen steht im—

mer der Zustand des "Fremden", offen und verdeckt wahr—

zunehmen an einer Geste, durch den unvermeidlichen Ak—

zent, durch das Wissen über die Unmöglichkeit, in be—

stimmten Kreisen akzeptiert zu sein, selbst wenn die

gleiche Interessenlage vorhanden wäre.

DIE ZWEITE GENERATION

Der einzige Weg, diesen Zustand zu ändern, wäre über die

Kinder des Emigranten oder Asylanten möglich, denen sie

diese neue Heimat geben. Die Kinder wissen nichts von dem,
verlorenen Land, sie glauben auch nicht daran, in einem

Land der Utopie geboren zu sein. Diese zweite Generation

wird "natürlich" in die neue Gesellschaft eingegliedert.
_

Aber auch dieser Vorgang läßt sich nicht ohne Schwier1g—
keiten verwirklichen. Die Kinder der ausländischen Eltern

— Emigranten oder Asylanten
— müssen, um voll und ganz

Kinder der Gemeinschaft zu sein, in welcher Sie geboren
wurden, zu dem richtigen Zeitpunkt mit dem familiären

Milieu brechen, d.h. mit der Tradition, die diese charak—

terisiert. Durch diese Revolte entsteht ein neuer Riss.

Die Zerstörung der Vergangenheit der Eltern, die absolute

V8rniChtung der Utopie ihres 'Vater'—Landes ist der‘ Preis f

für eine Integration der Kinder. Daß die Suche nach der

zeitlichen oder geschichtlichen Utopie der einen, oder die

Bewegung der Völkerwanderungen der anderen negiert wird,

ist eine Tatsache, vor der man nicht die Augen verschlies—

sen kann. Die Utopie ist folglich weitjentfernt von den

Lebenszusammenhängen der Kinder in der neuen Gesell—

schaft. Die Völkerwanderungen der Eltern in den geogra—

phischen Räumen muß sich fortsetzen in den geistigen Raum

der Kinder. (4) ‚

AUF DEM WEG IN EINE OFFENE KULTUR

Im allgemeinen ist es aber so, daß Utopie des ursprünglich
die genannten es als einen Bruch Landes oder des gelobten Landes ge—

und nicht als eine Form von Metamor— sehen werden. sondern in einem Licht

phose betrachten; dennoch, der Ver— der viel bescheideneren

lust der ursprünglichen kulturellen welche aber weitaus mehr offenbaren

Identität bringt eine Bereicherung und fühlbar machen: Der Vermischung
der neuen Gemeinschaft hervor. Die der Kulturen.

Alternative einer pluralistischen Kul— Die Kulturvermischung
tur und der Unterschiedlichkeiten "geschlossene Gesellschaft"

kann sich nur positiv und vor allem offenen sozialen Gemeinschaft

schwungvoll auswirken. im Gegensatz zur reinen Überlagerung
Die Emigration und das Exil dürfen der Zivilisationsformen

nicht ausschließlich im Licht der eine gegenseitige
bedeutet sie

innere Durchdrin—

gung von Erscheinungsformen des

Fortschritts wie auch von Mißständen.
Ist im ersten Fall (der reinen Über—
lagerung) ein Mißstand einmal vor—

henden, so bedeutet das nichts an—

deres als eine Beseitigung des dyna—
mischen Elements von Kultur und Ge—
meinschaft.

Wenn auch ein solches Endergebnis
weit von dem ursprünglichen Vorsatz

entfernt ist, so darf diese Situation

niemals ein Motiv sein, mit dem man

neue mögliche Utopien aufgibt.
Nur dank der permanenten Präsenz

von Utopie kann das dynamische und

notwendige Spiel der Dialektik zwi—

schen Mythos und Realitätfortgesetzt
werden.

Wieviele Kinder von in Amerika im

Exil lebenden Spaniern Sind heute

aus Lateinamerika verbannt und leben

in Europa im Exil?

Wieviele Kinder von diesen Kindern

sind freiwillig oder gezwungenermas—
sen auf der Suche nach neuen Szene—

rien der Zukunft im Bereich der Um—

pie?
Emigration und Exil haben die

menschliche Geschichte gestaltet;
Emigration und Exil werden auch

weiterhin die Geschichte der Utopie
gestalten.

Anmerkungen:
___—

(4) Jedoch ist es erforderlich, zu

erwähnen, daß wenn die Nabelschnur

der Vereinigung mit den Eltern ein—

mal gerissen ist, die Kinder der neu—

en Welt ihre "ursprüngliche" Welt

zu idealisieren beginnen. Diese Idea—

lisierung kann bis zur Übernahme
einer Form von Utopie gehen, welche

die genannten Räume vertauscht.
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DISKUSSION:

’Nationale’ contra ’Personale’

IDE NTITÄT

Im Namen des Volkes
_ _

den Staat infragestellen? Von Henning E10hberg

Das Verhältnis von Theorie und Prax—
le ektuelle Exekution PobthUm_

is war immer ein Problem. Und bleibt Immerhin entwickelte Friedrich Lud—

es auch. wig Praxis. Er rief Jugendliche zu

Theorie: Wir sind antiautoritär. Wir wilden Spielen auf die Hasenheide

richten uns nur nach dem eigenen vor der Stadt. Sie sangen freche Lie—

Kopf und unterwerfen uns nicht der der, und er hielt aufmüpfige Reden.

Logik anderer. So weit, so gut. Zeitweilig paßte das einigen Leuten „_

Praxis: Da lebt vor Jahren ein Mann ins Konzept, weil es gegen die fran—

namens Friedrich Ludwig.
— Was ist zösische Besatzungsmacht ging. Nur

über ihn zu berichten? Im bürgerli— so lange. Aber als der Krieg vorbei

chen Leben war er Ziemlich geschei- war, war für die Studenten seines

tert, weil unangepaßt, nicht nur im Umreises die Sache noch keineswegs
Examen. Mit den Herrschenden, den vorbei. Darum wurden seine Übungen
Fürsten und ihren Staaten, lag er auf der Heide verboten, er kam ins

überquer und hatte es mehr mit dem Gefängnis, der Kontakt mit der jun— ._

Volk. Das Volk sollte sich auf sem gen Generation wurde ihm über Jahr—

Eigenes besinnen (das "Volkstum"). zehnte hin unterbunden. Das war das

und das War sicher nicht das, was Ende vom Spiel. (Was später kam,
die Höfe mit ihrer französich gepräg— waren andere Verhältnisse.)
ten Kultur ihm vorhielten. Volk und Nun war auch im SCHWARZEN FADEN

Herrschende, Fremdes und Eigenes etwas über jenen Friedrich Ludwig
— was es im einzelnen mit dem einen Jahn zu lesen. Ohne Einschränküng
wie dem anderen auf sich hatte, dar— Negatives. Woher kommt das?

über besaß Friedrich Ludwig keine Einige Leute, die zu Jahns Zeit we—

sehr klaren Vorstellungen. Aber wer niger Praxiswirkung hatten, aber

hat das schon? Und wer soll beurtei— dafür bemerkenswerte, auch theore—

len, was "klar" ist? Wer 3011 gar tisch anspruchsvollere Literatur pro——
heute beurteilen, was damals "klar" duzierten, hatten einige Einwände

war? gegen ihn. Dazu hatten sie ein gutes
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Recht. (Die Personenbeschreibung ge—

gen den "ungewaschenen Flegel" hat—

ten sie allerdings mit der monarchi—

schen Reaktion gemeinsam.) Darunter

war Heinrich Heine. Seine Einwände

gegen Friedrich Ludwig Jahn waren

zum Teil begründet, aber es zeugte
nicht gerade für nichtautoritäres

Denken, würde man ihn einfach ab—

schreiben. Rudolf Rocker hat dann

Heines Beurteilung übernommen. Auch

er hatte dafür Gründe, aber wieder

ganz andere als Heinrich Heines.Dür—

fen wir nun heute Rudolf Rocker fol—

gen? Im SCHWARZEN FADEN meint

man: ja, und zwar — nicht gerade
antiautoritär gedacht —, weil Thomas

Mann, Albert Einstein und Bertrand

Russel Rockers Werk "hochgelobt" hät—

ten. Nun sind diese alle nicht gerade
als Kenner der Verhältnisse des Frie—

drich Ludwig Jahn berühmt. Dennoch

schreibt Horst Blume im Schwarzen

Faden bei Rudolf Rocker ab, was die—

ser von Heinrich Heine hat, und ver—

kürzt damit abermals. Im Ergebnis
wird daraus eine erneute Exkommuni—

kation des Friedrich Ludwig Jahn,
interlektuelle Exekution im nachhin—

ein. Ein Mann mit falschem Bewußt—

sein — punktum.

Denken mit dem

eigenen Kopf

Wie gesagt: theoretisch folgen wir

dem eigenen Kopf. Aber praktisch
wird verfahren nach dem autoritären

Muster: Zitat einer Autorität — abge—
sichert durch Autoritätsverweis —,

die von einer weiteren Autorität et—

was übernommen hat.Denken mit frem—

den Köpfen, und fertig ist der histo—

rische Verriß.

Offenbar ist es nicht so leicht mit

dem Anarchismus, sobald er vorgelebt
werden soll. Es ist leicht, den nati—

onalrevolutionären Zeitschriften und

Gruppen Verbalradikalismus, unkriti—

sche Übernahmen (aus fernen Befrei—

ungsbewegungen) und mangelnden
Praxisbezug anzukreiden. Das ist

übrigens auch meine eigene Kritik.

Aber es wäre doch überzeugender,
wenn darüber die eigenen Unzuläng—
lichkeiten nicht vergessen würden.

Übrigens kann man gerade das als

einen Beweis für Stringez der anti—

autoritären Kritik ansehen: Wenn das

sogar Anarchisten passiert . . . ! Umso

mehr Grund, auf der Hut zu sein.

Nur noch dies zur oben zitierten

Sache bzw. Person: Die Urteile über

Friedrich Ludwig Jahn — einschließ—

lich solcher Aussagen Heinrich Hei—

nes — finden sich in Einzelheiten dis—

kutiert in meinem Aufsatz"Rekonstruk—
tion eines Chaoten. Die Veränderung
des Jahnbilds und die Veränderung
der Gesellschaft" in Band 4 (1978)
der Zeitschrift "Stadion", S. 262—291.

Über Jahn als Antipädägogen schrieb

auch Wilhelm Hopf: “Turnte Turnvater

Jahn? Spielerziehung als Antipädago—
gik" in "Päd.extra" Nr.11/1978.
Soviel nur nebenbei. Aber manchmal
—- da kann man Eure Kritik des Ka—

derjargons nur unterstreichen — ist

die Nebensache eigentlich die Haupt—
sache.

Unser *

Liieräiur
—unél andere Medien— (

Kaiötl o g 1383 C84)
&

2’féi \

M1.
Anare Medien f\;.\\.I‘
Mühle 2 8
5210 Gummersbach 51

„)(
zur Auseinandersetzung mit Theorie und Praxis anarchistischer

(freiheitlicher) Gesellschaftskritik und ökonomisch/sozialer
Verwaltungskonzepte ist soeben erschienen

in Briefmarken bei uns erhältlich

Vom hoffentlichen
Ende der taktischen
Diskussion

Dennoch zur Hauptsache. Insofern

es um das Verhalten zwischen Anar—

chie und Nation geht, wären die Dis—

kussionen zwischen Nationalrevolutio—

nären und Anarchisten um 1930 ein

spannendes Thema zur historischen

Rekonstruktion verschütteter Möglich—
keiten oder Unmöglichkeiten. Soweit

ich die Diskussion jener Jahre jen—
seits von "links" und "rechts" kenne,

handelte es sich stets darum, die

andere Seite taktisch zu umarmen.

Wie Euer Zitat von Ehrich Mühsam

zeigt ("Wir wollen dabei nicht ihre

Ideen vertreten, sondern unsere...").
waren auch reflektierende Anarchisten

vom Lagerdenken ("ihre" — "unsere")

und von taktischer Vereinnahmung
nicht so weit entfernt. Die damaligen
Nationalrevolutionäre waren es sicher

nicht.

Weder

noch

die Anarchisten jener Jahre

jene Nationalrevolutionäre be—

stimmen jedoch heute noch die Dis——

kussion. Es wäre gespenstisch, wenn

ihre Art des Gesprächs wieder aufle—

ben würde. Das gilt gerade auch für

die Friedensbewegung, wo heute am

ehrsten vergleichbare taktisch—strate—

gische Erörterungen über die nationa—

le Frage auftauchen.

Was stattdessen? Worum geht es ei—

gentlich heute bei der Frage zwischen

Nation und Anarchie, zwischen natio—

naler Identität und antiautoritärer

Praxis?

Vom Widerspruch:
Volk oder Staat

Der SCHWARZE FADEN

Klönnes These, es gebe einen nach—

weisbaren, engen und notwendigen
Zusammenhang von Nation und Aufbau
des bürgerlichen Staates seit dem

frühen 19. Jahrhundert. Aber genau
das steht in Frage.
Die Gegenthese ist: Kern der nationa—
len Frage im Zeitalter der demokrati—
schen Revolutionen war die Gegenein-

zitiert Arno

G regen 1 ‚00 DM

andersetzung von Volk und Staat.
Der innere Aufbau des bürgerlichen
Staates vollzog sich im Zeichen des

Patriotismus, eines "vaterländischen"

Integrationsbewußtseins, das aus dem

Absolutismus übernommen und bürger—
lich——demokratisch aufgefüllt wurde.
Patriotismus war staatsbezogen, aber
hinsichtlich des Volkes indifferent.
In den 1970er Jahren konnte daran
eine "patriotische" Sozialdemokratie

anknüpfen mit Parolen wie "Weiter
arbeiten am Modell Deutschland" (ge—
meint war die BRD) oder "Deutsche,
wir können stolz sein auf unser

Land". Der Nationalismus ergab sich
im Kontrast dazu aus einer Konflikt-—

erfahrung, und zwar in der Regel
aus einer Opposition gegen den beste—
henden Staat oder bestehende Staaten.
Im Namen des Volks wurde im Vor—
märz der Staat infragegestellt.

Für Anarchisten wie Michail Bakunin
war es daher gegeben, die Brücke
zu schlagen zwischen der antistaat—
lichen Revolution des Sozialismus und
der nationalen Revolution der unter—
drückten Völker. Seine Schrift aus

dem Revolutionsjahr, "Aufruf an die
Slawen" (Köthen 1848), enthielt einen
"flammenden" Aufruf zugunsten der
nationalen Befreiung :

"
. . . aufgelöst

das preußische Reich..., aufgelöst
Osterreich, dieses aus verschiedenar—
tigsten Nationalitäten durch List,
Gewalt und Verbrechen zusammenge—
knetete Ungetüm —

aufgelöst das tür—
kische Reich..., aufgelöst endlich

das russische Reich, auf daß die
drei in ihm geknechteten Nationen
— Großrussen, Kleinrussen, Polen,
sich selbst zurückgeben, ihren übri—

gen slawischen Brüdern die freie
Hand reichen."
Da ist mehr offen,
leicht gedacht hat

als mancher viel—

Bakunins Aufruf mag
— im Licht sei-

ner späteren Tätigkeit, die die nati—

onale Frage nicht allzu hoch bewerte—

te — vielleicht nicht ganz glaubwür—
dig klingen (vielleicht ähnlich wie

Otto Strassers Annäherung 1931 an

Rudolf Rocker?). Aber er war doch

mehr als eine anarchistische Anbie—

derung an die nationale Revolution
der Völker. Es lag eine Logik darin:

Volk gegen Staat. Und er erwies sich

als realistischer als die gegen ihn



gerichtete Polemik von Friedrich En—

gels, der im Namen eines strikt ana—

tionalen Marxismus das nationale Pa—

thos Michail Bakunins für reines

Fantasieren hielt. Die spätere Ent—

wicklung gab Bakunin recht, nicht

Engels. (Einzelheiten zu dieser Kon—

troverse bei Roman Rosdolsk'y: Zur

nationalen Frage. Friedrich Engels
und das Problem der "geschichtslo—
sen" Völker. Berlin 1979, S. 145—69.)

Das ist nicht nur von historischem

Interesse. Der Widerspruch zwischen

Volk und Staat kann auf einer ganz
neuen Ebene zukünftig Bedeutung er-

halten: in einem sich anbahnenden

Totalitarismus des 21. Jahrhunderts.

Herrschaftsstrukturen , multinationale

wirtschaftliche Macht und technologi—
sche Apparaturen wachsen in fast

unglaublichem Maße zusammen . In

der westdeutschen Bundesrepublik
weisen Flick (Konzerninteresse als

Inhalt staatlicher Politik), flächen—

deckende Observation des BKA (zu—
nächst zu Schutz amerikanischer Ge—

nerale) und ein Archipel aus befes—

tigten Atomfabriken auf eine neue

Synthese voraus, integriert vom Nato—

Bewußtsein nuklear geschützter Frei—

heit. Die nationale Identität des be—

troffenen Volkes aber liegt quer zu.

Es gibt also noch einige Nüsse

zu knacken für die alternative Linke,
und die nationale Frage ist ziemlich

hart. Aber antiautoritäre Sozialisten

bringen dazu wohl eher Voraussetz—

ungen mit als die staatsfixierte Lin—

ke dieser oder jener Art. Und dazu

gehört möglicherweise, neben staats—

konservativer Sozialdemokratie und

Staatskommunismus, auch etliches von

dem, was sich heute als "nationalre—

volutionär" versteht und an den Eta—

tismus der Zwischenkriegs—Nationalis—
ten anknüpft.

Die Hauptwidersprüche der nationalen

Frage auf dem (bisherigen) Höhe—

punkt der standartisierenden Indus—

triekultur sind jedenfalls noch offen.

Vielleicht heißen sie so: Volk oder

Staat? Identität oder Entfremdung?
Vielfalt oder Uniformität? Autonomie

von unten oder Herrschaft von oben?

Regionale Demokratie oder rationelle

Expertokratie? Anerkennung der Staa—

ten oder Nichtanerkennung(einschließ—
lich BRD und DDR)? Zentralisation

oder Balkanisierung für jedermann?

‘ Eine nationalrevolutionäre
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STATUS QUO ODER REVOLUTION

Antwort

auf Horst Blume

Vorbemerkung

Dieser Artikel unterscheidet sich von

anderen Kritiken und Kommentaren

aus dem Bereich der Linken vor allem

dadurch, daß er sich um eine faire

und sachliche Analyse bemüht und

nicht in die ansonsten oft übliche

Neofaschismus—Hysterie verfällt, wenn

von Nationalrevolutionären die Rede

ist. Dennoch sind dem Genossen eini—

ge schwere Fehler bei seinen Ein—

schätzungen und Wertungen unterlau—

fen, auf die nachstehend aus natio—

nalrevolutionärer Sicht eingegangen
werden soll.

RÜCKBLICK
Dankenswerterweise zeigt H. B. beste—

hende Kontakte zwischen Anarchisten

und der Strasser—Richtung der Wei—

marer Zeit auf und beleuchtet damit

ein Kapitel, das im Bewußtsein der

meisten Linken überhaupt nicht prä—
sent ist. Ausgerechnet diese Kontakte

jedoch als Beispiel für die Fühlung—
nahme von Anarchisten und National—

revolutionären jener Jahre anzuführ—

en, ist etwas weit hergeholt. Denn

die Strasser—Richtung ("Revolutionäre
Nationalsozialisten") lässt sich ange—
sichts ihrer ständestaatlichen, korpo—
rativistischen Positionen allenfalls

mit größter Mühe zu den Weimarer

Nationalrevolutionären und National—

bolschewisten im allerweitesten Sinne

rechnen. Die eigentliche Weimarer

NR—Bewegung existierte schon, als

Strasser noch in der NSDAP war und

hatte stets ein radikaleres, antikapi—
talistisches Politikverständnis. (...)
Will man Kontakte zwischen Anarchis—

ten und wirklichen Nationalrevolutio—

nären aufzeigen,so sei an die Münch—

ner Räterepublik erinnert, in der

neben den Anarchisten Mühsam und

Landauer auch der spätere führende

Kopf der deutschen Nationalrevoluti—

onäre, Ernst Niekisch, eine exponier—
te Rolle spielte.(1) Erinnert sei wei—

terhin an die "Kommunistische Arbei—

terpartei Deutschlands (KAPD)", zu

der zeitweise nicht nur Otto Rühle

und der in H. B.'s Beitrag erwähnte

Franz Pfempfert gehörten, sondern

auch die beiden Hamburger National—

bolschewisten Fritz Wolfheim und

Heinrich Laufenberg (Z), die man

ohne weiteres mit zu den ideologi—
schen "Urahnen" der heutigen west—

deutschen NR—Bewegung rechnen kann.

Die norddeutschen KAPD—Bezirke, vor

allem Hamburg, wurden eine Zeitlang
von nationalrevolutionären Vorstellun—

gen (z.B.: revolutionärer Volkskrieg

gegen die kapitalistischen Sieger—
mächte von Versailles) dominiert,
erst mehr als zehn Jahre später soll—

ten (in der schleswig—holsteinischen
Landvolkbewegung) nationalrevoluti—

onäre Ideengeber wieder eine derarti—

ge Massenbasis finden. (...)

Nationalismus — kein Indikator für

freiheitliche Bestrebungen?

Nach H. B. fällt dem Nationalismus

keinerlei positive Rolle in der Ge—

schichte zu , in der deutschen Ge—

von Paul Winteracker

schichte schon gar nicht. Er zitert

Heinrich Heine gegen Ludwig Jahn,

(...) und stellt sich überhaupt nicht

die ideologiekritische Frage, zu was

denn die allgemeine Humanität (und

das Geschwafel von ihr in den Sonn—

tagsreden) und insbesondere der Kos—

mopolitismus mittlerweile, d.h. rund

150 Jahre nachHeine,verkommen sind:

zur Herrschaftsideologie der multina—

tionalen Konzerne nämlich, die mit

der Nation absolut nichts mehr am

Hut haben und nach einer einheit—

lichen , normierten , berechenbaren

Weltgesellschaft, Weltkultur und Welt—

mentalität streben. Keine Klasse ist

heute so entschieden "internationalis—

tisch" und ”kosmopolitisch" orientiert,

wie die der Kapitalisten. Der aufge—
klärt—liberale Weltbürger kommt da

gerade recht als Leitbild.

Wird in dieser ganz konkreten Situ—

ation nicht ein weltweiter Befreiungs—
nationalismus und Antiimperialismus
zu einer emanzipätorischen Kraft,
ist er es nicht sogar schon längst
geworden,z.ß. in Nicaragua,im Iran,

im Baskenland, in Nordirland, usw..,

wo nationalistische Rebellionen die

Vereinnahmungs- und Nivellierungplä—
ne der multinationalen Konzernstrate—

gen und ihrer "internationalen Ar—

beitsteilung" durcheinanderbrachten

und — bringen (ganz gleich, wie man

beispielsweise zur konkreten Innenpo—
litik des einen oder anderen revolu—

tionären Dritte—Welt—Landes stehen

mag)? (...)
Etwas peinlich wird der dann folgen—
de Ausflug in die Historie und die

Zusammenfassung der Ideen von Herrn

Arno Klönne. "Zuerst ist der Staat

da, dann entwickelt sich das, was

wir Nation nennen", heißt es plötz—
lich. Nun ist sicherlich nicht zu be—

streiten, daß es zur Zeit des aufkom—

menden Nationalismus im 19. Jahrhun—

dert Staaten gab, gerade diese Staa—

ten waren jedoch zumeist gerade
nicht "Entstehungsursache der Nati—

onen und des Nationalbewußtseins".

So standen die über 300 (bis 1806)
und später immerhin noch über 30

(ab 1815) deutschen Kleinstaaten der

Entstehung des Nationalbewußtseins

in Deutschland außerordentlich entge—
gen, als es sich dann aber doch ent—

wickelte, richteten sich seine politi—
schen Auswirkungen gerade gegen
diese Staaten. Und wenn wir den

deutschen (und italienischen) Sonder—

fall eines Vereinigungsnationalismus
einmal beiseite lassen und den euro—

päischen Normalfall des 19. (wie des

20.) Jahrhunderts, nämlich den Sepa—
rationsnationalismus betrachten, so

zeigt—sich klar, da die Nation und

das Nationalbewuß in allemal zuerst

da waren und d n nach einer staat—

lichen Form trebten, nicht umge—
kehrt.(...)

\{ W'th9‘U—e \i\ü9S-buf)_
revolutionärenZur Konzeption der

Blockfreiheit

Wohl eher unbewußt macht sich H.

B. abermals zum Apologeten des frei—

heitsfeindlichen Status quo, wenn er

weiter schreibt, daß "Interessengrup—

pen anderer Länder eine Wiederver—

einigung als bedrohlich empfinden
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würden." Angst und Mißtrauen gegen—
über einem scheinbar belasteten Be—

griff wie "Wiedervereinigung" und

ein innerlich kaltes, distanziertes

Verhältnis zum millionenfachen per—
sönlichen Leid, daß durch die Spal—
tung Deutschlands, die Zerreissung
von Familien, usw. entstanden ist,
lassen ihn überhaupt nicht auf die

Idee kommen, die Interessen dieser

"Interessengruppen" einmal kritisch

zu hinterfragen. Denkt man H.B.‘s

Logik konsequent weiter, so könnte

man auch sagen, daß die Befreiung
der Schwarzen in Südafrika von "In—

teressengruppen" der Weißen als "be—

drohlich" empfunden wird, und des-

halb zu unterbleiben hat, jeder Ar—

beiterstreik den Kapitalisten und sei—

nen "Interessen" gleichfalls "bedroh—

lich" erscheint, usw. Im Gegensatz
dazu gehen wir Nationalrevolutionäre
davon aus, daß stets zwischen Recht

und Unrecht, Menschlichkeit und Un—

menschlichkeit zu unterscheiden ist

und dann, wenn der Status quo der

Menschlichkeit und dem Recht im Wege
steht, er folgerichtig bekämpft wer—

den muß.

Unter Berufung auf Egbert Jahn

spricht H.B. schließlich davon, daß

die Zerschlagung der Blockmilitaris—

men die Kriegsgefahr verschärfen und

Konfliktpotentiale erhöhen würde.(. . .)

Nach der von Jahn gedachten und

von H.B. aufgegriffenen Argumentati—
onskette wäre die beste Lösung doch

ein Weltstaat, eine Weltpolizei, eine

Weltkontrolle - denn die könnte den

Frieden doch noch viel besser si—

chern, als es Bussen und Amis jetzt,
jeweils für sich in ihrem Machtblock,

tun können. Merkt ihr denn gar

nicht, auf welches wahnwitzige Ge—

biet Ihr Euch mit solchen Gedanken

einlaßt, wem so etwas dient?!

Nationalismus — und noch

mehr!

H.B. wirft den Nationalrevolutionären

vor, daß sie über den Nationalismus

hinaus kaum etwas anzubieten hätten,
(Sozialis—

seien

alle übrigen NR—Postulate

mus, Basisdemokratie, usw.)
unklar und oberflächlich.(. . .)
Dazu ist allerdings zu

ellen Stand angibt.
da schon entsprechende
der "Nationalrevolutionären Plattform'

und einzelne Artikel in den

schriften "Laser" und

die nach der Diskussion in "Wir'
Selbst" erschienen . Zuzustimmen ist

H.B.,

konkretisiert werden muß. (...)
Diese Konkretisierung wird

einiges

sagen, daß

die NB sich mittlerweile weiterentwik—

kelt haben und die erwähnte Diskus—

sion bei weitem nicht mehr den aktu—

Aktueller sind_
Abschnitte --

Zeit—

"Aufbruch" ,

daß manches noéh hinterher—

hinkt, vieles noch aufgearbeitet und

jedoch.

Sprache und Stil —

richtige und fal—

sche Kritik

H.B.‘s Kritik an der vielleicht wirk-

lich zuweilen etwas martialischen und

"radikalistischen" Sprache unserer
Publikationen hat z. T. einiges für

sich. Kritiken dieser Art sind uns

hochwillkommen, erlauben sie es uns

doch, zu lernen und es demnächst

besser zu machen. Wir gehören aller—

dings nicht zu den Leuten, die aus

lauter Scham über die gescheiterten
Polit—Illusionen der siebziger Jahre

und die mit ihnen verbundenen Be—

grifflichkeiten nunmehr darauf ver-—

zichten, die Dinge jeweils beim wah—

ren Namen zu nennen! (...)

ANAICHISI'EN UND

NAT ICNALBEVOLUI' IONÄRE

H. B. warnt davor,die "vage Erklär—

ung, daß man sich dem 'anarchisti—
schen Anliegen verbunden' fühle, als

wirkliches Aufgreifen unserer Vorstel—

lungen mißzuverstehen." Nun lassen
sich aber deutliche Gemeinsamkeiten
zwischen Nationalrevolutionären einer—
seits und Anarchisten andererseits
nicht übersehen:

- .::-»:4—z4-z-z-

* Mit Pierre Proudhon und Georges
Sorel gibt es zwei wichtige Theoreti—

ker, auf die sich die Nationalrevolu—

tionäre und zumindest bestimmte Strö—

mungen des Anarchismus gleicherma—
ßen beziehen.
* Mit ihrer strikt genossenschaftli—
chen Sozialismuskonzeption stehen die

anarchistischen

Nationalrevolutionäre anarchistischen

Vorstellungen näher, als den etatis—

tischen, auf Staatsbetriebe hinorien—

tierenden Positionen der meisten tra—

ditionell—marxistischen Strömungen .

* Die basisdemokratischen Vorstellun—

gen der Nationalrevolutionäre (Subsi—

daritätsprinzip, größtmögliche kommu—

nale, regionale und nationale Selbst—

verwaltung/Unabhängigkeit, Kampf

gegen zentralistische und technokrati—

sche Staatsstrukturen) weisen eine

eindeutige Nähe zu anarchistischen

Positionen auf. (. . .)

Trotzdem sind wir natürlich keine

Anarchisten und es liegt uns fern,

uns anzubiedern und vorhandene Wi—

dersprüche verkleistern zu wollen.

Die wesentlichsten Differenzen lassen

sich wie folgt umreißen:

+ Uns geht es um die Bewahrung der

regionalen und nationalen Kulturen

und nicht um ihre Verschmelzung oder

Vereinigung. Die Idee einer einheit—

lichen Weltkultur, die die kulturellen

Differenzierungen der Völker aufheben

würde, ist in unseren Augen eine

zutiefst inhumane, darüberhinaus

übrigens durchaus im Sinne der mul—

tinationalen Konzernstrategen liegende
Schreckensvision. Somit sind die Nati—

onalrevolutionäre auch eine Wider—

standsbewegung gegen die Vernicht—

ung kultureller Identitäten, die der

Kapitalismus weltweit betreibt.

+ Die völlige Aufhebung oder Ab—

schaffung des Staates ist nach unse—

rer Meinung eine nicht realisierbare

Utopie. Unseres Erachtens geht es

um das "wie" des Staates, wobei wir

die Zerschlagung des bürgerlichen
Staatsapparates als unabdingbare
Voraussetzung nationaler Befreiung
ansehen. An diesem Punkt stehen wir

— im Gegensatz zu anderen Punkten,

s.o.
— sicherlich marxistischen Posi—

tionen näher, als anarchistischen.

+ Ein besonderer Unterschied besteht

zwischen uns und pazifistischen Strö—

mungen innerhalb des Anarchismus.

Mit Bedauern sehen wir, daß solche

pazifistischen Tendenzen derzeit von

großem Einfluß in der anarchisti—

;; schen Bewegung sind.

"-Ä+ In besonderer Weise lehnen wir

aufgrund unseres gemeinschaftsbezo—
genen Menschenbildes auch individu—

alanarchistische und anarcho—liberale
‘

Positionen (etwa in der Art der ame—

rikanischen "Libertarians" ) radikal

ab.kaum auf der Basis platter Empirie
möglich sein, die anklingt‚wenn H.B.

Genossenschaften und Werkstätten mit

NR—Hintergrund fordert, auf das un—

sere Theorie "konkret überprüfbar"
werde. Nationalrevolutionäre Praxis

ist nicht unbedingt auf diese speziel—
len Formen angewiesen, sie spielt
sich auch anderswo, in verschiedenen

Lebensbereichen ab, neben Bürgerini—
tiativen (z.B. Startbahn West, Sauer—

landautobahn, usw.) sind hier vor

allem gewerkschaftliche Gremien (so
in der IGM, der GEW, der ÖTV und

der Gewerkschaft Holz und Kunststoff)
und (noch!) die Partei der Grünen

(in verschiedenen Bundesländern) zu

nennen. Sogar im kirchlichen Bereich

gibt es politische Basisaktivitäten
von Nationalrevolutionären. ( . . . )

; Wir sind jederzeit bereit, die Diskus—

sion über diese Fragen fortzusetzen.

Wir bieten dazu auch den Forum—Teil

unserer Zeitschrift an. Wir sind au—

ßerdem bereit, an öffentlichen Dis—

kussionsrunden über diese Fragen
mit Vertretern der SF—Redaktion und

anderen anarchistischen Genossen

teilzunehmen .

(1) Vgl.Niekisch, Ernst: Erinnerungen
eines deutschen Bevolutionärs.l.Bandz

Gewagtes Leben,1889—1945.K61n,8.63
(Z) Vgl.Bock‚ Hans Manfred: Syndika—
lismus und Linkskommunismus von

1918—1923, 8.274 ff. sowie Schüdde—

kopf, Otto—Ernst:Nationalbolschewismus
': in Deutschland (Ullstein—Th), S. 59ff.
'

(3) Vgl.Bock‚ a. a. o., s. 444



ENTGEGNUNG

von Wolfgang Haug

Eichberg spielt rhetorisch

geschickt eine angebliche ("Autori—

tätsfixiertheit" gegen einen Anarchi—

sten aus und dürfte zunächst das

Schmunzeln auf seiner Seite haben.

Tatsächlich handelt es sich um eine

demagogische Redewendung, denn

selbstverständlich kann heute nie—

mand, auch Eichberg .nicht, ein au—

tonomes Urteil über jenen Friedrich

Jahn fällen; es ist noch lange keine

Autoritätsfixiertheit, wenn man sich

der Quellen zeitgenössischer Schrift—

steller (also z.B.Heinrich Heine) be—

dient. Daß Rockers "Nationalismus

und Kultur" (Verlag IMPULS‚BIei0her—

str.19,2800 Bremen) dabei von an—

archistischer Seite mit in die Diskus—

sion gebracht wurde, geschah be—

wußt,weil dieses Buch 1937 nur noch

in englischer Sprache erscheinen kon—

nte; 1948 in Deutschland zu einem

Zeitpunkt greifbar wurde, als es auf—

grund der Wiederaufbau—Mentalität,

zu nur spärlicher Resonanz kam.Die

Rezeption von Rockers Thesen,u.a.

sieht er im Nationalismus einen "die

Universalität der Kultur hemmenden

Wahn", steht noch aus und wird in

dem Maße wieder modern, wie sich

auch die Linke mit der "nationalen

Frage" beschäftigt.

Henning

Aber es geht uns nicht um Jahn,

dessen "Praxis“ uns nicht so vorbild—

lich erscheint, daß es sich für Na—

tionalrevolutionäre lohnt, ihn auszu—

graben. Und es geht uns auch nicht

um eine historische Debatte zur ver—

schiedenen Interpretation der Jahre

1830 bis 1848; im Beitrag zum Ham—

bacher Fest (SF,Nr.7) haben wir die

vielfältigen Interessen vorzustellen

versucht, die in dieser Zeit mitspiel—
ten; es wäre allzu verkürzt, wollte

man heute nur die "Geburt der na—

tionalen Identität" aus dieser Zeit

herleiten.

Das Schlagwort "Volk gegen Staat"

hört sich zunächst sehr anarchis—

tisch an, aber historisch gesehen
war der STAAT wohl nicht in Frage

gestellt; es ging lediglich um die

Herrschaftsform im Staat,d.h. um

größere bürgerliche Freiheiten‚damit
sich der finanzielle'Aufschwung des

Bürgertums auch in politischer
Macht niederschlagen konnte.

Wenn Anarchisten eine Gegenthese
suchen, dann wäre es die zwischen

Staat und Gesellschaft; dabei ist

klar, daß die "Gesellschaft" aus Men—

schen mit verschiedenen Interessen

besteht und auf diesen Umstand gilt
es einzugehen, will man Alternativen

anbieten. In dieser Sachlage liegt
die Ursache für Vielfalt und Plura—

lismus. Wir halten nichts von einer

Vielfalt, die vom Volksbegriff aus—

geht und von ihm aus die Menschen

aufteilt. Hinter den NR—Begriffen
Ethnopluralismus, Nationalismus, Re—

gionalismus vermuten wir eine Kon—

zeption vieler nationaler bzw. regio—
nalistischer Klein—Staaten; eine "Lö—

sung", die staatliche Uniformität

und Einpassung lediglich häufiger
wiederholen würde.Für den einzelnen

Menschen existiert deshalb noch

lange keine Vielfalt, er bleibt von

Geburt in ein System eingebunden.
Für die bundesdeutsche Situation

durchdacht, ergäbe sich wohl diesel—

be Endkonsequenz wie sie auch von

CDU/CSU und rechtsradikalen Kreisen

aus anderen theoretischen Ableitungen
begründet, vertreten wird: AUSLANDER

RAUS! — In ihre ethnischen Gebiete,

zwar nicht aus Ausländerhaß, aber

aufgrund der "Entmischung", die für

eine jeweils selbstständige Kultur

nötig ist. Damit gelangt unsere Kri—

tik an zwei Punkte:

Einmal benutzen die NR positive
auch von Anarchisten vertretene Be—

griffe wie z.B. Selbstbestimmung, De—

zentralisierung, Autonomie etc. aber

wir meinen offensichtlich völlig ver—

schiedene Inhalte. Zum anderen

scheinen die NR einen Kulturbegriff
zu besitzen, der den Volksbegriff
zentral setzt. D.h. Vielfalt der Kul—

tur wird an die Vielfalt der kleine—

ren politischen Einheiten auf der Ba—

sis der ethnischen Gruppen geknüpft.
Denken wir es durch, so finden wir

eine Alemannische Folgsrebublig, ein

Freies Franken und ostfriesische,

bayrische, westfälische,hessische etc .

Kleinstaaten, ein jeder mit seiner

Kultur, seiner Traditionspflege, gün—
stigenfalls seiner Dialektsprache. So—

weit so gut, auch wenn es manchem

bereits schrecklich eng vorkommen

wird. Aber dazu gehören auch:bay—
rische Polizei,ein schwäbischer Daim—

]er—Benz—Konzern , eine hessische

Regierung usw. D.h. an den Abhäng—
igkeitsstrukturen ändert sich für

den einzelnen zunächst gar nichts.

Die Dezentralität der NR bedeutet ei—

ne Vielzahl von Kleinstaaten, aber

nicht eine Infragestellung von Herr—

schaft durch selbstverwaltete autono—

me Gemeinden,ßetriebe etc. Die De—

zentralität der NR scheint nicht in

Widerspruch mit zentralen und hier—

archischen Strukturen innerhalb ei—

ner kleinen Einheit zu stehen; — den

einzigen Widerspruch könnte das

Prinzip der auch von WIR SELBST

und vom AUFBRUCH vertretenen BASIS—

DEMOKRATIE bilden, nur wurde bis—

lang nicht näher ausgeführt, wer

was zu entscheiden hätte und wer

nicht.

Überhaupt fällt auf, daß in NR—

Publikationen zwar vom deutschen

Problem geredet wird, von der Ost—

West—Spaltung durch die Blocksitua—

tion,aber Beispiele für Regionalismus
liefern eher die Iren, Basken, Kor—

sen, Samen, Indianer etc. und an

deren Beispiel läßt sich leicht Zu—

stimmung erreichen, denn es handelt

sich tatsächlich um Völker, denen
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von außen ein Herrschaftssystem auf—

gezwungen wurde und die sich dage—
gen seit Anbeginn zur Wehr gesetzt
haben. D.h. die NR haben recht, so—

lange es um ein Volk geht (z.B.Kur—

den,Samen)‚ das sich seiner Identität

und Eigenständigkeit bewußt ist und

diese auch leben will - ohne z.B.

auf mehrere andere "National"—staa—

ten aufgeteilt zu sein. Fordern diese

Völker Selbstbestimmung, so ist dies

eine Bewegung, die auch der Sympa—
thie von Anarchisten sicher sein

kann. Erst recht, wenn diese Völker

aufgrund ihrer Tradition, ihrem Den—

ken ...den Staat, wie er heute ist,
nicht einfach im Kleinen reprodu—
zieren würden (also z.B. Indianer) .

Kritischer wird das Verhältnis zu

Bewegungen, die zwar Autonomie an—

streben, vom Bewußtsein her jedoch
dieselben staatsfixierten Inhalte im

Kopf haben wie die Vertreter des

Großstaates, unter denen sie zu, le—

ben gezwungen sind. Ein freies Bas—

kenland mit einer bürgerlichen PNV—

Regierung und einer linken Herri Ba—

tasuna—Opposition würde sich in der

politischen Struktur nicht wesentlich

vom heutigen Zustand unterscheiden.

Der Fortschritt für die Basken läge
allerdings im Abzug spanischer Trup—

pen und Polizeieinheiten; das Brutto—

sozialprodukt würde im industrie—

reichen Baskenland steigen, u.a. weil

die Basken ihre Preise selbst bestim—

men könnten, wenn sie ihre Waren

(wie bisher) nach Spanien exportier—
ten. Sind das die anzustrebenden

Ziele der NR ?
„

Wenn die Zustimmung und Eupho—
rie also am Beispiel Baskenland

oder Nordirland merklich gedämpft
wird, so muß das Prinzip, die Wahr—

heit für ein Volk auf ein anderes

zu übertragen, konkret auf die BRD/

DDR/Osterreich bezogen (laut S.Fadin—

ger in WIR SELBST), in Abrede ge—
stellt werden.

Doch zuerst zum Problem, warum

die NR—Thesen für die Linke über—

haupt interessant wurden, bzw. wa—
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Aufruf zu einem

Dialog über die Bloekgrenzen hinweg

für autonome Friedensbewegungen

für die Einhaltung der Menschenrechte

Die Bewegung gegen einen drohenden Welt-

krieg, der Kampf um das Selbstbestimmungs-
recht der Völker und um die Einhaltung der

Menschenrechte sind untrennbar miteinan-

der verbunden. Daher glauben wir, dass die

Bestrebungen zum Schutz der Menschen—

rechte und des Selb'stbestirmnungsrechts der

Völker unabdingbare Bestandteile der Akti-

vitäten und der Zielsetzungen der neuen

Friedensbewegung sind.

Beide Supermäehte und ihre Blocksysteme
sind hauptverantwortlich dafiir, dass die Ge-

fahr eines neuen Weltkriegs inmrer grösser
wird. Beide sind verantwortlich für den

wahnsinnigen Rüstungswettlauf. Auf beiden

Seiten muss die Politik von Grund auf geän-
dert werden, wenn die Kriegsgefahren ge-
bannt werden sollen.

Beide Supermächte und ihre Verbündeten

verletzen laufend die Menschenrechte und

das Selbstbestimmungsreeht der Völker. Das

sind reale Ursachen von Spannungen und

Konflikten. Der Friedensbewegung kommt

es zu, sich überall einer solchen Politik ent—

gegcnzustellen, von wo und von wem auch

immer sie ausgeht.

Die europäische Friedensbewegung darf die

Verletzungen des Selbstbestimmungsrechts
der Völker und der Menschenrechte im Ost-

für das Selbstbestimmungsrecht der Völker

block nicht ignorieren, will sie nicht selbst

unglaubwürdig werden. Denn die Behinde-

rung und Verfolgung autonomer Friedens-

und Bürgerrechtsbewegungen im Osten

schafft ein Ungleichgewicht und erschwert

auch die Entfaltung der Friedensbewegung
im Westen.

Die Unterdrückung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker Osteuropas führt immer

wieder zu Krisen und Volkserhebungen. Die

Sicherheit aller Völker Europas, einschliess-

lich der Völker der Sowjetunion, würde sich

erhöhen, wenn sie die Möglichkeit hätten,
selbst über ihr eigenes Schicksal zu bestim-

men.

Eine friedliche und gerechte Lösung für die

Probleme der Völker Osteuropas scheint nur

im Rahmen einer Entwicklung möglich, die

zur Errichtung atomwaffenfreier und militä-
risch verdünnter Zonen und in weiterer Per-

spektive zur Auflösung der Blöcke führen
könnte.

Gleichzeitig wird es auch die Aufgabe der

europäischen F riedensbewegung sein, für die

Selbstbestimmung der Völker in der dritten

Welt einzutreten und gegen die militärische

Interventions- und wirtschaftliche Erpres-
sungspolitik der Superrnächte aufzutreten.

In der Folge könnte daher ein gelungener

in OST

und

WEST

Ost-West-Dialog zu einem Dialog von Nord

und Süd fiihren.

Österreich als neutrales Land könnte hier

den Ausgangspunkt für eine neuartige Ent—

spannungspolitik legen, eine Entspannungs-
politik ohne politische Gefangene, die von

der Basis gefordert wird und die von Pavel

Kohout in einem Grusstelegramrn an Lew

Kopelew so formuliert wurde: „Für eine

fruchtbare Entspannung ohne Gefangene
—

gegen Gefangenschaft einer fruchtlosen

Entspannung!
“

In Wien sollen Vertreter der sowjetischen
Bürgerrechts-, Helsinki- und Nationalitäten-
kornitees, der Charta 77, der unabhängigen
Gewerkschaftsbewegung Solidarnosc, der

DDR-Friedensbewegung „Schwerter zu

Pflugscharen“ und der ungarischen Basiskir-
che mit Vertretern der unabhängigen und au-

tonomen Friedensbewegung des Westens zu-

sammentreffen und über die Grundlagen ei-
ner zukünftigen Zusammenarbeit miteinan-
der sprechen können.

Jeder, der sich an diesem Dialog beteiligen
will, ist uns willkommen!

WM
‚

rum sich Anarchisten ein Stück weit

auf diese einlassen: Der richtige An—

satzpunkt liegt in der Friedensbe—

wegung, in der Forderung nach der

Überwindung der Blöcke. Eine Welt,

die sich aufgeteilt in 2 Hälften, bis

an die Zähne bewaffnet, gegenüber—
steht, ist kein Zustand, der ruhig
schlafen läßt. Eine Welt, in der die

Interessen jedes einzelnen Macht—

blocks darauf drängen, jeden Wider—

stand im Inneren zu ersticken (also
z.B. Ungarn,C88R,Polen;Dissidenten . . .

—- Korea,Vietnam,Naher Osten,Mittel—
und Südamerika,Philipinnen;6uerilla
und politische Bewegungen....) ver—-

liert jede Vielfalt. Selbstbestimmung
und Fortschritt und natürlich erst

recht die Umwandlung der Gesell—

schaft zu libertären Zielen werden

verhindert. Ein Austritt aus diesem

Blocksystem wäre notwendig, um die

Erstarrung zu überwinden. Die Mehr—

heit der Menschen stünde dem selbst-—

verständlich auch nicht entgegen,
lediglich diejenigen, die ein poli—
tisches und wirtschaftliches Interes—

se daran haben, die das Feindbild

brauchen, um die eigenen Schwei—

nereien abzusichern.

Die Friedensbewegung stellt nun
—

aufgrund der sich immer weiter zu—

spitzenden Situation— die Forderung
nach den atomwaffenfreien Zonen ,

nach Austritt aus der NATO, nach

Neutralität als erster Stufe auf dem

Weg zu einer anderen Gesellschaft.

Deutlich ist, daß eine solche Ent—

wicklung tatsächlich zur Instabili—

tät beitragen würde, solange die

Hauptkontrahenten USA—UDSSR selbst

unbeeinflußt blieben, ihre Einfluß—

sphären aber schwinden sähen. Aus

diesem Grund ist die "nationale

Frage" kein Thema, das positiv zur

Friedensbewegung einen Beitrag leis—

tet: die Ansatzpunkte müssen —

ge—

rade um in der Phase der Verände—

rung keine totale Zerstörung zu ris—

kieren— international ausgerichtet
werden. Eine Aufweichung der Blöcke

kann nur durch eine internationale

Friedensbewegung gelingen! Daß in

beiden Blöcken deutschsprachige Men—

schen zu diesem blocksprengenden
Prozeß beitragen können, bedeutet

nicht, daß damit die nationale Fra—

ge WIEDERVEREINIGUNG
__

zum Ziel

wird. Geht es um die Überwindung
der Blöcke und damit der herrschen—

den Staatsinteressen wäre es grotesk,
würde als Ergebnis der neue deut—

sche Großstaat proklamiert. Für Staae

ten sind Gegner nach außen genau—

so existentiell notwendig, wie Ge—

setze, Polizei etc. nach innen. Will

man die Konfrontationsebene überwin—

den, so muß dies auch zu einem Ab—

bau der Herrschaftsstrukturen führen.

Schafft die internationale Friedensbe—

wegung diesen Sprung , dann heißt

dies, Menschen aus Ost und West
überspringen den Graben, den Kapr—
tal—und Staatsinteressen gezogen ha—

ben; warum zum Teufel sollten sie

gleich selbst die Gräben (Gräber)
für eine neue Abgrenzungspolitik
ausheben?

Die nationale Frage ist im Kern

keine Kraft, die wir als fortschritt—

ist auch

den es zu

Verfängt sie und ge—
in der Friedensbewe—

diese ihren system—
Charakter.

lich bezeichnen können, sie

kein Übergangszustand,
erstreben gilt.
winnt Einfluß

gung, verliert

überwindenden

Für die BRD ist diese Frage so—

wieso nur unter rückwärtsgerichteten
Prämissen übertragbar: Was nützt

eine Regionalismusforderung , wenn

sie auf keine vorgegebenen Struk—

turen stößt? Sicher, es gibt vor allem

im Süden noch regionalistisches Be—

wußtsein und Sprache, aber kein Be—

wußtsein, das eine Loslösung for—

dern würde, das sich von der Ge—

samtgesellschaft unterdrückt fühlen

würde. Wenn man dieses Bewußtsein

künstlich schafft, lenkt man nur

von den eigentlichen Fragen ab.
z.B. wer will das AKW in Wyhl bau—

en, welche Regierung mit welchem

Wirtschaftskonzept will es durch—

setzen? Es nützt z.B. verdammt we—

nig, ein altes südbadisches Ressen—

timent gegen eine angeblich schwä—

bische Landesregierung neu zu schü—

ren...wer es tut, betreibt bewußt

eine Verschleierung der wirklichen

Ursachen...

Oder: Die Dorfstruktur wurde in der

BRD durch die massive Industrialisie—

rung und durch die Marktwirtschaft

innerhalb der EG zerstört, d.h. z.B.,
die Masse. der Bauern wurde Arbei—

ter und betrieb Landwirtschaft nur

noch nebenberuflich; die Identität

der Person geht durch solche und

ähnliche Entwicklungen verloren und



nicht weil ein Mac Donalds—Stand in

fast jeder Stadt "Hamburger" (!) ver—

kauft. Wenn wir "Identität" suchen

müssen wir anders fragen, anders

ansetzen: dann ist eine Umstruktu—

rierung der Wirtschaftspolitik ge—

fragt, die den Multis,auch den deut—

schen, keinen Entfaltungsspielraum
mehr gibt; dann sind Umrüstungen
hin zu kleineren Betrieben, zu über—

schaubaren Lebens—und Arbeitszusam—

menhängen gefragt,d.h. alles, was

der Massengesellschaft Einhalt ge—
bietet! Eine neue Identität entsteht

aus selbstverwaltetem Arbeiten ohne

Herrschaftsstrukturen und nicht aus

einer Beschränkung auf regionale
bzw. nationale Eigenheiten. In die—
sen Strukturen, in denen keine
künstliche Trennung von Menschen
durch Anonymität und Informations—

vorsprung aufrechterhalten wird, ist
die Vielfalt möglich; d.h. eine Zue
sammenarbeit von Deutschen und Aus—‘
ländern auf einer Basis des Aus—
tauschs und der gegenseitigen Be—

reicherung. Die Eigenheit steht da—
bei nicht in Frage — eine Weiterent—

wicklung durch partielle Vermi—

schung wäre jedoch ebenfalls keine
kulturelle Katastrophe.

/\ /\
"Die Geschichte schreitet fort" ist

eine Binsenweisheit, die jedoch nicht

verstanden zu werden scheint; in

der BRD existiert eine vermischte Ge—

sellschaft wie in nahezu allen ehema—

ligen Kolonialstaaten bzw. hochindu—

strialisierten Staaten (vgl.auch den

UTOPIE—Beitrag in dieser Nummer)
— dies macht die Kultur dieser Staa—

ten aus! Wer da eine ursprüngliche
Kultur eines Volksstammes verlangt,
muß weit zurückgehen,wenn es nicht

überhaupt ein Mythos ist...dieses

Zurücksehnen wird aber auch dann

objektiv reaktionär, wenn es sich

in eine fortschrittliche Bewegung wie

die Friedensbewegung einbringt.

Die Zustandsbeschreibung Henning
Eichbergs (Multinationale Konzernver—

flechtung, Überwachungs—bzw.Atom—
staat, NATO—Bewußtsein...) ist kor—

rekt, falsch ist, daß die "nationale

Identität" des deutschen Volkes quer
zu diesem NATO—Bewußtsein der Herr—

schenden liege. Welches Volk meint

Eichberg? Doch wohl dasjenige, das

als Wahlvolk Adenauers aus Souverä—

nitätsgründen nicht schnell genug
in die NATO kommen konnte oder das

Wahlvolk Kohls,dem der versprochene
Fleisehtopf tausendmal näher steht

als alle anderen Probleme zusammen.

Wenn wir den NR zustimmen, daß

die Verschmelzung kapitalistischer
Interessen in den westlichen Indus—

triestaaten zu einer weltweiten,ameri—
kanisierten Plastik—Massen—"Kultur"

geführt hat, daß in diesem Prozeß

auch kulturelle Vielfalt bedroht ist

oder bereits verloren ging, dann

stellen wir gleichzeitig fest, daß in

dem Rückverweis auf einen Gegenpol
"nationale Identität" keine Lösung
steckt, auch nicht in — wie Eich—

berg
"Dialektbewegung,
der Tendenz zum Volkstanz."

allen NR—Thesen

ken richtige Beobachtungen und fal—
sche Schlußfolgerungen. Der Identi—

tätsverlust ist tatsächlich vorhanden
die Lebenszusammenhänge sind in
weiten Bereichen der BRD zerstört,

In nahezu

die Organ131erung dieser Gesellschaft

ist auf den Industrieprozeß ausge—
richtet. Das Unbehagen kann zu ei—

ner Romantisierung des Verlorenen

führen, zu einer Wiederbelebung des

Brauchtums — doch dies bleibt ledig—
lich Ornament derselben entfremdeten

Industriegesellschaft , verändern tut

in wm SELBST 3/80 formulierte—

Regionalismus und;

es nichts. Wird es

stek—

zum politischen

Ausweg hochstilisiert, lenkt es von

den eigentlichen Ursachen des Identi—

;tätsverlusts ab und führt wie vorher

ausgeführt z.B. anstatt zu spanisch—
kontrollierten Fabriken zu baskisch—

kontrollierten. Ari der Tätsache,daß
.
Bilbao ökologisch tot ist bzw. daß

die Arbeiter der Fabriken tagtäg—
lich ihre Entfremdung und Ohn—

macht erfahren, ändert sich nichts.

Der Verlust an personaler Identi—

}_<'_ii (deren Vorhandensein wir als

% Voraussetzung für eine lebendige
Gemeinschaft erstreben müssen) und

um die geht es im Gegensatz zur

"natifialen", kann nur aufgefan—
gen werden, wenn

I. die Trennung von Hand und Kopf—
arbeit aufgehoben wird

II.die Lebenszusammenhänge durch
‘

Förderung von selbstverwalteten

Einheiten , COOPS , Handwerksbe—

trieben wieder überschaubarer

werden

III.die Automatisierung‚Verkabelung,
Rationalisierung etc. gestoppt
wird

‚

IV.die Blocklogik international

durchbrochen wird (durch die

betroffenen Menschen selbst)

D.h. anders ausgedrückt: wir soll—

ten unsere Identität aus unserem

Wollen , aus unserer Moral und un—

seren Prinzipien gewinnen. Zentral

ist die Frage nach den Bedingun—
gen für unsere Lebensverhältnisse
und nicht die deutsche Frage!

Wenn Eichberg meint, einen Be—

weis für den Besatzerstatus der

BRD in den Amerikanismen der heu—

tigen Sprache zu finden, so ist

auch dies verkürzt, weil es mit

der physischen Anwesenheit von US—

Truppen weniger zu tun “hat, als

mit dem historischen Vorsprung der

im englisch—sprachigen Raum ansäs—

sigen Industrie vor der deutschen.

D.h. schon im Wilhelminischen Kai—

serreich gab es aufgrund der’inter—

nationalen Dominanz der englisch——
sprachigen Industriestaaten, eine

Übernahme von englischen Worten

(Made in Germany,Know How etc.).
Die Ursachen für die vorhandene

tatsächliche Entfremdung liegen
also wieder nicht da, wo die NR

Sie sehen sondern verkürzt gesagt
beim internationalen Kapitalismus;
- den mit Eifer gerade die deut—

schen Wirtschaftswunderkinder nach
"

dem 2.WK vorangetrieben haben.
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Zum Beitrag Paul Winterackers

(er gehört dem Umkreis der Zeit—

schrift AUFBRUCH an), noch einige
kurze Anmerkungen. Die "Zerschla—

gung der Blockmilitarismen" würde

tatsächlich zu einer Verschärfung
der Kriegsgefahr führen und darum

kann es weder Anarchisten noch

der gegenwärtigen Friedensbewe—

gung gehen. Wenn wir auf die Ge—

fahr hinweisen, dann heißt dies

nicht, die SPD—Parole von der Ent—

spannung und der Anerkennung des

gegenwärtigen Status Quozu über—

nehmen. Wir propagieren die Über—

windung der Blöcke durch eine in—

ternationale ANTIKRIEGSBEWEGUNG,

die auf beiden Seiten wirkt; die

martialische "Zerschlagung" hört

sich für manche wohl gut an,dürfte

aber Worthülse bleiben, weil sich

niemand konkrete Schritte darunter

vorstellen kann. Das Ziel einer Über—

windung der Blöcke wäre nach unse—

ren Vorstellungen ein Nebeneinander

dezentral isierter Gesellschaften , die

keine künstlichen Grenzen mehr ken—

nen; eine Utopie zugegeben — doch

weit weg von dem polemisch unter—

stellten "Weltstaat und seiner Welt—

polizei".

Auch die Gleichsetzung von "Kos—

mopolitismus" mit der "Herrschafts—

ideologie der Multinationalen Konzer—

ne" ist unzulässig. Im SF 9(4/82)
wurde Heinrich Heines Auffassung
von Kosmopolitismus (Weltbürgertum)
wiedergegeben; er bezog sich auf

eine Geisteshaltung, die versuchte,
die provinzielle Enge vieler deut—

scher Kleinstaaten zu überwinden

und weltoffene Toleranz (für das AN—

DERE) zu propagieren. Ihre Vertre—

ter (Kant, Lessing, Schiller, Goethe

etc.) trugen letztlich gerade wegen
ihrer Offenheit zu dem bei, was man

heute "deutsche" Kultur nennt. Die

Gleichsetzung mit der "Herrschafts—

ideologie der Konzerne bzw. des Im—

perialismus" entstammt fast wörtlich

dem MARXISTISCH—LENINISTISCHEN
NÖRTERBUCH DER PHILOSOPHIE und

ist insofern demagogisch, weil sie

suggeriert, daß "Weltbürgertum, Welt—

offenheit" notwendig zur Ideologie
des über—staatlichen Kapitalismus
(also z.B. zum Einfluß der BRD auf

die EG) werden mußte. Einmal ver—

knüpft, wird weiter gezeigt, wie die—

ser über—nationale Kapitalismus die

Kultur vereinheitlicht und damit be—

deutet Kosmopolitismus die Gleich—

macherei der Kultur.

80 einfach ist es dann doch nicht!!

Die Fichte,Herder und Humboldt etc.

waren durchaus zur Schaffung eigen—
ständiger Kultur fähig, auch wenn

sie der Abgrenzungssucht vom Nach—

barn abschwörten. Die "allgemeine
Humanität" hat sicherlich nicht zum

heutigen menschenverachtenden Indus—

trialismus geführt, wie Paul Winter—

acker in Anlehnung an die “DDR—

Philosophen" unterstellt. An dieser

Stelle — wie weiter oben angekündigt—
noch kurz zum Kulturverständnis der

NR: wie schon gesagt, ist es am

Volksbegriff festgemacht. Für sie ist

Internationalismus ein Synonym für

kulturellen "Einheitsbrei"; sie malen

die Schreckvision vom "Weltstaat" an

die Wand und suchen ihr Heil im

Nationalstaat bzw. im regionalisti—
schen Kleinstaat. Auf die Gefahr bin

bereits Gesagtes zu wiederholen:

Richtig ist ihre Kritik an den multi-

nationalen Konzernen, an den über—

nationalen Machtbestrebungen der

USA(Westblockl, der UDSSR(Ostblockl‚

\

der BRD (EG). Falsch ist ihre Kop—
pelung von Kultur und Staat: Kultur

bezieht ihre Kraft vor allem aus den

Menschen, die sie schaffen,—besitzen
diese Menschen eigene Identität, so

sind sie dazu in der Lage;
— egal

wieviel sie mit fremden Kultureinflüs—

sen in Berührung kommen und dazu

lernen. Ihre Verarbeitung wird eigen—
ständig bleiben und auch weiterhin

vom lokalen Klima, dem sozialen

Milieu und der Tradition, in der sie

leben, geprägt sein; nicht zu ver—

gessen von den persönlichen Erfah—

rungen, die sie machen. Niemand

muß ängstlich auf die "Reinheit"

oder "Unberührtheit" achten,niemand
soll per Verordnung etc. einen Aus—

tausch verhindern. Es ist unbestrit—

ten, daß es lokale oder regionale
Kultur gibt, auch daß diese Viel—

falt wünschenswert ist und den eigent
lichen Reiz der Menschheit ausmacht
— wesentliche Träger sind jedoch die

Menschen, ihre personale Identität

innerhalb einer sie umgebenden Ge—

meinschaft — und nicht ein "Regional—
staat", eine "nationale" Identität.

Unter "INTERNATIONALISMUS" ver—

stehen Anarchisten die gegenseitige
Anerkennung und Achtung der kultu—

rellen Verschiedenheit bei gleich——
zeitiger politischer Zusammenarbeit.

Den Austausch mit anderen Kulturen

ohne die Befürchtung alle eigenen
Wurzeln zu verlieren; die Menschen

sind von Natur aus vielfältig...und
zwar auch innerhalb einer Region!
Internationalismus bedeutet also kei—

neswegs soviel wie internationaler

Kapitalismus...

Zum Schluß: Interessant finden

wir die Unterschiede und Gemeinsam—

keiten, die Paul Winteracker auflis—

tet, auch das Angebot Eichbergs
über das "Lagerdenken" hinaus zu

kommen . . . und wir fordern unsere

Leser (bitte nicht nur NRs) dazu

auf, sich zu äußern. Es erscheint

uns richtig, mit den NR eine Kritik

an den bedrohlichen Formen der Mas—

senkultur zu üben; eine Bedrohung,
die angesichts der Verkabelung(nach
amerikanischem Vorbild, aber nicht

auf Geheiß der US—Imperialisten son—

dern aus der Gewinnsucht der deut—

schen Kapitalinteressen!) die kultu—

relle Vielfalt in starkem Maße be—

droht , unsere Zielvorstellungen
und damit auch die potentiellen Wi—

derstandsformen und Folgerungen
aus der Analyse sind zunächst ein—

mal unvereinbar.

Dennoch dürfte in dieser Diskussion

noch nicht das letzte Wort geschrie—
ben/gesprochen sein...
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SAME NACH POLITISCHER FLUCHT

Noch sind die strafrechtlichen Verfol—

gungen für die vielen Alta—Demon—

stranten längst nicht abgeschlossen.
Größte Verwunderung löste die Ankün—

digung aus, die vier Leiter der in—

zwischen aufgelösten Volksaktion nach

zwei Paragraphen anzuklagen, die

zuletzt in den 20er und 30er Jahren

zur Anwendung kamen und von denen

einer ein deutsch—faschistisches Ge—

setz zum "Vorbild" hat. Die sog.
"Zuchthaus— und Aufwieglerparagra—
phen", die zu 8 und 3 Jahren Ge—

fängnis führen können (z.B. wurde

der langjährige Ministerpräsident
Norwegens, Einar Gerhardsen einst

Wegen seines Aufrufs zur Militärver—

weigerung mit Gefängnis bestraft),
Proteste aller anständigen Juristen

Norwegens,einiger Gewerkschafter und
die Weigerung des Gerichts, Zeugen
die Reise nach dem 2000 km entfern—

ten Alta zu erstatten, haben jetzt
dazu geführt, die Unrechtssache auf

Febr. 83 auszusetzen.

Während also die Verfolgung von Al—

fred Nilsen, Tore Bongo, Svein Suhr,
Per Flatberg und anderer friedlicher

Menschen andauert, offenbaren sich

Weitere Folgen der Strategie der

Starken . Eines der Hauptargumente
der Kraftwerksbauer und der Jasager
in Alta war die Versicherung, einige
hundert Arbeitsplätze in dem vom In—

dustrieschwund ärgst bedrohten Lan——

desteil zu schaffen.Nun‘ wird es max.

BEI INDIANERN

150 Arbeitsplätze
sind und werden von Fachkräften aus

gehen und diese

dem Süden besetzt. Die Proteste der

lokalen Behörden und Baufirmen kom—

men jetzt zu spät. Die Bauarbeiter
klauen den begehrten Lachs und wis—
sen sich indirekt vom sonst so eifri—

gen Polizeichef der Westfinmark ge—
deckt, der sich zur Zeit von Militär-—

strategen in Oslo für Zukunftsaufga—
ben schulen läßt.

Über 7000 Jahre alte archäologische
Funde, die über die Besiedlung des

Nordens durch die Samen viel erzäh—

len könnten, liegen jetzt schutzlos
unter Beton. Das Tromsö—Museum durf—
te in aller Eile einige Teilchen zu—

sammenraffen, um rasch den Anlage—
maschinen wieder Platz zu machen.
Der im Vorjahr so mutige Major und

Chef einer Rettungshubschrauberbase,
der sich weigerte, daß Militär und

Militärgerät gegen Altademonstranten

eingesetzt wird, ist letzte Woche

strafversetzt worden. Major Halter

hat Klage gegen seine vorgesetzten
Generäle eingereicht.
Erst Anfang 1982 — und bisher in
keiner norwegischen Zeitung auch

nur registriert — enthüllte die schwe—

dische Naturschutzzeitung "Veckans

Ekko", daß der Kampf um Alta sich

NATO—Pläne

gigantische

im Kern um geheime
dreht, bei Alta eine

NATO—Base zu installieren.
Es besteht kein Zweifel daran, daß
der Alta—Fjord rein militärisch ideal

von Jürgen Wierzoch

liegt. Er ist im gesamten nordischen
Norden (Nordkalotten) der einzige
eisfreie Fjord, tief und gut geschützt
durch steil aufragende Felswände.
Das Tal selbst soll nur Zentrum für
militärische Anlagen sein, die sich
auf ein ziemlich großes Gebiet vertei—
len. Ein Schießfeld für Raketen, meh—
rere Quadratkilometer groß,ist vorge—
sehen. In einem Abstand von 100 km
von Alta und in Entfernungen zuein—
ander werden Löcher zur Vorablager—
ung von Waffen in die Felsen ge—
sprengt. Eine Reihe neuer Radaranla—

gen soll aufgestellt werden. Neue,
große Flugplätze für schwere Jets,
neue Hubschrauberlandebahnen, ganze
Hafenanlagen sind im Bau.
Der Vorsitzende der Rentierbesitzer—

vereinigung, Johan Aslak Gaup, be—

richtet, daß er von Behörden gebeten
wurde, auf einer Karte einzuzeichnen,
wo sich die Tiere wann aufhalten.
Auf dieser Karte war der gesamte
Destrikt Alta als "Geheimes Militärge—
biet" eingezeichnet.
Dieses Gebiet, daß einst von deut—
schen Soldaten vollständig verbrannt

wurde, danach von russischen Solda—
ten befreit, liegt damit offen für die

wahnsinnige Planung zweier Militär—

mächte. 1944 lag das deutsche

Schlachtschiff Tirpitz im Altafjord,
1981 die Kielfähre — 600 Kolonialpoli—
zisten beherbergend — was wird 1990

nach Fertigstellung der Anlagen im

Altafjord liegen?
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Dieser Perspektive
— die einseitige

Kriegsführung der Industriegesell—
schaft gegen unsere und kommende

Generationen — versuchten Nils A.

Somby und .].R. Martinsen etwas ent—

gegenzusetzen, indem sie versuchten,

Teile der Brücke im Tverrelvtal zu

sprengen. (Siehe TAZ Anf. 1982)

Somby, der einen Unterarm verlor

und nun auf einem Auge kaum sehen

kann, hat nach einer brutalen Be—

handlung in der Totalisolation das

Vertrauen in die norwegischen Behör—

den verloren. Anfang Oktober 82 ist

es ihm mit Hilfe von Freunden und

Verkleidung geglückt, Norwegen als

politische Flüchtling zu verlassen.

Die Überschrift von Norwegens größter
Zeitung, Aftenpesten (oder Afterposten

Zeitung,Aftenpesten (oder Afterposten)
"Sombys Flucht ist eine reine Privat—

sache", kann nicht darüber hinweg—
drucken.

Im Dez. 1981 schrieb der Indianer—

häuptling und Sprecher der Indianer—

stämme von British Columbia, Robert

Manual, einen Protestbrief an die

Regierung Willoch, die in jenen eis—

kalten Wintermonaten die größte Poli—

zeiaktion seit dem norwegischen Fa—

schismus gegen Samen und Demon—

stranten in Szene setzte. Die beiden

Häuptlinge Jerry Jack und Thasis

Bio von den Stämmen der Mowchaht

und Chilcotin waren in vorderster

Reihe mitangekettet und wurden von

norwegischen Polizisten fortge—
schleppt. Es ist ziemlich sicher, daß

diese Indianer die Flucht Sombys mit—

getragen haben und seine Gastgeber
sind. Wenn nicht Canada, so werden

die Indianerstämme ihm politisches
Asyl gewähren . Sein Mitangeklagter
.].R. Martinsen schrieb ei nen offenen

Brief, der kurz nach Sombys Flucht

veröffentlicht wurde:

"Heute erfuhr ich durch Radio, TV

und Zeitungen, daß Nils A. Somby
das Land verlassen und bei Freunden

eines anderen Kontinents Zuflucht

gesucht hat. Viele werden sich über

die Notwendigkeit eines so drasti—

schen Schrittes wundern, da sie Nor—

wegen als einen Rechtsstaat begrei—
fen.

Eine nähere Durchleuchtung der Alta
— Sache und die Behandlung sami—

scher Rechtsforderungen können genug
über die Rechtsnormen auf diesem

Feld erzählen. Das ganze gipfelte
mit dem endgültigen Urteil des höch—

sten Gerichts, welches die samischen

Rechte unter dem Tisch fegte. Auch

war dies der auslösende Faktor für

unsere Aktion am 20.März unter der

Brücke im Tverrelvtal.

Seither hat die Staatsmacht durch

seine eifrigen Lakaien im Polizei—-

und Rechtswesen versucht, uns beide

und unsere Aktion zu kriminalisie—

ren, u.a. durch Anwendung des sog.

Mordbrandparagraphen. Zwar müssen

sie diesen nun zurückziehen, halten

jedoch die Anklage wegen groben
"Schadwerk" aufrecht. Zu welchem

Urteil das Gericht im März 83 auch

komme_n gmag, es wird den Behörden

SAMISCHE PROTESTAKTION VOR DEM PARLAMENT

nicht gelingen, den Gerechtigkeits—
kampf der Samen zu kriminalisieren.

Dieser Kampf wird bestehen bleiben

und an physischer Stärke und Be—

wußtsein zunehmen.
'

Die Landesflucht_von Nils ist auch
ein Zeichen hierfür. Er akzeptiert
nicht, durch eine Staatsmacht als

kriminell abgestempelt zu werden,
an deren Händen Blut durch jahrhun—
dertelange Unterdrückung des Samen—
volkes klebt.

Mit Hilfe von Freunden einer anderen

Urbevölkerung wird die Behandlung
samenpolitischer Fragen durch die

norwegischen Behörden ins rechte
Licht gerückt. Dies auch als eine

Warnung an die Behörden, die nichts
anzubieten haben als weitere Bull—

dozer, Polizeiheere und andere Macht—

demonstrationen im Samenland. Der

Widerstand läßt sich nicht durch

Strafen, Gefängnis oder andere Ver—

folgungen schwächen. Nur eine klare
und bedingungslose Erfüllung unserer

selbstverständlichen Forderungen wird
Frieden schaffen können.
Nils hat aufs Neue schwere Last auf
seine Schultern geladen . Als politi—
scher Flüchtling ist er Botschafter
des Samenvolkes und für unsere

Rechtsforderungen auf Land, Wasser

Kultur und Sprache. Meine Gedanken
sind auch bei seinen Kindern, der

Frau, den Eltern und der übrigen
Familie. Nils Initiative verpflichtet
uns,

zu verstärken

die Aktivitäten an allen Fronten

und gleichzeitig der

FOTO: NILS A. SOMBY
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Familie volle Unterstützung zu geben.
Das Kraftwerk am Altafluß ist noch

nicht im Betrieb. Noch ist die Vidda

nicht durch Rohre total verschlossen.

Noch leben Samen in samischer Tradi—

tion auf der Vidda in Dörfern, an

Flüssen und Seen. Von allen Staats—

bürgern wird verlangt, Stellung zu

nehmen ,
wer über Ressourcen und

die Entwicklung im Samenland bestim—

men soll: die lokalen Bevölkerungen
oder machthungrige Kolonialisten in

Regierung und Monopolbetrieben.
Hiermit hoffe ich klarzumachen, daß

Nils Flucht meine volle Unterstützung
und Verständnis hat.Es ist erschreck—

end, daß die Behörden einen Men—

schen in das Dilemma Versetzen, die

politische Landflucht zu wählen. Ich

entscheide mich dafür, zu Hause zu

bleiben. Ein politischer Gefangener
ist auch eine Belastung für einen

Staat, der sich mit Demokratie und

großen Worten über die Rechte von

Urbevölkerungen bei gemütlichen Ge-

legenheiten in der UNO und anderen

internationalen Foren schmückt."

Jonh Beier Martinsen, 9. 10. 1982.

Am 26. Nov. 1982 überraschte das

Osloer Dagbladet auf der ersten Seite

mit dem Aufmacher: "Somby von Indi—

anern adoptiert." An drei aufeinan—

derfolgenden Tagen berichtete der

USA—Korrespondent aus Canada von

einem schönen Ereignis. Nils A.Somby
ist seit seiner Flucht aus Norwegen
am 10. Sept. unter dem Decknamen

"Harry Rosenbaum" von den Indianern

British Columbias versteckt worden,

um ihn vor dem Zugriff der Rotjacken
— der berittenen Bundespolizei —

zu

beschützen.

Die norwegische Polilzei will öffent—

lich den Eindruck erwecken, daß sie

nicht sehr interessiert ist, Somby
weiterhin zu jagen. Ein Ausliefer—

ungsbegehren des Justizministoriums

an Canada ist jedoch unterwegs und

die Spitze] der Polizei putzen Tür—

klinken in Sombys Heimatstadt Karas—

jok.
In verschiedenen Pressemeldungen
haben Indianer versucht, den Hinter-

grund von Sombys Flucht zu erklären,
und warum sie es als selbstverständ—

lich ansehen, ihn zu beschützen.Der—

ek Wilson, Häuptling. des Haisla

Stammes: "Wir haben uns so vorberei—

tet, daß sie (die Rotjacken) ihn nie—

mals fassen. Solange er sich in einem

unserer Reservate aufhält — und die

liegen wie Perlen an einer Schnur-—

wird die Polizei machtlos sein."

Zum großen Adoptionsfest, das die

Indianer "Pot Lodge" nennen, kamen

Gäste aus allen Indianerstämmen nach

Williams Lake. Die Indianerhäuptlin—
ge, die Nils adoptierten, waren Dave

Quilt vom Chikotin — Lawence Pout—

lass vom Bell Coola — Derek Wilson

und sein Großvater Bill Robertson

vom Haisla — und Jerry Jack vom

Mowchat—Stamm. Jerry war von Samen

adoptiert worden, als ihn vor einein—

halb Jahren norwegische Polizisten

verschleppten.
"Wir laden dich ein, in unser Land

zu kommen, hier zu wohnen, hier

dein ständiges Heim zu haben . Wir

und unsere Stammesfreunde bieten

dir unseren Schutz, unsere Unterstüt—

zung und unsere Freundschaft wie

einen Bruder. Du wirst sicher sein

vor der Gefahr, die dich zwang, dein

Land zu verlassen. Aber du mußt

nach unseren “Gesetzen und Regeln
leben. Du kannst nicht, wie der

weiße Mann, unser Eigentum rauhen

und das Geschenk zerstören, das uns

der Große Geist gegeben hat. Im Ge—

gensatz zum weißen Mann, den wir

nie gebeten haben zu kommen, laden

wir dich ein, das zu teilen, was wir

haben“, sagte einer der Häuptlinge.
"Fun Qwid" (in etwa: Bergziegenkrie—

David Monongye, Hopi-Ältester aus Hotevüla

Menschen" ,

mit der Natur.

ne Lebensform in Großfamilien,mutter—

Totemgesellschaften
letztere

Schlangengesellschaft,
sellschaft etc.

im spirituellen Jahreskalender bestim—

ger) wie Nils jetzt heißt, schilderte
den Medien in Canada die erbar—

mungslose Behandlung durch die Poli—

zei und das, was ihn in Norwegen
erwarten würde, und erklärte, frei—

willig werde er nicht zurückkehren.

Kurz nach der Taufzermonie näherten

sich die Rotjacken und Pun Qwid ver

schwand in ein anderes, weit entle—

genes Reservat. Gleichzeitig ist diese

freundschaftliche Aufnahme auch ein

Versuch der Indianer festzustellen,
wie weit ihre Selbstverwaltungsrechte
gegenüber der canadischen Regierung
gelten.
Der canadische Minister für Indianer—

fragen machte am selben Abend in

einem Radiointerview dazu folgede
Aussage: "Die canadische Regierung
wird nie darauf eingehen, den Indi—

anern oder anderen Völkern in die—

sem Land innere Selbstverwaltung
zu geben . In Kulturfragen können

wir Mitbestimmung einräumen. Aber

wir werden niemals zulassen, daß

die Nation in innere, selbstverwalte—

te Gruppen aufgebrochen wird."

Bjarne Store Jacobsen, Leiter der ak—

tiven Samenbewegung im Kampf gegen
den Ausbau des Alta/Kautokeino —

Staudammes und Redakteur der einzi—

gen samischsprachigen Zeitung, Samii

Aigi, hat Pun Qwid besucht und er—

zählt, ihn in guter Form angetroffen
zu haben. Die Indianer haben ihn

mit großer Sympatie aufgenommen und

werden auch versuchen, der Frau

Dagny Arbeitsmöglichkeiten zu ver—

schaffen. Die versammelte norwegische
Presse verharrt bislang in einem oh—

renbetäubenden Schweigen. An welche

Gefühle appelliert die Flucht Pun

Qwids?

W \
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TOD UNTER DEM

KURZEH

REGEHBOGEH

Buchbesprechung von

Wolfgang Haug

Über die wundersame

TRIKONT—VERLAGES zu

ist so viel in der links—alternativen

Öffentlichkeit diskutiert worden,daß
bei dieser Buchbesprechung über die

Situation und Denkweise der HOPI—In—

dianer, über die Ressourcenpolitik
der USA etc. nicht weiter darauf ein—

gegangen zu werden braucht. Nur

soviel vielleicht, dieses Buch ist we—

der ein nur politisches noch ein

rein spirituelles Buch und entspricht

Wandlung des

Trikont—Dianus

so auf eine beachtenswerte Weise

dem Januskopf—Symbol des Verlags.

Die HOPI,übersetzt "friedliche

versuchen spirituell zu

in Frieden und Harmonie

Sie haben eine eige—
leben,d.h.

Clans und in rituellen

entwickelt. Das

sind Zusammenschlüße wie

Antilopenge—
deren Aufgabe es ist,

rechtlichen
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mte Zeremonien auszurichten , die
den Kreislauf der Natur symbolisie—
ren und diese partielle Tradition an

die jungen Mitglieder weiterzugeben.
Die 8000—9000 HOPI haben nie einen

Vertrag mit den USA geschlossen,ken—
nen keine Regierung oder Gesetze

und der Streit der westlichen Anthro—

pologen und Linguisten geht seit

Jahren um das Problem, ob die HOPI

eine eigene Raum—und Zeitauffassung
besitzen, ob sich dies auf ihre Spra—
che dahingehend auswirkt, daß sie
eine andere Realitätssicht bzw. Wahr—

nehmung entwickelten als die Weißen

Stephan Dömpke,
des vorliegenden Buches, unterschei—

det in drei Hauptkapitel. Im ersten

stellt er die meterologischen Grund—

lagen des Colorado Plateaus vor,dem

Siedlungsraum der HOPI und NAVAJO.

Er versucht die These abzusichern,
daß Eingriffe in den natürlichen

(reislauf dieser Gegend, verheerende

Auswirkungen auf das Klima der gan—
zen Erde haben würden. Eine These,
die auch spirituell interessant ist,
weil die HOPI—Tradition Prophezeiun—
gen kennt, die den Untergang der

Zivilisation/des Lebens beinhalten,
sollte das natürliche Gleichgewicht
in ihrer Region gestört werden. Poli—

tisch—ökologisch ist sie interessant,
weil sich im Colorado Plateau Kohle,
Jran und Ölvorkommen finden.

Der Untergang der HOPI—Kultur

wird allein durch den bereits begon—
1enen Kohleabbau eingeleitet.1n dem

nasserarmen Land haben die HOPI

;pezielle Anbaumethoden für ihr

lauptnahrungsmittel Mais und ande—

re Pflanzen entwickelt. Um pulvri—
;ierte Kohle nach ihrem Abbau über

?ipelines in die Industriegebiete
.ransportieren zu können, wird dem

Land Wasser entzogen; die Folge ist,
laß der Grundwasserspiegel sinkt
-und damit dieser Teil Arizonas end—

gültig zur Wüste zu werden droht.

'Der militärisch—industrielle Komplex
ler USA und besonders die Mitglie—
ler der Trilateralen Kommission ha—

)en vorgeschlagen, das gesamte Colo—

rado Plateau zu einem 'Nationalen

)pfergebiet' zu erklären, um den

;teigenden Energieverbrauch der USA

1bzusichern. Nach den vorliegenden
?länen soll in diesem Gebiet die

iurch die Energieentwicklung verur—

;achte Ökologische Katastrophe be—

vußt in Kauf genommen werden..."

Aus dem Vorwort von S.Dömpke).

Der Untergang der "Welt" liegt
"ü1' Dömpke in der Bedeutung der

lochplateaus der Erde für das "elek—

.rische System" (Ionisierungsprozesse
dagnetfelder...) unserer Atmosphäre.
3emeinsam mit unterirdischen elektri—

;chen Erdströmen schaffen sie ein

(reislaufsystem. Ein Abbau von Uran

rönnte beide Magnetfelder empfind—
ich stören.

'Uranabbau—und

der Herausgeber

Zerkleinerung sind

lie wichtigsten Strahlungsquellen . . .

les gesamten Kernbrennstoffkreis—

aufs, weit mehr noch als Kernreak—

.oren oder Lagerstätten für hochra—

lioaktiven Müll." (Nuclear Regula—
.ory Commission). Spätestens jetzt
lürfte klar werden, warum von ei—

1em "Nationalen Opfergebiet" die Re—

le ist: Dömpke zitiert Wissenschaft—

er: "...vielleicht ist die Lösung”)
les Problems ausströmenden Radoms.
Iranabbau und — Verarbeitungszonen
lbzuteilen und dort menschliche Be—

siedlung zu verbieten..."

TOTE ZONEN auf der Erde — ein Ding
der Unmöglichkeit?
Man denke nur an die Kanadischen

Schwermetallseen in der Größe Würt—

tembergs im Gebiet der DENE—Indianer.
Der Zusammenhang mit den Elektrizi—
täts—und Wettersystemen der Atmos—

phäre macht jedoch eine lokale Be—

grenzung dieses ökologischen Zusam—

menbruchs unwahrscheinlich. Wer

über Säureregen(Schwefeldioxid,5tick—
stoffoxid) oder die Zerstörung der

Ozonschicht (u.a. durch Stickstoff-

dünger, Kohlenmonoxid) informiert

ist, weiß daß Eingriffe solcher Grös—

senordnung schon lange nicht mehr

lokal oder national einzustufen sind.

STOP THE RAPE OF

$MOUNT TAYLOR7

URANIU». leNG
KILLS ALL LIVING THINGS

A SPIRITUAL AND PHYSICAL PROTEST
APRIL 28,29‚30‚ |979

„Stoppt die Vergewaltigung des Mt. Taylor”

Plakat des ‘American Indian

Environmental Council’fü'r eine Veranstaltung

gegen den Uranabbau

Im zweiten Kapitel beschreibt

Dömpke die Geschichte des HOPI—Wi—

derstands gegen Akkulturation, Assi-

milierung und seit 1934 politische
Fremdbe‘stimmung durch Einsetzung
(Kauf) einiger HOPI “zu "Stammesrä—

ten". Die HOPI, die nie politische
Führer, Häuptlinge etc. kannten son-

dern lediglich spirituelle und religiö—
se Sprecher, die Einfluß besaßen,
aber keine Macht, weigerten sich,
Land an die USA zu verkaufen.Durch

finanzielle Vorteile, Arbeitsplätze,
schulische Fremderziehung gelang
den USA ein Einbruch. Trotzdem

sprechen die Zahlen für sich: Am

24.0ktober 1936 z.B. wählten 795
HOPI den Stammesrat; 140 stimmten

dagegen, 651 dafür; 3705 boykottier—
ten die Wahl!

Auch heute gibt es zahlreiche Verwei—

gerer: "Rekrutierungsverweigerer";
sie wandern ins Gefängnis von Tuc—

son; ihr Vorhandensein wird meist

vertuscht . (aus : RUNDBRIEF INDIANER

HEUTE 22/23) .

@ men.-n.. immun» cm; so:-uz-33n ‘

Aber selbst der Stammesrat mußte

für die Kohleförderung übers Ohr ge—
hauen werden: "Wenn der HOPI—Stam—

mesrat gewußt hätte, daß Peabody
den Grubenschutt in großen Ha]den

liegen lassen würde, hätte man ihn

für keine Summe Geld überreden kön—

nen, den Pachtvertrag abzuschließen!
(Ein Beamter des Innenministeriums,
1970). Kein HOPI wurde also über
die Bedeutung von "strip—mining"
aufgeklärt. Aber selbst wenn wieder—

bepflanzt wird, so bleibt die Schwe—
fel—und Stickoxidbelastung der Luft.

Im NAVAJO—Reservat (es umschließt
das HOPI—Land) wird bereits Uran

abgebaut, die Abraumhalden mit ra—

dioaktivem Restmaterial wurden unt—
er Wasser gesetzt, damit die- raÜd—
aktiven Partikel nicht wegfliegen!
Erst 1981 wurden 3 m Erde über die
Abraumhalden beschlossen, ein guter
Schutz bei einer Zerfallszeit von 800
000 Jahren... Wenn nicht "offen" son—

dern unter Tage abgebaut wird,dann
werden die freiwerdenden radioakti-
ven Radongase durch Rohre an die
Erdoberfläche geleitet und strömen
in ungefähr 1,5 bis 2m Höhe unge-
filtert in die Luft; Dömpke druckt
Fotos ab, auf denen zu erkennen ist,
daß die Rohre in einigen Fällen mit—
ten in einer Arbeiter—oder Indianer—

siedlung aus der Erde kommen.

Im letzten Kapitel gibt der Her—

ausgeber die HOPI—Prophezeiungen
und aktuelle Stellungnahmen ihrer

spirituellen Führer wieder; davon
nur ein Zitat
aus Hotevilla:

von Dan Katchongva
”Der weiße Mann hat

viele Gesetze, doch ich habe nur

eins. Des weißen Mannes Gesetze
überhäufen sich. So viele Menschen
haben sie gemacht, und täglich kom—
men neue hinzu. Aber mein Gesetz
ist allein das des Schöpfers, nur

dieses eine. Und ich werde mich kei—
nem Gesetz unterwerfen,das Menschen

gemacht haben, denn ihre Gesetze
ändern sich und bringen meinem
Volk den Tod."

Literatur zum Thema:

*Stephan Dömpke: Tod unter dem kur—
zen Begenbogen; 170 S.; 20.—DM

*TECHQUA IKACHI (HOPI—Zeitung) ;
PO Box 174; Hotevilla, Arizona
86030, USA

*Waters,F.: Book of the Hopi; New
York 1969

*Don C.Talayesva: Sonnenhäuptling
"Sitzende Rispe";(falscher Titel für
ein informatives Buch); Erich Both
Verlag Kassel 1964

*Rundbrief Indianer—und Stammeskul—
turen Heute; bei: Ursula Wolf, Ka—
gerbauerstr.12, 8023 Pullach

!
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Vorbemerkung der SF—Bedaktion:

Hans Jägers autobiographischer Roman
"Kristiania—Boheme" (Kristianiazdama—
liger Name für Oslo) erregte nach
seinem Erscheinen 1885 in Norwegen
öffentliches Argernis. Der Autor die—
ses sexuell freizügigen und politisch
anarchistischen Werks wurde zu Ge—

fängnis verurteilt, sein Buch sofort

beschlagnahmt: Jäger wurde dennoch
zu einem "historisch relevanten Fak—
tor für die Herausbildung und Ver—

stärkung einer radikalen Tradition

1906 gab Hans Jaeger im Gyldendal
Nordisk Forlag, Kopenhagen das Buch

"Bibel der Anarchie" heraus. Im Ge—

gensatz zu den früheren war dies
eine respektable Ausgabe. Zuvor war

alles im Eigenverlag veröffentlicht

werden; das wichtigste davon wurde

beschlagnahmt und verboten verbrei—
tet. Ist der alte Boheme bürgerlich
geworden, nachdem sein Buch im an—

erkanntesten Verlag Skandinaviens

erschienen war?

Das Rare an diesem Buch ist, daß
die Gedanken darin in deutlichem

Zusammenhang mit dem stehen, was

er 1878 in seiner ersten Schrift ge—
äußert hatte. Dieses war eine Studie
über Kant's Vernunftkritik, in der
er — wie in der "Bibel" der Anarchie,
an “eine heilige Vernunft" glaubt,
als Voraussetzung für zukünftiges
individuelles und gesellschaftliches
Leben. Zwischen diesen beiden philo—
sophischen Schriften liegt der Teil
von Jaegers Verfasserschaft, gegen
den Anklage erhoben wurde, wofür
er ins Gefängnis wanderte und die
in all den Jahren als eine Art Unter—

grundliteratur existiert hat.

Es ist ein anerkannter literaturhisto—

rischer Mythos —— der zu einem gewis—
sen Teil aus Jaegers eigenem Vorwort

zu Kristiania — Boheme stammt — daß
er "vor allem durch seine Persönlich—
keit wirkte. Er war kein großer Den—

ker, klar, seine Abhandlung über

Kant macht seiner Logik Ehre. Er

war kein bedeutender Verfasser. Aber

es war eine Glut in ihm, eine Lei—

denschaft in seiner Überzeugung, die

imponieren mußte."

im norwegischen Geistesleben" (Hel—
mut Kreuzer; in:Die Boheme, Stuttgart
1968).
Die norwegische Variante der Boheme
(dazu zählten sich u.a. Hamsun, Ed—
vard Munch...)‚ die der literarischen

Bewegung des Naturalismus verbunden
war ( Ibsen , Zola , auf deutscher Seite
G. Hauptmann, A. Holz), bildete sich

zeitlich früher als die deutsche Bohe—
me —

zu der sich u. a. auch die An—
archisten E. Mühsam, G. Landauer,’

49

O. Gross, F.

zählten-.
Jung , A . Hol itscher

"Bekanntlich gehörte
den berühmeten —Zehn

Kristiania—Boheme: Du sollst deine
Familienwurzeln ausrotten;Du sollst
dein Leben schreiben; Du sollst dir
das Leben nehmen."

(Jens Bjoerneboe, in: Wider den Be—

vormundermenschen, Reutlingen 1980)

folgendes zu

Geboten der
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Diese Einschätzung von Jaeger als

einem Verfasser zweiten Ranges, der

seine Bücher nur durch seinen Glau—

ben an eine Sache und ohne besonde—

re künstlerische Ambitionen schrieb,
ist u.a. dazu benutzt worden, die

Haltungen in seinen Büchern zu ba—

gatellisieren und seinerzeit auch da—

zu, die Beschlagnahmungen zu ent—

schuldigen.
Hans Jaeger ist kein schlechter und

zweitrangiger Verfasser, aber er ist

eine andere Art von Autor, den in

ein literaturhistorisches Schema zu

pressen sehr schwer fällt. Er bricht

mit den gewohnten Auffassungen da—

rüber, wie realistische Literatur sein

soll. Er schreibt nämlich nicht über

fiktive Menschen, er schreibt über

Verhältnisse, die dagewesen sind.

Er dichtet nicht, er trachtet danach,
die Wahrheit zu sagen. Er ist gesell—
schaftlich engagiert, aber nicht in

erster Linie mit dem sozialen Unrecht

beschäftigt. Er schreibt, ohne auf

das zu schielen, was gerade die gän—
gige literarische Richtung seiner Zeit

ist. Seine Autorenschaft erlitt das

gleiche Schicksal, wie die Bücher

der ihm geistesverwandten Autoren.

Autoren, die als Naturalisten bezeich—

net werden, und damit als schlecht,

detailreich, übertreibend und deter—

ministisch, ohne Gefühl für die wirk—

lichen Probleme der Menschen.

Diese Verurteilung des Naturalismus

kommt von zwei genau entgegengesetz—
ten Richtungen her. Der eine Aus—

gangspunkt dieser Kritik, der sich

an die traditionelle Realismustheorie

hängt, sagt, daß die naturalistischen

Romane nur die Oberfläche und De—

tails schildern und nicht die Struktur

hinter den sozialen Verhältnissen.

Sie werden als eindimensionale Auto—

ren hingestellt, die den Personen

keine Möglichkeit zum Handeln lassen

und sich derer Situationen nicht be—

wußt wird. Der Naturalismus enthält

laut dieser Auffassung eine Richtung,
die nicht instande ist, die sozialen

Zusammenhänge so zu zeigen, wie

sie wirklich sind. Zusätzlich wird

behauptet, daß die Geschichtsauffas—

sung der naturalistischen Werke von

einer mangelnden Einsicht geprägt
sind, die Notwendigkeit sozialer Än—

derung aufzuzeigen.
'?
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lagen efter. The Day After. 1895.

Die andere Kritik kommt aus einer

romantischen Haltung. Sie behauptet,
daß die naturalistische Literatur nur

oberflächlich bleibt und außerstande

ist, die inneren Gefühle von Menschen

zu schildern, die ewigen und uner—

klärbaren Gefühle und Züge, die un—

erklärbare psychische Tiefe eines je—
den Menschen und die subjektiven
Erlebnisse.

Gemeinsam behaupten beide Richtun—

gen der Kritik, daß der Naturalismus

oberflächlich und schädlich ist. Vor

allen anderen ist der Sprecher des

Naturalismus, Emile Zola dieser Kri—

tik ausgesetzt. Und nicht zufällig
beruft sich Hans Jaeger auf Zola als

seinen Lehrmeister und Inspirator,
als er vom Plan zu "Kristiania

Boheme" spricht. Er beschreibt, wie

er sich einen Menschen wählen "und

diesen der Öffentlichkeit präsentieren
will"; "auf die Keime zeigen, die

ursprünglich da waren, wie diese

nach und nach während der morali—

schen Entwicklung zerstört wurden

Und dieses in seiner nackten Armut

darstellen, das jämmerliche verkrüp—
pelte Leben und wie diese Kastrie—

rungsentwicklung endete." Das

klingt wie direkt aus dem "Le roman

expérimental" .

Aber wo Zola seine Exempel aus dem

Leben anderer holt und sich vor—

nimmt , die gegenwärtige französische

Gesellschaft und ihre verschiedenen

kommt es

sein eigenes Leben

seine eigene Situation.

das, was im heutigen
Jargon "das Private Öffentlich ma—

chen " heißen würde. Damit reißt

er einen Teil der wichtigsten Schran—

ken ein, die in der bürgerlichen Welt

errichtet wurden. Er stellt sein In—

Schicksale zu beschreiben,
bei Jaeger dazu,

darzulegen —

Jaeger macht

timleben zur Schau, nicht fern der

Wirklichkeit als Dichtung, sondern

als Wirklichkeit, als ein Beispiel.
Das ist genauso Jaegers Vergehen
wie wenn er darüber schrieb, worü—

ber man nicht sprach — nämlich das

Geschlechtsleben .

In diesem Zusammenhang muß auch

auf die Parallele hingewiesen wer-

den, die zu Jaegers autobiographi—
schen Romanen und der Selbstauslie—

ferung einer anderen norwegischen
naturalistischen Autorin verläuft —

. &

Edvard Munch

den zwei Romanen Amalie Skrams aus

dem Krankenhaus für Geisteskranke:

Professor Hieronimus und Paa St.

Joergen (in St. Joergen). Diese Roma-

ne waren aus A. Skrams Verfasser—

schaft fast "verschollen", bis sie die

neue Frauenbewegung wiederentdeckt

hat.

Das "Erste Gebot" der Boheme, das

im Impressionisten am 8.Februar 1889

veröffentlicht wurde, leutete: "du

sollst dein eigenes Leben schreiben".

Jaeger und Amalie Skram machten

das — sie schrieben über Themen wie

Sexualität und Geisteskrankheit. Sie

benutzten ihr Leben als Beispiele und

die Reaktion darauf war, daß sie

nicht das künstlerische Ziel erreich—

ten, daß sie Details ausmalten, daß

sie übertrieben.
Seit den 1970er Jahren ist die Be—

kenntnisliteratur ein Teil der Buch-

welt. Die Trennung zwischen privatem
und öffentlichem Leben ist zusammen—

gebrochen. Aber diese neue Bekennt—

nisliteratur fungiert nur in seltenen

Fällen so wie Jaegers Trilogie
—

Kranke Liebe, Bekenntnisse, Gefäng—

nis und Verzweiflun_g oder A. Skrams

Romane über Geisteskrankheit; näm—

lich als Beispiele für Schicksale,

die Züge verschiedener Entwicklungen
in sich tragen. Die heutige Bekennt—

nisliteratur ist zumeist ein Spiel mit

der Neugierde, oder sie ist zu einer

Form seriöser Sensationsjournalistik
geworden.
Jaeger und Skram halten stand. In

ihren "Bekenntnissen" liegt der histo—

rische Bruch. Sie durchstoßen die

Grenzen des Erlaubten auf eine so

radikale Weise, daß die Öffentlich—

keit, die sie kränkten, sich nur mit

ihrer extremsten Waffe wehren konn—

te: Ausstoßen und Anprangern, Verbot

in Hans Jaegers Fall, historisches

Verschweigen und herablassende Hal—

tung in A. Skrams Fall. Es ist heute

notwendig, diese Bücher in ihrem hi—

storischen Zusammenhang zu lesen.

Sie sind der skandinavischen Gesell—

schaft ent?piungen, die die Wurzeln

der heutigen Gesellschaft enthielt.

In der zweiten Hälfte des 19. Jahr—

hunderts erhielten die gesellschaftli—
chen Institutionen ihre erste moderne

Form. In dieser Zeit beginnt ernst—

haft der Übergang zur heutigen Ge—

sellschaftsformation . Die Literatur

dieser Periode verhält sich gegenüber
diesen gesellschaftlichen Verwandlun—

gen reaktionär - entweder kommt dies

klar und unzweideutig zum Ausdruck

oder es äußert sich durch verschiede—
me Formen — wie Verdrängung. Um—

schreibung und Gebrauch von Symbo—
len.

Die Bücher dieser Zeit sind von einer

wunderlichen Doppelbödigkeit geprägt.
Auf der einen Seite erscheinen sie

als zeitgemäße, die jegliche Probleme

kommentieren, und auf der anderen

Seite als Stimme der Vergangenheit.
als historische Dokumente. In dieser

Doppelbödigkeit liegt das Geheimnis

dieser Bücher. Sie sind zeitgemäß,
weil sie Verhältnissen entspringen,
die wir nicht überschritten haben

und auf der anderen Seite wurzeln

sie in einer Vergangenheit, die wir

hier hinter uns gebracht haben.

In der Vorrede zu Kristiania Boheme

schreibt Hans Jaeger u.a.:
" erweist es sich als richtig, daß

das bestehende Eigentumsrecht den

ökonomisch stärkeren das Recht gibt.
den ökonomisch schwächeren zu unter—

drücken, politisch, ökonomisch. sozial

und intellektuell — und daß diese
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Verhältnisse die großen Gesellschafts—

übel hervorrufen: Armut, Roheit, Un—

wissen; und erweist es sich als rich-—

tig, daß die Familien— und Ehesitua—
tion durch ihre unnatürliche Tren—

nung der Geschlechter eine Quelle
der Liderlichkeit schafft, die zusam—

men mit Armut, Roheit und Unwissen—
heit die großen Gesellschaftsübel ver—

ursacht, die wir Unsittlichkeit nen—

nen; erweist es sich, daß diese Ge—

sellschaftsübel unabänderlich eine

große Menge an Opfern erfordern ——

dann ist es klar, daß der determini—

stische Verfasser als Thema seiner
Kunst gerne die Entwicklungsge—
schichte von Individuen wählt, die

Opfer dieser Gesellschaftsübel sind."

Und am Ende steht die Aufforderung
zu "einem planmäßigen, zähen Wider—

stand und” anhaltendem Kampf, die

drei gigantischen Granitklötze zu un—

tergraben, die die alte Kultur und

alte Gesellschaft tragen und alle Gei—

stesarmut am Leben erhalten — das

Christentum, die Moral und den al—

ten Rechtsbegriff."

Diese Vorrede ist ein Programm für

eine Abrechnung mit der bestehenden

Gesellschaft. Und es ist ein Pro—

gramm, das Hans Jaeger Buch für

Buch erfüllt. In Kristiania Boheme

sind es die Moralnormen und die Er—

ziehung, die in Ungnade fallen. In

der Trilogie werden die Herausfor—

derungen der zerstörenden Wirkungen
etablierter Institutionen verschärft
und am Ende, mit der Bibel der

Anarchie zielt Jaeger auf die? Wurzel
allen Ubels, das bestehende Eigen—
tumsrecht und die kapitalistische Ge-

sellschaft-

Hans Jaegers Aufruhr und seine Form

von Radikalität schließen einen Bruch

mit dem Radikalismus ein, der seinem

eigenen und dem der Boheme voraus—

ging. Er verstand sich am Anfang
selbst als Vermittler des Programms,
das "im Durchbruch der Moderne"

festgeschrieben war — dem liberalen

Radikalismus der Brandes— Genera—

tion. Und groß war die Enttäuschung
darüber , daß die alten radikalen

Köpfe ihn und die Boheme nicht

Völlig unterstützten — in Verbindung
mit den Rechtssachen gegen seine Bü—

cher.

Die Gesellschaftskritik der Brandes—

Generation war eine Fortsetzung der

radikalen bürgerlichen Kritik der

großen französischen Revolution und
den Strömungen zwischen 1830—1840,
die in der Revolution von 1848 in

Frankreich kulminierten. Die Kritik
war gegen die bürgerliche Gesell—

schaft gerichtet, weil diese nicht ihr

grundlegendes Programm von Freiheit,
Gleichheit und Brüderlichkeit erfüllte.
Aber es war eine Kritik, die keine

Gesellschaftsumwälzung forderte, son—

dern sie war gegen die Einschrän—

kungen in den Freiheiten gerichtet,
die von der radikalen, liberalen Tra—
dition versprochen wurde. Es war

ein Angriff innerhalb der intellektu—
ellen Sphäre, von einem Angriff auf
die Grundlagen der Gesellschaft war

nicht die Rede. Der Streit drehte sich
um Geistesfreiheit und intellektuelle

Freiheit, und deren soziale Ziele

waren nicht auf einen totalen Bruch
mit der liberalen Bürgerschaft ge—
richtet, die das: Publikum der Durch—

bruchsgeneration bildete. Dieser Ra—

dikalismus war antibürgerlich nur

in dem Sinne, daß er seine Fragezei—
Chen hinter die Machtausübung der

konservativen Bürgerschaft setzte.

Er war feindlich gegen die Bürger—
schaft eingestellt, weil sich viele
der Kritiker in einer zweideutigen
Position sahen: mit einem Bein in

einem utopischen Radikalismus und

mit dem anderen in der etablierten
Gesellschaft. Auf eine Art waren sie
freie Autoren, Intellektuelle und
Künstler, während sie gleichzeitig
Bürger und Beamte waren. Und be—

sonders in Norwegen war gerade diese

Generation von Radikalen gleichzeitig
Kritiker und Träger des Staates.

Politisch enthielt dieser 'Durchbruch
der Moderne‘ die Reaktivierung des

progressiven bürgerlichen Geistes von

1789. Die "citoyen" —

Haltung wurde
mit dem satten und selbstzufriedenen

"bourgeois" — Geist konfrontiert. Und

der Kampf zwischen diesen Positionen
fand in der bürgerlichen Öffentlich—
keit statt. Es war ein Streit, der

nur jene etwas anging, die Zugang
zu den öffentlichen Debatten hatten,
in Vereinen, Zeitschriften und Zeitun—

gen. Es war ein politischer Streit,
der nicht mit hilfe von Organisatio—
nen stattfand, sondern durch indivi—
duelle Argumentation und Exemplifi—
zierung, und sein erstes Fels war

die Literatur, deren Publikum sich
eine grundlegende Bildung angeeignet
hatte.

von der absoluten Freiheit als Utopie
aufrecht erhalten. Aber die gesell—
schaftliche Entwicklung zeigt, daß
dieser Traum nicht ohne einen totalen
Bruch realisiert werden kann. Der

kämpfende, radikale und optimistische
Glaube, daß der Liberalismus zur

Freiheit führen kann, geht über in
Mißmut und maulende Antibürgerlich—
keit. Für diesen Zusammenhang ist
in Norwegen das Jahr 1884 entschei—
dend. In dem Augenblick, in dem
der Liberalismus staatstragend wird,
verliert er seine kritische Wirkung.
Da bricht die Hoffnung zusammen,

daß die liberale Bewegung die Frei—

heitssehnsucht erfüllen könnte, die
von den Männern des Durchbruchs

gefordert wurde.

Die Boheme ist ein Produkt des Radi—

kalismus. Sverdrup und Hans Jaeger
sind ihre gegenseitigen Zerrbilder.

Sverdrup führt den Liberalismus in

Verantwortung und Regierungsmacht
und etabliert den Storting (Parla—
ment) als das Zentrum politischer
Öffentlichkeit. Hans Jaeger führt den

Liberalismus weg von jeder Verant—

wortung und jeder Form von Macht
und etabliert die Cafés als Zentren
der literarischen Öffentlichkeit.

Hälfte des 18.

ist die Periode,
Jahrhun—

in der die mo—

Die zweite

derts

'derne Presse und die modernen Verla—

ge sich etablierten. Es ist die Zeit,
in der die skandinavischen Künstler
und Autoren “als eine spezialisierte
Gruppe auftreten. Sie versuchen, von

ihrer Kunst zu leben. Sie reißen sich
los «von der ökonomischen Bindung
an die bürgerliche Gesellschaft, aber

sie binden sich an den Markt der
Bilder und Wörter. Die Durchbruchs—

gesellschaft schafft das erste Stück
auf dem Weg weg von der traditionel—
len bürgerlichen Öffentlichkeit und
hin zu einer künstlerischen Institu—

tion, deren Kern kritisch ist — aber
auch isoliert. Hier werden die Ideale
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Ein Gespräch mit dem heute über

85—jährigen Hans Koch , dem Mitbe—

gründer der Kommune Blankenburg
in Bayern 1919.

Die Fragen stellte Jutta Bohnke‚eine

Schwiegertochter von Käthe Kollwitz,
deren Sohn Peter mit Hans Koch eng
befreundet gewesen war, aber im

ersten Weltkrieg neben Hans Koch im

Schützengraben erschossen wurde.

SF—Hed.

J.B.:Die Jugendbewegung war eine

Bewegung von unten her; von der

Jugend aus — sie hatte nichts mit

staatlicher Lenkung oder ...staat—

licher Initiative zu tun?

Koch:Nein . . ‚Alle gesellschaftlichen
Gruppen, sei es Parteien, Gewerk—

schaften, Kirchen oder andere Forma—

tionen, bemühen sich um die Jugend
und richten von da aus die Jugend—
pflege ein...im Gegensatz zur Jugend—
bewegung, die von unten her, von

der Jugend aus entsteht, und zwar

in lebendigem Kontakt, einfach ba—

sierend auf Freundschaften . . . ein

ganz prinzipieller Unterschied gegen—
über dem, was dann in krassester

Form natürlich durch die Gleichschal—

tung von allem, was auch an Jugend—
bewegung existierte, im 3.Reich er—

folgt ist. Also Jugendpflege, d.h.

Einschaltung der Jugend für Zwecke

und Absichten der alten Menschen!

Das war genau das, was auch von

Reren großen Vorbildern — zum Bei—

spiel Gustav Wyneken oder Gustav

Landauer und Martin Buber — abge—
lehnt wurde.

(...)

J.B.: War bei eurer Flucht vor der

Polizei von Berlin nach Bayern
schon an eine gemeinschaftliche Sied—

lung gedacht?

Koch:Ja, an sie wurde schon seit

1916 gedacht. Das war immer der

Wunsch, das, was wir als sinnvol—

les Leben erkannt hatten„ beginnend
mit den Fahrten und mit der Fahrt—

gemeinschaft , mit den Nestabenden

und den Ferienerlebnissen der Ju—

gendbewegung schon vor dem 1.Welt—

krieg; daß man also nicht irgendwo
einen normalen bürgerlichen Beruf

ergreifen wollte und dann am Feier—

abend oder mal übers Wochenende

das, was einem eigentlich am Herzen

lag, verwirklichen konnte, sondern

man suchte jetzt dringend nach Mög—
lichkeiten, dieses Leben universell,
also allgemein und ohne Ableitungen
und ohne Beeinflußung und ohne Be—

engung der bürgerlichen Existenz—

möglichkeiten durchzuführen. Und

das war ja schon quasi das Rezept;
wir hatten es von Gustav Landauer

(Aufruf zum Sozialismus) und Peter

Kropotkin (Industrie,Landwirtschaft
und Handwerk) und in gewisser Wei—

se auch von Martin Buber, mit dem

wir auch in Kontakt waren...

J.B.: Die Siedlungsidee hat ja da—

mals wohl in Jugendgruppen aller

politischer Richtungen eine große Hol—

le gespielt. . .BLANKENBUBG , wohin

sie dann gegangen sind, war aller—

dings eine der ersten Siedlungen,
wenn nicht die erste überhaupt, und

zeichnete sich aus durch die Ideale

der bürgerlichen Jugendbewegung in

Verbindung mit sozialistischen Inhal—

ten..

Koch: Ich möchte mal kurz erzählen,
wie es zu der Gründung Blanken—

burg gekommen ist. Wir waren be—

kannt dafür...,daß wir danach streb—

ten, irgendwo ein Land und ein

Haus zu erwerben und damit eine Ba—

sis für unsere Jugendgemeinschaft
zu schaffen. Und da kam aus den

Kreisen der Münchner sozialistischen

Studenten, von Wilhelm Hagen...die
Mitteilung, daß eine Pleite gegange—
ne Missionsprokuratur zwischen Augs—
burg und Donauwörth käuflich zu

erwerben sei. Er fragte:
die Möglichkeit, daß ihr einen An—

fang macht? Nun ging es darum,daß
man eine Anzahlung haben mußte,
also wenigstens 15.000 Mark — und

da hat der...Dichter Oskar Maria

Graf, mit dem wir sehr gut in Ver—

bindung waren, gesagt: Komm, ich

bring dich zu der Hertha König —

das war damals eine bekannte Dich—

terin, die im Insel—Verlag veröffent-

Besteht da\
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licht hat...im Beisein von Oskar Ma—

ria Graf habe ich dann so lebendig
geschildert, was wir vorhatten, daß

sie nach kaum einer Stunde ihr

Scheckbuch zückte und über 5000 M

einen Barscheck ausfüllte, (das ist

also soviel wie heute 50.000DM). Und

dann hatte sie anschließend gesagt:
Können sie vielleicht da auch einen

Schützling von mir mit unterbringen
und in ihrer Gemeinschaft brauchen,
einen Willi Strobel, das ist ein

Schweizer Deserteur?

Ich sagte: Selbstverständlich,
wir uns verstehen,
was

wenn

ist ja genau das

wir da auch gerne aufnehmen.

Und der war einer der wichtigsten
Leute bei uns nachher in der Sied—

lung . Nun fehlten aber immer noch

10.000 Mark. Und da bin ich dann

zu einem alten Bekannten, den ich

schon in Weimar besucht hatte in sei—

ner Nobelwohnung, Georg Kaiser, ein

damals schon ziemlich bekannter,spä—
ter wohl meistgespielter Dramatiker,
der u.a. auch ein Drama geschrie—
ben hatte, das "Gas" hieß. Und das

endete mit der Aussicht, «daß die In—

dustriearbeiter nicht den ganzen

Tag in der ...Industriehölle verbrin—

gen sollten sondern halbtags arbei—

ten und im übrigen in Siedlungsge—
meinschaften auf dem Lande bleiben

sollten. Und zu dem ...bin ich hin—

gegangen und habe gesagt: Also,
Herr Kaiser, es ist soweit, wir fan—

gen an! Und er konnte ja auch gar
nicht den Bückzieher machen , es

war ja seine Forderung. . .Er hat

10.000 Mark zum Ankauf der Sied—

lung bereitgestellt...
Ja, die ganze Zeit war günstig,weil
nach dem Zusammenbruch, nach dem

verlorenen Krieg das Bürgertum ver—

unsichert war. Die großen Funda—

mente — Familie,Kirche,5taat — waren

ins Wanken geraten.
Mir war klar, daß abgesehen

von unserem alten Stamm, der schon

aus der Wandervogel—Zeit kam, daß

man da natürlich noch eine Auswei—

tung
- wir dachten so an ein gutes

Dutzend — nötig hatte. Durch die

Verbindung mit den sozialistischen

Studentengruppen und durch die Ver—



bindung mit den Kreisen, die um

Gustav Landauer und Kurt Eisner in

München sich
_ gebildet hatten, die

nun wieder in der Arbeiterjugend
verwurzelt waren, bekamen wir sehr

schnell Kontakt mit einzelnen jungen
Menschen, die gerne so eine Gemein—

schaft mitmachten . . . Aber dabei

möchte ich sagen: ich halte zwar

für die Gründung derartiger Dinge
einen gewissen Kristallisationskern
für wichtig, aber für noch wichtiger
halte ich, daß dieser...so bald wie

möglich zurücktritt...damit da nun

wirklich eine Gemeinschaft leben und

nicht eine Organisation mit Führung
und Befohlenen lebendig werden zu

lassen...

J.B.: Ich würde gern noch etwas wis-

sen über das Verhältnis von der

Siedlung Blankenburg zur Räterepu—
blik in Bayern. Hatten sie Bezie—

hungen? Waren sie daran beteiligt?
Haben sie gewisse Funktionen dort

übernommen?

Koch: Ja, eine ganze Menge! Wir wa—

ren uns darüber klar,daß wir nicht

die politischen Typen sind, die da

aktivyin die Bäteregierung eingrei—
fen oder mitmachen könnten. Ich

habe damals dem Gustav Landauer,
der in führender Funktion bei der

Räteregierung war, erzählt, daß wir

Blankenburg gegründet haben, — mit

angeregt durch sein Buch "Aufbruch
zum Sozialismus". Und da hat er ge—
sagt, er sei sehr glücklich,daß das

jetzt anfangen soll. "Er hätte nie
den Mut gehabt, anzufangen" — wört—

lich zitiert.

Sie fragen nach den Beziehungen zur

Räteregierung. Wir waren bekannt

als zuverlässige Leute, die zwar kei—
ne Parteileute waren, aber anstän—

dige Kommuno—Anarchisten, auf die
man sich verlassen konnte. Ich war

zum Beispiel sehr befreundet mit der

Frau von Eugen Leviné (KPD), der

dann nachher zum Tode verurteilt

wurde, einer der führenden Leute
der Häteregierung . . .Wir verstanden
uns sehr gut, sie verstand mich und
meine Ideen sogar so gut, daß sie

sagte: Wenn wir an die Regierung
kommen sollten, seid ihr ja eigent—
lich die ersten, die wir an die
Wand stellen müssen. Weil wir gegen
dieses zentralistische Parteiensystem
waren und dafür mehr für einen syn—
dikalistischen Aufbau von unten her
also ein Rätesystem, das von über—
schaubaren Gruppen aus bis zu grös—
seren Formationen gestaltet wurde.

J.B.: Kannten sie auch Max Levien
(KPD)?

Koch: Ja, den Max Levien kannten
wir nicht nur, Max Levien, auf den
waren 30.000 Mark steckbrieflich

ausgeschrieben, er war einer der

hauptgesuchten Leute, d.h. die an—

deren hatte man eben zum Teil in
Gewahrsam... Er wurde durch meine

damalige — ja, wie nennt man das
heute? — Freundin, ist eigentlich zu

wenig, aber geheiratet haben wir
ja nicht —, also der Helene Dmuchow—
Ski und der Lies Timmermann...also
diese beiden haben Max Levien mit
der Klampfe auf dem Rücken als Wan—/
dervogel durch die Weißen Garden,

die damals alles abfingen, nach
dle damals alles abfingen, was ir—
g€mdwie verdächtig erschien, nach

Blankenburg gebracht. Und das war

auch der Grund, daß man Blanken—

burg später ausgehoben hat —

wo

wir dann ins Gefängnis gekommen
sind... Jedenfalls hatten wir enge

Verbindung, ohne daß wir politisch
tätig waren. Trotzdem, einer von

Blankenburg, der Georg Platzer, ist

bei den Straßenkämpfen in München

zu Tode gekommen.
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ein...eine Gruppe von uns war ganz

dagegen. Die waren mehr so — heute

würde man vielleicht sagen
— anthro—

posophisch eingestellt, obgleich na—

türlich heute auch die anthroposophi—
schen Gärtnereien und Landwirt—

schaftsbetriebe nicht mehr ohne

Technik Deshalb haben

wir eine vorgenommen.

auskommen .

Zellteilung

J.B.: ‚Die Polizei hat dann wegen
des Verdachts, daß sie Max Levien

versteckt hätten, Blankenburg um—

stellt, und sie sind alle vorgeladen
worden zu Verhandlungen?

Koch:

Sache.
— nicht

Das war eine ganz lustige
Da waren ungefähr 100 Leute

nur Polizei sondern auch

noch so Bürgerwehr usw., alle mit

Waffen, weil sie wohl annahmen, wir

hätten wer weiß was versteckt. Wir

hatten nicht eine Waffe...Nach eini—

ger Zeit kam es dann zum Prozeß.

Und da ging es nun darum zu bewei—

sen, daß wir keine Ahnung hatten,
daß Max Levien bei uns war....

(Der Prozeß endete mit 1 1/2 Jahren

auf Bewährung, Abschiebungen etc.

relativ glimpflich nicht zuletzt we—

gen prominenten Entlastungszeugen
aus Kochs Verwandtschaft und sei—

ner Verteidigungsrede.)

.].B. : Trotz dieses glücklichen Aus—

gangs des Prozesses hat sich aber

Blankenburg wenig später aufgelöst.
Warum geschah das ? Und wie wurde

die Frage der Eigentumsverhältnisse
gelöst ?

Koch:Da gab es eine gewisse unter—

schiedliche Entwicklung. Ich hatte

schon 1919 —

Gründung von Blankenburg—erfahren,
daß in der Schweiz ein Erfinder Kon—

rad von Meysenburg eine Maschine

gebaut und im Einsatz hatte,die die

Spatenarbeit für den Gärtner motori—
sieren könnte. Das waren die Motor—

bodenfräsen. Damals bin ich sofort

hingefahren , weil mich das brennend

interessierte, auch gerade in Ver—

bindung mit den Ideen des Fürsten

Kropotkin, der nun diese Verbindung
mit dem Boden für so wichtig hielt,
im Zusammenhang mit anderen Unter—

nehmungen, der aber auch alles‚was
technisch möglich war —- künstliche

Beregnung, Einsatz von Glas, also

Gewächshäuser, Treibbeete usw. —

befürwortete. Das leuchtete mir sehr

also ungefähr mit der „

Man kann nicht sagen, daß das nun

aufgehört hat.Eine Gruppe blieb da,
und eine Gruppe ging weg. Da nun

aufgrund der Art, wie Blankenburg
gekauft und gegründet worden war,

ich als Eigentümer fungierte bzw.

in den Büchern des Amtsgerichts fest—

gestellt war, mußte ich, wenn ich

weg wollte, mindestens eine Voll—

macht ausstellen.

Diese Vollmacht habe ich auf einen

Toni Hauser ausgestellt...Der Amts—

richter hat gesagt: Sie geben Ihr

ganzes Eigentum dahin. Der kann

morgen schon das alles auf sich

übertragen, und Sie sind es dann

los. Daraufhin habe ich gesagt: Ge—

nau das will ich ja auch. Ich habe

es ja nicht als Eigentum erworben

sondern als Basis für eine Gemein—

schaftssiedlung. Und ich will das

auch niemals als Eigentum auswer—

ten oder gar behalten...

worden.Das Interview ist gekürzt
Wer mehr über Hans Koch erfahren

will, muß sich noch etwas gedulden.
Zusammen mit einem heutigen Kommu—

narden vom schafzuchttreibenden Bei—

nighof bei Pirmasens schreibt Hans

Koch an seinen Erinnerungen.
Über die Kommune Blankenburg gibt
es bereits seit 1973 eine wenig ver—

breitete Untersuchung von Ulrich

Linse: Die Kommune der deutschen

Jugendbewegung; CH.BECK'SCHE Buch—

handlung München; Bestellnummer:

ISBN: 13—406—108059; SF—Red.
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